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Vorwort des   
Bundesministers des Innern 

Kommunen sind Orte der politischen Wirklichkeit. 
Fast jedes Handeln der Politik kommt irgendwann in 
der Kommune an. Auch die Erfolge und Misserfolge 
elektronischer Verwaltung zeigen sich hier: Welcher 
digitale Service wird von den Menschen angenommen 
und welcher nicht? Wo sind wir schon gut? Und wo 
müssen wir besser werden? – die Antworten auf alle 
diese Fragen finden wir oft nur in den Kommunen.

Die Modellkommunen – Großstädte, Mittel- und 
Kleinstädte sowie Landkreise – haben zwei Jahre 
 Ideen für ihre E-Government Konzepte entwickelt, 
mit deren Umsetzung begonnen und sie für uns do-
kumentiert. Wir wollten erfahren, wie das Gesetz auf 
kommunaler Ebene wirkt, was die Digitalisierung von 
Verwaltungsleistungen hemmt, was sie fördert und 
welches Vorgehen sich bewährt. In diesem Projektbe-
richt stellen die Modellkommunen ihre Erfahrungen 
dar.

Mit dem E-Government-Gesetz fördern wir die 
elektronische Verwaltung in ganz Deutschland. Klar 
ist aber: Das Gesetz bietet oft Möglichkeiten statt 
Verpflichtungen. Digitale Verfahren, elektronische 
Aktenführung, Vernetzung der Behörden, zeit- und 
ortsunabhängige Verwaltungsdienste – dort, wo frü-
her rechtliche Hürden waren, ist heute Platz für neue 
Ideen. Erfolgreiche elektronische Verwaltung ist häu-

fig keine Frage des Könnens, sondern eine Frage der 
Einstellung. Wir brauchen Menschen, die vorangehen, 
Abläufe hinterfragen und besser machen wollen. Dass 
es sie gibt, zeigen die acht ausgewählten Modellkom-
munen, aber auch die Vielzahl der Bewerbungen für 
das Projekt.

Verwaltung zu verändern und zu modernisieren, 
das ist ein dickes Brett. Wichtig ist die praktische Be-
reitschaft zur Vernetzung – das heißt: einheitliche 
Schnittstellen, Interoperabilität und ein Denken in 
größeren Zusammenhängen. Es ist gut, dass die Mo-
dellkommunen ihre Zusammenarbeit auch nach dem 
Ende des Modellvorhabens fortsetzen werden – als ein 
kommunales Netzwerk, das offen ist für weitere inter-
essierte Partner. Meine Bitte: Mehr davon!

Dr. Thomas de Maizière, MdB
Bundesminister des Innern

Grußwort



 „Bürgerportal. Geklickt. Erledigt. – Einiges wurde be-
reits erreicht und auch einfacher erreichbar – mehr 
noch bleibt zu tun! Jedoch verlaufen die Nutzerzahlen 
entgegen dem bundesweiten Trend sehr positiv. Dies 
hängt damit zusammen, dass nachfrageorientierte 
Dienstleistungen online sowie überwiegend medien-
bruchfrei angeboten werden und daneben auch dieje-
nigen Dienstleistungen aufgegriffen wurden, die mit 
hohen Fallzahlen jährlich einhergehen. Nach einem 
Jahr Bürgerportal ist die Anzahl der Bürgerkonten 
auf derzeit 2.787 und die in Anspruch genommenen 
Online-Dienstleistungen auf 1.461 angestiegen. Auch 
eine breit angelegte Marketing-Kampagne ist Grund-
lage dieses Erfolges.“
Stadt Gütersloh

„Norderstedts Motto lautet: Wir sind eine Idee vor-
aus – und haben die Zukunft im Klick. Unsere Erfolgs-
garanten für die Digitalisierung: Akzeptanz durch 
Bürgerinnen und Bürger, Kommunikation und Ko-
operation über alle Ebenen, eine langfristige Strategie 
und langer Atem – denn E-Government ist ein Prozess 
und kein Projekt.“
Stadt Norderstedt

„Einfach. Gemeinsam. Machen. – Das Motto der Be-
werbergemeinschaft Ibbenbüren sagt aus, dass eine 
Vielzahl von Verwaltungsprozessen mit vorhandenen 
Bordmitteln digital gestaltet werden kann und im Sin-
ne der interkommunalen Zusammenarbeit einfach 
und mehrfach anwendbar ist.“
Bewerbergemeinschaft Ibbenbüren

„Bei der Entwicklung eines Verwaltungsebenen über-
schreitenden Bürgerportals sind viele Hindernisse zu 
überwinden und Risiken zu beachten. Nutzt man zu 
deren Bewältigung das Mittel der Kooperation (so-
wohl auf kommunaler als auch auf Landes- bis hin 
zur Bundesebene), so können hieraus Chancen für 
eine nachhaltige und ganzheitliche Verwaltungsmo-
dernisierung entstehen.“
Landkreis Cochem-Zell

„Die Mitarbeit im Projekt ‚Modellkommune E-Go-
vern ment‘ bot die Möglichkeit, fokussiert ausgewählte 
Teilprojekte zu bearbeiten, Lösungen zu entwickeln 
und die Ergebnisse anderen Kommunen zur Verfü-
gung zu stellen. Lösungen und Erfahrungen anderer 
Projektteilnehmer können für die Umsetzung von 
Zielen der eigenen Kommune herangezogen und 
adaptiert werden. Voraussetzung für die Umstellung 
etablierter, dv-gestützter Arbeitsabläufe hin zu einer 
E-Governmentlösung ist die nochmalige Überprü-
fung der Abläufe und der gesetzlichen Grundlagen. 
E-Government funktioniert auch ohne Kommunen, 
aber Kommunen funktionieren nicht mehr ohne E- 
Government.“
Stadt Halle

Zitate aus den Modellkommunen



„Das Projekt ‚Modellkommune E-Government‘ eröff-
nete uns die Chance, unseren innovativen Ideen „Le-
ben einzuhauchen“. Das Projekt war Impulsgeber und 
hat den E-Government-Aktivitäten im Ortenaukreis 
neuen Schwung verliehen, auch durch die zur Verfü-
gung gestellten Finanzmittel. 
Der Austausch mit den anderen Modellkommunen 
und dem Bundesministerium des Innern führte zu 
zahlreichen Mehrwerten und Synergieeffekten. Hie-
raus entstand im Projektverlauf eine starke Koopera-
tion mit Schlagkraft, die hoffentlich auch in Zukunft 
Bestand haben wird.“
Ortenaukreis

„E-Government bedeutet für die Stadt Düren eine 
Ausweitung des Bürgerservices, indem moderne 
Online-Dienstleistungen zentral im Bürgerportal be-
reitgestellt werden. Gleichzeitig werden auch die Ab-
läufe in der Verwaltung optimiert und die Effizienz 
gesteigert.

Dabei hat das bundesweite und inspirierende 
Projekt ‚Modellkommune E-Government‘ durch die 
kommunale Vernetzung eine neue Dimension der Zu-
sammenarbeit und des Wissenstransfers geschaffen.“
Stadt Düren

„Die Zusammenarbeit als E-Government-Modell-
kommune ist für den Heidekreis eine wichtige Unter-
stützung und Ermutigung auf dem Weg zur ‚digitalen 
Verwaltung‘. Eingebettet in eine mehrjährige Entwick-
lungsplanung verfolgt der Landkreis eine umfassende 
Digitalisierungsstrategie. Bereits heute können kom-
plexe Verwaltungsverfahren – beispielsweise im Bau-
recht, in der Regional- und Bauleitplanung, im Natur 
und Landschaftsschutz, im Denkmalschutz, im Im-
missionsschutz, im Kfz- und Ordnungswesen – ohne 
Papierakte vollständig elektronisch bearbeitet wer-
den. Für Bürgerschaft und Wirtschaft wurden umfas-
send digitale Zugänge bereitgestellt. Daneben ist der 
Heidekreis mittlerweile mit vielen Dutzend Behörden 
und anderen öffentlichen Stellen digital vernetzt. Vie-
les ist jedoch noch zu tun: In den kommenden Jahren 
werden wir die Digitalisierung unserer Verwaltung 
weiter vorantreiben, um bei steigendem Aufgaben-
umfang und zunehmender Komplexität Bürgern und 
Wirtschaft auch weiterhin qualitativ hochwertige Ver-
waltungsleistungen zeitnah zur Verfügung stellen zu 
können.“
Heidekreis



1 Das Projekt „E-Government- 
Modellkommunen“

1.1  Rahmenbedingungen und 
 Ziel setzungen

Mit dem am 1. August 2013 in Kraft getretenen E-
Government-Gesetz des Bundes (EGovG) wurden die 
entscheidenden rechtlichen Voraussetzungen für ein 
breites Angebot elektronischer Dienstleistungen der 
Verwaltung geschaffen. Wesentliches Ziel des Geset-
zes ist es, auf allen staatlichen Ebenen nutzerfreund-
liche, effiziente und medienbruchfreie elektronische 
Verwaltungsverfahren bereitzustellen.  1  Da ein Groß-
teil der Verwaltungskontakte der Bürgerinnen und 
Bürger auf die Kommunalverwaltung entfällt, ist der 
Einsatz von E-Government auf kommunaler Ebene 
besonders bedeutsam und relevant für die weitere 
Entwicklung.

Um die Digitalisierung deutscher Verwaltungen 
voranzutreiben und die Potenziale des E-Govern-
ment-Gesetzes aufzuzeigen, initiierte das Bundes-
ministerium des Innern deshalb gemeinsam mit den 
kommunalen Spitzenverbänden (Deutscher Städ-
tetag, Deutscher Städte- und Gemeindebund, Deut-
scher Landkreistag) das Projekt „Modellkommune 
E-Government“. Dabei sollte es zentrales Ziel des Pro-
jektes und der einzelnen Modellkommunen sein, die 
derzeitigen Rahmenbedingungen auf ihre Praxistaug-
lichkeit zu testen, Potenziale auf kommunaler Ebene 
auszuschöpfen und innovative Projekte umzusetzen.

Das von Bundesinnenministerium und den kom-
munalen Spitzenverbänden konzipierte Projekt sollte 
vor allem praktische Lösungen und Erfahrungen im 
kommunalen Kontext hervorbringen, die dazu in der 
Lage sind, auch durch andere Kommunen erfolgreich 
übernommen und verwertet zu werden (Wissens- und 

1 Vgl. http://www.bmi.bund.de/DE/Themen/IT-Netzpolitik/ 
E-Government/modellkommune

Know-How-Transfer). Gefragt waren zudem Lösun-
gen und Konzepte, die die Bürgerfreundlichkeit ver-
bessern und die Effizienz des Verwaltungshandelns 
insgesamt nachhaltig steigern.

In dem als Teilnahmewettbewerb ausgestalteten 
Projekt waren Kommunen in ganz Deutschland auf-
gefordert, Konzepte für den künftigen Einsatz von E-
Government-Lösungen in der Praxis zu präsentieren. 
In der ersten Bewerbungsrunde im Oktober 2013 wa-
ren die Städte Düren und Gütersloh sowie der Land-
kreis Cochem-Zell ausgewählt worden (1. Staffel). Am 
14. Januar 2014 fiel in Berlin der Startschuss für das 
Modellvorhaben.

In der zweiten Bewerbungsrunde des Pilotvor-
habens Modellkommune E-Government (2. Staffel) 
wurden die Städte Halle (Saale), Ibbenbüren und Nor-
derstedt sowie der Heidekreis und der Ortenaukreis 
ausgewählt. Die Modellkommunen wurden nach 
zahlreichen Bewertungskriterien, u. a. Breitenwir-
kung, Prozessoptimierung, Kooperationsbereitschaft, 
Adressatenorientierung, Messbarkeit und Ebenen 
übergreifender Herangehensweise, bewertet. Mit dem 
Modellvorhaben sollte E-Government in der Fläche 
unterstützt werden. Daher bestand eine Teilnahme-
obergrenze für Städte bei 300.000 Einwohnern. Die 
Auswahl der Modellkommunen erfolgte in beiden 
Staffeln in Abstimmung mit den drei kommunalen 
Spitzenverbänden.
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Kommune Bundesland Einwohner Fläche (in km2) Internet Staffel

Stadt Düren Nordrhein-Westfalen 90.000 85 www.dueren.de 1

Stadt  Gütersloh Nordrhein-Westfalen 96.000 112 www.guetersloh.de 1

Kreis Cochem-Zell Rheinland-Pfalz 62.000 692 www.cochem-zell.de 1

Stadt  Norderstedt Schleswig-Holstein 76.000 58 www.norderstedt.de 2

Ortenaukreis Baden-Württemberg 413.000 1.861 www.ortenaukreis.de 2

Stadt Halle (Saale) Sachsen-Anhalt 233.000 135 www.halle.de 2

Heidekreis Niedersachsen 136.000 1.873 www.heidekreis.de 2

Ibbenbüren  
(Bewerbergemeinschaft)

Nordrhein-Westfalen 51.000 
(Bewerbergemeinschaft  
> 240.000)

109 www.ibbenbueren.de 2

Tab. 1: Die E-Government-Modellkommunen im Überblick  
Quelle: Eigene Darstellung 2016 (Einw.-Zahlen und Flächenangaben aus Wikipedia, Stand 12 / 2014, teils aktualisiert).

Wie schon in der ersten Bewerbungsrunde (Staffel 1), 
zeigten sich alle eingereichten Bewerbungen auf sehr 
hohem Niveau und lagen in der Bewertung nicht sehr 
weit auseinander. Die Modellkommunen der ersten 
Bewerbungsrunde erhielten je 100.000 € für die Kon-
zeptionierung und Umsetzung ihrer E-Government-
Anwendungen, während den Kommunen der zweiten 
Staffel je 60.000 Euro zur Verfügung standen.

Tabelle 1 zeigt die E-Government-Modellkommu-
nen im Überblick und verdeutlicht die unterschied-
lichen Ausrichtungen und großen Spannweiten der 
Auswahl, die sechs Bundesländer und Einwohnerzah-
len von etwas über 50.000 bis über 400.000 umfassen. 
Ein regionaler Proporz konnte freilich mit den nur 
8 Modellkommunen nicht hergestellt werden, dies 
war auch nicht intendiert. So waren in Nordrhein-
Westfalen gleich drei Modellkommunen beheimatet, 
während die Stadt Halle (Saale) die einzige Kommune 
aus den östlichen Bundesländern gewesen ist. Den 
Projektpartnern war wichtig, bei der Auswahl nicht 
ausschließlich Städte und Gemeinden, sondern – 
wegen der unterschiedlichen Aufgabenstruktur und 
damit anderer Akzente bei der Digitalisierung – auch 
Landkreise in den Blick zu nehmen. Somit sind unter 
den Modellkommunen drei Landkreise.

Bereits im Teilnahmeaufruf war festgelegt, dass 
die Modellkommunen gebeten werden, ihre Projekt-
arbeit in Berichten zu dokumentieren. Insgesamt be-
standen vier Berichtspflichten: 

 • ein Bericht zum Sachstand des E-Governments, 
 • ein Bericht zum Konzept für weitere 

E-Government-Anwendungen, 
 • ein Bericht zum Sachstand der Umsetzung des 

Konzepts und 
 • ein Beitrag zur Ergebnisdokumentation. 

Inhaltliche Vorgaben sicherten die Vergleichbarkeit. 
Durch diese Berichte konnte das Bundesministerium 
des Innern direkt in das kommunale E-Government-
Alltagsgeschäft Einblick nehmen. Die Erarbeitung von 
Förderprogrammberichten gehört nicht zur Routine 
der Verwaltungsarbeit und war eine besondere Anfor-
derung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
den Modellkommunen. Rückblickend haben aber alle 
Modellkommunen die Berichtspflichten als positiv 
empfunden, da dadurch die Projektarbeit strukturiert 
wurde und die Möglichkeit für eine Standortbestim-
mung und Bilanzierung bestand. Die Konzeptberichte 
und die Berichte zum Stand der Konzeptumsetzung 
aller Modellkommunen sind auf der BMI-Seite ein-
sehbar.  2

Eine weitere Verpflichtung aus dem Teilnah-
meaufruf war die Durchführung eines Workshops 
durch jede Modellkommune, an dem jeweils die ande-
ren Modellkommunen teilnehmen sollten. Damit war 
beabsichtigt, einen Erfahrungsaustausch innerhalb 
des Projekts zu ermöglichen und einen Vernetzungs- 
und Kooperationsprozess anzustoßen. Die Workshops 
haben sich zu einem wesentlichen Bestandteil der 
Projektarbeit entwickelt und wurden von den Teil-
nehmern als sehr hilfreich angesehen. An den meis-
ten Workshops haben auch Vertreter der jeweiligen 
Länder teilgenommen. Die Modellkommunen wollen 
die gemeinsamen Workshops auch über die Projekt-
laufzeit hinaus fortsetzen.

2 http://www.bmi.bund.de/DE/Themen/IT-Netzpolitik/E-Government/ 
modellkommune/modellkommune_node.html
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1.2 Projektmanagement und Methodik der 
Berichterstellung

Der vorliegende Projektbericht ist ein zentrales 
Transferelement der Ergebnisse des Modellkommu-
nen-Projekts. Der Bericht beschreibt umfassend das 
gesamte Projekt und präsentiert vor allem die Aktivi-
täten der Modellkommunen in einem möglichst ein-
heitlichen und vergleichbaren Rahmen. Nicht zuletzt 
soll er aber auch sicherstellen, dass die im Umgang 
mit E-Government gesammelten Praxiserfahrun-
gen direkt weitergegeben werden können und inte-
ressierte Kommunen dazu ermuntert werden, eigene 
Aktivitäten zu entwickeln und damit eine nachhalti-
ge Implementierung von E-Government zu fördern. 
Um dem eigentlichen Ursprung des Modellprojekts 
ebenfalls gerecht zu werden, wird sich ein Kapitel des 
Berichts auch mit den intendierten Wirkungen des 
E-Government-Gesetzes beschäftigen und darstellen, 
wie die Modellkommunen mit diesen neuen gesetzli-
chen Regelungen umgegangen sind.

Der Projektbericht beinhaltet neben der Einfüh-
rung zu Beginn entsprechend zwei große Kapitel:  

 • Zum einen die Ergebnisse, die Aktivitäten und die 
Empfehlungen der Modellkommunen, die sowohl 
aus der individuellen Perspektive der Kommunen 
selbst wie auch in einer zusammenfassenden 
Bewertung aufbereitet worden sind, und 

 • zum anderen die Erfahrungen und Einschätzun-
gen der Modellkommunen, welche Umsetzungs-
potenziale, aber auch Hürden es im Hinblick auf 
das E-Government-Gesetz des Bundes zu ver-
zeichnen gibt.

Am Ende werden dann alle Aspekte nochmals im 
Abgleich mit den aktuellen Entwicklungen und Rah-
menbedingungen beschrieben und aufgeführt.

Methodisch fußt dieser Bericht auf drei zentralen 
Säulen: 

Berichte: Die erste Säule bezieht sich auf die zahl-
reichen Berichtspflichten, denen die Modellkommu-
nen beider Staffeln gerne nachgekommen sind (s.o.). 
Von jeder Modellkommune gab es vier Berichte, die 
detailliert die Aktivitäten, Probleme, aber eben auch 
die großen Erfolge schildern: Von den Planungen bis 
hin zu den Ergebnissen und Evaluationen. 

Workshops: Die zweite Säule bezieht sich auf die 
Workshops, die in der Projektphase organisiert wor-
den sind. Im Jahr 2014 haben zwei Workshops stattge-
funden, 2015 vier und 2016 waren es zwei Workshops 
sowie eine Abschlussveranstaltung. Hier fanden zahl-
reiche Diskussionen und Besprechungen statt, die im-
mer das konstruktive Ziel einer gemeinsamen Prob-
lemlösung hatten. Insbesondere im letzten Workshop 
in der Stadt Halle (Saale) Mitte Juni 2016 wurden vor 
dem Hintergrund des nahen Projektendes nochmals 
alle wichtigen Ergebnisse und Schlussfolgerungen 
thematisiert.

Web-Befragung: Die dritte Säule besteht aus einer 
Web-Befragung der Modellkommunen, die die Hoch-
schule Harz im Frühjahr 2016 organisiert, umgesetzt 
und ausgewertet hat. 

Die wesentlichen Eckpunkte der Online-Befragung 
sind im Folgenden kurz dargestellt:

 • Web-Befragung mit der Befragungsplattform 
„Enterprise Feedback Suite 10.8“ der QuestBack 
AG,

 • teilstandardisierter Fragebogen (geschlossene und 
offene Fragen),

 • Konzeption und Vorbereitung bis 04.04.2016, 
Durchführung ab 04.04.2016 und Befragungsende 
20.05.2016 nach einem letzten Reminder, 

 • 13 Teilnehmer aus den Modellkommunen (höhe-
re Zahl als acht erklärt sich durch die Bewerber-
gemeinschaft Ibbenbüren).

Ergänzend wurden die Mitglieder der Erprobungsräu-
me in die Online-Befragung der Modellkommunen 
einbezogen. Dabei handelt es sich um die Mitglieder 
der Virtuellen Region Nordwest, des Modellvorhabens 
„Kooperatives E-Government in föderalen Struktu-
ren“ in der Metropolregion Rhein-Neckar sowie dem 
Erprobungsraum Rheinland. Der Befragungsinhalt 
beschränkte sich bei dieser Befragung jedoch auf eine 
Auswahl von Fragen, die auch an die Modellkommu-
nen gerichtet wurden. Die Laufzeit der Befragung fiel 
dementsprechend auch kürzer aus. Vom 19.05.2016 
bis 10.06.2016 konnten die Mitglieder der Erpro-
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bungsräume teilnehmen. Letzten Endes nahmen 19 
Personen bzw. Institutionen teil, die allerdings nur 
einen kleinen Teil der Verwaltungen in den Erpro-
bungsräumen repräsentierten.

Und abschließend konnte im Rahmen einer 
Umfrage unter den Mitgliedsländern im Lenkungs-
ausschuss für Demokratie und Governance (CDDG) 
des Europarats eine deutsche Umfrage zum lokalen 
E-Government gestartet werden, mit Hilfe derer Aus-
sagen einiger europäischer Partner für den Projektbe-
richt als Orientierung herangezogen werden konnten. 
Die Fragen bezogen sich auf die Rahmenbedingungen 
und Entwicklungen des E-Governments in den jewei-
ligen Ländern und schwerpunktmäßig auf vier zent-
rale inhaltliche Ausrichtungen: 

 • Beschreibung des konkreten technischen Ent-
wicklungsstands im Vergleich zu anderen euro-
päischen Ländern und der wichtigsten Hinder-
nisse in der Umsetzung von IT-Projekten in den 
Verwaltungen,

 • die Relevanz von rechtlichen Regelungen/Ge-
setzen und/oder Förderprogrammen für das 
E-Government,

 • die Akzeptanz der Bevölkerung von E-Govern-
ment-Angeboten und ggf. konkrete Maßnahmen 
zur Förderung der Akzeptanz sowie nicht zuletzt 

 • mögliche Ansätze, um die Wirkungen von E-
Government messbar zu gestalten. 

 • An der Umfrage haben sich insgesamt 12 Länder 
beteiligt, darunter u. a. Spanien, Dänemark, Öster-
reich und Irland.

1.3 Wissens- und Ergebnistransfer  sowie 
Fortführung der Arbeiten und des 
 Netzwerks

Da das Projekt „E-Government-Modellkommunen“ 
nicht nur aus Sicht der Beteiligten sehr erfolgreich 
verlaufen war, sah man es als gemeinsame Aufgabe an, 
den Wissens- und Ergebnistransfer zu organisieren 
und gegebenenfalls das entwickelte und sich weiter 
entwickelnde Netzwerk fortzuführen. Mit der Erar-
beitung der Ergebnisdokumentation des Modellvor-
habens sind nach einer öffentlichen Ausschreibung 
die beiden Dienstleister Syncwork AG und Hochschu-
le Harz beauftragt worden. Die Ergebnisse des Modell-
projekts werden in zwei Berichten veröffentlicht, dem 
hier vorliegenden Projektbericht und einer Handrei-
chung für Kommunen im Stil eines „Kochbuchs“ für 
Praktiker.

Projektbericht und „Kochbuch“ dokumentieren 
nicht nur den Projektverlauf und geben praktische 
Tipps, sondern enthalten auch erste Hinweise für die 
Wirkungsweise des E-Government-Gesetzes des Bun-
des auf kommunaler Ebene. Zur Abschlussveranstal-
tung des Projekts „E-Government-Modellkommu-
nen“ am 22. September 2016 wurden die Ergebnisse 

des Modellvorhabens öffentlich vorgestellt. Dabei 
kamen alle Vertreter der Modellkommunen selbst zu 
Wort, um ihre Erfahrungen der langen Modellkom-
munen-Zeit zu bilanzieren, und die wichtigen Fragen 
der Entwicklung der digitalen Verwaltung und des 
digitalen Regierens zu diskutieren. 

Und nicht zuletzt wurden natürlich auch der 
weitere Weg des E-Governments allgemein und die 
konkreten Möglichkeiten des weiteren Netzwerk-
Arbeitens zum Thema gemacht. Zusammenarbeit 
und Kooperation – interkommunal und ebenenüber-
greifend – sehen die Modellkommunen als einen we-
sentlichen Garanten für eine erfolgreiche Umsetzung 
von E-Government an. Die Modellkommunen wol-
len daher ihre über die Projektlaufzeit gewachsene 
Zusammenarbeit als ein offenes kommunales Netz-
werk fortsetzen. Fixpunkte der Netzwerk-Arbeit wer-
den themenspezifische Workshops sein. Interessierte 
Kommunen sind zur Mitarbeit jederzeit herzlich ein-
geladen. 



2 Das kommunale E-Government und 
die Modellkommunen

2.1  Ausgangs- und Rahmenbedingungen

E-Government scheint aktuell nicht unerhebliche 
Umsetzungsprobleme zu haben und kann offenbar 
die Erwartungen an eine schnelle Umstellung der Ver-
waltung auf eine digitale Dienstleistungsorganisation 
kaum erfüllen. Die Anzeichen für diese schwierige 
Situation dokumentieren sich erstens durch prakti-
sche Beobachtungen in den Verwaltungen und auch 
Modellkommunen sowie zweitens durch zahlreiche 
aktuelle Untersuchungen, Studien und Ergebnisse aus 
der Wissenschaft und Forschung.  3 Dabei sieht man 
sich in Deutschland in einer sehr heterogen zu kenn-
zeichnenden Situation, in der es zahlreiche, sehr gut 
funktionierende Beispiele in Form von Best-Practices 
gibt. Eine flächendeckende Umsetzung des E-Govern-
ments steht aber augenscheinlich nach wie vor aus.

Offenbar ist es besonders in der Praxis sehr schwie-
rig, die Effekte von komplexen Veränderungen in den 
Organisationen oder Arbeitsweisen der öffentlichen 
Verwaltung einigermaßen verlässlich vorherzusagen. 
Dies mag mit der breiten Tätigkeitspalette der öffent-
lichen Verwaltung zusammenhängen, aber auch mit 
den unterschiedlichen Ebenen des Verwaltungshan-
delns (föderal und innerhalb Verwaltungen selbst). In 
vielen Fällen kann jedoch nicht einmal der Aufwand 
so einfach bestimmt werden, welche Zeiträume, wel-
che Investitionen und welcher Personalaufwand not-
wendig sind, um E-Government in den Verwaltungen 
selbstverständlich werden zu lassen. Für einzelne Vor-
haben mögen solche Fragen manchmal beantwortet 
werden können, kaum aber über Pilotprojekte hin-
aus in der enormen Breite aller kommunalen Auf-
gabenfelder. Es erscheint also als eine interessante, 
komplexe, aber auch aus Sicht der Praxis dringliche 

3 Vgl. ganz aktuell die Studie für den Normenkontrollrat in Deutschland FRAUNHOFER 
2015 oder IPIMA 2015, aber z. B. STEMBER/NEUTZNER 2013.

Herausforderung, den E-Government-Beitrag zur 
Entwicklung einer zukunftsfähigen und modernen 
Verwaltung verlässlich zu bestimmen. Auch in den 
Berichten einiger Modellkommunen kommt die be-
sondere Problematik der „digitalen Rendite“ bzw. des 
„Return of invest“ deutlich zum Ausdruck.

In den letzten Jahren hat sich ebenfalls eine vielfäl-
tige Forschungslandschaft im Bereich des E-Govern-
ments entwickelt, die aktuell zu mehr oder minder 
ähnlich problematischen Erkenntnissen, zum Teil 
auch für ganz Europa, kommt. „Europas öffentlicher 
Sektor stellt zwar immer mehr Dienstleistungen online 
zur Verfügung, dennoch geht es insgesamt nur langsam 
voran. Um das volle Potenzial des europäischen digita-
len Binnenmarkts auszuschöpfen, müssen die europä-
ischen Länder ihren Fokus von der nationalen auf die 
europäische Ebene verlagern und ihre Online-Angebote 
deutlich stärker personalisieren.“ So werden nach einer 
Pressemitteilung vom 23.05.2015 die Kernergebnisse 
des zwölften eGovernment Benchmark Reports der 
Europäischen Kommission zitiert.   4 Das Fazit zu die-
ser Bemerkung lautet: Abkehr von einzelnen Leistun-
gen, welche elektronisch verfügbar gemacht werden, 
hin zu integrierten Leistungsbündeln, welche für be-
stimmte Lebenslagen oder Zielgruppen in gewünsch-
ten Konfigurationen und Varianten bereitzustellen 
sind. Weitergehend umfasst dies als Voraussetzung 
für die Realisierung von E-Government-Vorhaben 
die Betrachtung der öffentlichen Verwaltung aus der 
Sicht von deren Kunden, was, ausgehend von der ak-
tuellen Organisation und Befindlichkeit öffentlicher 
Verwaltungen, einem echten Paradigmenwechsel 
entsprechen würde.

4 Vgl. https://www.de.capgemini.com/news/egovernment-benchmark-2015
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Für Deutschland werden diese Aussagen konkreter. 
So beschreibt der jüngste Bericht von McKINSEY & 
Company zum Thema „E-Government in Deutsch-
land. Eine Bürgerperspektive“, dass Deutschland 
hinter dem eigenen Anspruch zurückbleibt und die 
Schwachstellen vor allem darin liegen, dass das An-
gebot lückenhaft und die Nutzerfreundlichkeit unzu-
reichend ist, was wiederum die obigen Studienanmer-
kungen stützt.  5

Das Fraunhofer-Institut wird noch deutlicher 
und beschreibt die Situation in Deutschland als kri-
tisch: „Die Bestandsaufnahme zum E-Government in 
Deutschland bietet ein ernüchterndes Bild. Zwar kommt 
innerhalb der Verwaltung diverse IT-Unterstützung 
zum Einsatz, doch Bürgerinnen und Bürgern bleibt der 
Weg zum Amt in der Regel nicht erspart. Bislang sind 
in der Fläche fast nur Informationsangebote vorhan-
den. E-Government als medienbruchfreies, vollständig 
digitales Transaktions- und Interaktionsangebot zur 
ganzheitlichen Abwicklung von Verwaltungsverfahren 
gibt es de facto nicht: Die Hälfte der untersuchten Kom-
munen stellt jeweils nicht mehr als zwei Online-Dienste 
zur Verfügung.“  6 Die Autoren der Studie beschreiben 
die Situation des E-Governments mit der Metapher ei-
nes Teufelskreises, in dem mangelnder Nutzen wieder 
weniger Angebote verursacht, usw.  7 Überdies kann so 
nie ein ganzheitlich Online-Kommunikations- und 
-Transaktionserlebnis ermöglicht werden. E-Govern-
ment bleibt so immer Stückwerk.

Schließlich besagen die aktuellen Ergebnisse des 
E-Government-Monitors 2015, dass in Deutschland 
zum ersten Mal die Nutzerzahlen rückläufig sind, üb-

5 Vgl. dazu McKINSEY 2015, S. 7—9.
6  FROMM/WELZEL/NENTWIG/WEBER 2015, S. 5.
7 Vgl. ebd. S.22.

rigens im Gegensatz zu den Entwicklungen in Öster-
reich und der Schweiz und vor dem Hintergrund ver-
gleichsweise sehr niedriger Nutzerzahlen von nur um 
die 40 Prozent.  8 Und auch die Platzierung im Rahmen 
des internationalen E-Government-Development-In-
dex, innerhalb dessen die drei disparaten Komponen-
ten „Online Service Component“, „Telecommunica-
tion Infrastructure Component“ und „Human Capital 
Component“ bewertet werden, können übrigens für 
fast alle westliche Informationsgesellschaften nicht 
wirklich zufriedenstellen. Deutschland befindet sich 
hier auf Platz 21.  9 

Egal, welchen Studien man derzeit Aufmerksam-
keit schenkt, in der Zusammenfassung kann gesagt 
werden, dass es in Deutschland übereinstimmend 
zumindest an einer nachhaltigen Innovations- und 
Veränderungsdynamik in Bezug auf die technikin-
duzierte Verwaltungsreform bzw. das E-Government 
fehlt. 

Dies sollte die Beteiligten und Verantwortlichen in 
den Kommunen allerdings nicht frustrieren oder ver-
unsichern, sondern im Gegenteil dazu aufmuntern in 
diesem Bereich aktiv zu werden. Die folgenden, zahl-
reichen positiven Beispiele und Aktivitäten aus den 
E-Government-Modellkommunen können zu dieser 
Aufmunterung eine gute Grundlage sein. Denn trotz 
aller Probleme und Schwierigkeiten, die heute noch 
bestehen, haben die Modellkommunen – wie nachfol-
gend zu lesen ist – den Nachweis erbringen können, 
dass E-Government ganz praktisch dennoch gelingen 
kann.

8 Vgl. IPIMA 2015, S. 8 und 10.
9 Vgl. UNITED NATIONS 2014, S. 199 ff. Auf den ersten drei Plätzen befinden sich 

Südkorea (1), Australien (2) und Singapur (3).
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2.2 Die Projekte und Aktivitäten der 
 Modellkommunen

2.2.1 Stadt Düren (1. Staffel)

Vorgehen und Projektstruktur
Die Stadt Düren führte zu Beginn des Projektes „Mo-
dellkommune E-Government“ eine Bürgerumfrage 
und zwei Ideenmärkte mit Amtsleitern und Vertre-
tern der Wirtschaft sowie Mitarbeitern der Stadtver-
waltung Düren durch. Nach anschließender Analyse 
der Vorschläge und Ideen entwickelte die Stadt Düren 
zehn Teilprojekte:
1. Bezahlplattform im Bürgerportal (E-Payment),
2. Formulare selbst entwickeln,
3. Kitaplatz-Vergabe-Management,
4. Leistungen des Einwohnerwesens, 

Umzugsservice,
5. Gewerberegisterauskunft und Gewerbeanzeige,
6. Dienstleistungen im Bereich Kultur,
7. Online-Bewerben (E-Recruiting),
8. An- und Abmeldung von Hunden und 

Abfallgefäßen,
9. Online-Terminvergabe,
10. Bürgerterminal.

Bei der Stadt Düren wurde für das Modellprojekt eine 
Projektstruktur eingerichtet. Die Lenkungsgruppe mit 
dem stellvertretenden Verwaltungsleiter, der Leiterin 
des Hauptamtes und einem Mitglied der Geschäftslei-
tung des IT-Dienstleisters regio iT war für die zentra-
len Entscheidungen verantwortlich. Zusätzlich wurde 
zur Unterstützung eine Projektgruppe eingerichtet. 

Für alle Teilprojekte wurden im Rahmen eines 
Projektmanagements Verantwortliche von Seiten der 
Stadt Düren aus dem Bereich „Organisation und IT“ 
und der regio iT benannt.  Außerdem wurden Sach-
bearbeiter aus den beteiligten Organisationseinheiten 
und weitere Experten aus dem Bereich „Organisation 
und IT“ hinzugezogen. Die Beteiligung der Fachabtei-
lungen gilt bei der Stadt Düren als zentraler Erfolgs-

faktor, um die Mitarbeiter zu motivieren, nötige Infor-
mationen zu liefern, den Umsetzungsprozess zu be-
gleiten und Nachbesserungsbedarfe festzustellen.  Die 
Lenkungsgruppe wiederum hat zur Akzeptanz und 
Förderung des Projektes in der Verwaltung und auch 
in der Öffentlichkeit wesentliche Beiträge  geleistet. 

Bei der Umsetzung der E-Government-Projekte 
werden enorme Personalkapazitäten gebunden, nicht 
nur auf der Seite des Fachamtes, in dem ein Prozess 
umgestellt wird, sondern vor allem auch im Bereich 
der Organisation und der IT. Stehen keine oder nicht 
genügend personelle Ressourcen zur Verfügung, dro-
hen E-Government-Projekte zu scheitern.

Bürgerportal – Zentrale E-Government-Plattform 
der Stadt Düren
Um einen zentralen Zugangspunkt für die Online-
Verwaltungsdienstleistungen der Stadt Düren zu 
schaffen, wurde im Juli 2012 in Zusammenarbeit 
mit der regio iT das Bürgerportal eingeführt und die 
bisherigen Online-Angebote zusammengeführt. Ge-
nerell gilt, dass im Portal attraktive E-Government-
Anwendungen angeboten werden müssen. Das heißt, 
die Angebote müssen bürgerfreundlich und interes-
sant sein (einfach zu bedienen, relevante Angebote). 
Dazu zählen zum Beispiel auch der Bewohnerpark-
ausweis, das Suchen und Buchen eines Kurses der 
Volkshochschule oder auch der Ticketverkauf einer 
Theater- oder Konzertkarte. Weiterhin sollte jede ge-
plante Erweiterung dahingehend geprüft werden, ob 
eine Entlastungswirkung und Effizienzsteigerung auf 
Seiten der Verwaltung gegeben ist (hohe Fallzahl, neue 
Kundenkreise erschließen). 

Das verwendete Portal muss zudem neue Entwick-
lungen aufnehmen und sich den ständig ändernden 
Bedingungen anpassen. So wird gewährleistet, dass 
die Kunden auch weiterhin gerne die E-Government-
Anwendungen nutzen. Des Weiteren sind kommuna-
le Angebote trotz vereinzelter Werbung vielfach noch 
nicht im Bewusstsein der Bevölkerung angekommen. 
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Sie sind noch keine Alternative zur herkömmlichen 
„analogen“ Form der Verwaltung. Daher hat die Stadt 
Düren sich das Ziel gesetzt, möglichst viele Kommu-
nikationskanäle und einen Mix aus verschiedenen 
Marketingmaßnahmen zu nutzen. 

Die Stadt Düren hatte in ihrem Bürgerportal zu-
nächst nur das Online-Bezahlverfahren „Elektroni-
sche Lastschrift für Behörden“ (ELBe) eingebunden. 
Im Rahmen des Modellprojektes hat die Stadt als bun-
desweit erste Kommune diesen Service um das belieb-
te Zahlverfahren PayPal und später um das Verfahren 
giropay ergänzt. Die Verfahren ermöglichen eine so-
fortige Zahlung während eines Online-Prozesses im 
Bürgerportal. 

Projekt Nr. 1: Bezahlplattform 
Ziel ist es, eine sogenannte „Paypage“ zu schaffen, über 
die die Zahlungspflichtigen alle Bezahlvorgänge der 
Stadt Düren abwickeln können. E-Payment soll sich 
nicht nur auf Online-Dienstleistungen beschränken, 
sondern auch für die Zahlvorgänge aus dem klassi-
schen (offline-)Dienstleistungsgeschäft ermöglicht 
werden.  Dazu kann z.B. der auf dem Bescheid bzw. der 
Rechnung aufgedruckte Link oder QR-Code aufgeru-
fen werden. Der Bürger wird über das Bürgerportal 
automatisch auf die Bezahlpage geleitet und anschlie-
ßend durch den Bezahlprozess geführt. 

Zurzeit findet der Auswahlprozess für die techni-
sche Plattform statt. Da dieses Projekt auch für weitere 
Städte sehr interessant ist, wird gemeinsam mit der 
regio iT nun eine Entscheidung über die Erweiterung 
der Grundfunktionalitäten des Bürgerportals getrof-
fen.

Projekt Nr. 2: Formulare selbst entwickeln
Ein zentrales Element im E-Government-Prozess ist 
das Anbieten von modernen, intelligenten Formu-
laren als direktes Kommunikationsmedium zu den 
Bürgern. Die Stadt Düren bietet Formulare an, die 
folgende Funktionen erfüllen: 

 • Übernahme der vorhandenen persönlichen 
Daten und dynamische Formularsteuerung (in 
Abhängigkeit von dem Anliegen werden nur die-
jenigen Formularfelder angezeigt, die zwingend 
notwendig sind),

 • individueller Aufbau der Formulare, Berücksich-
tigung der Dürener Verhältnisse,

 • bedarfsgerechter Einbau von Erklärungen und 
Informationen,

 • Hochladen von Dokumenten,
 • Anzeige des Prozessfortschrittes,
 • optionale Anbindung einer Bezahlfunktion bzw. 

der Authentifizierung mit nPA,
 • Versenden per E-Mail in einem geschützten 

Raum,
 • Ausgabe der Daten in elektronischer Form an die 

Ämter oder ein Fachverfahren.

Die regio iT hat sich im Laufe des Prozesses entschlos-
sen, eine strategische Partnerschaft mit der Firma 
Form-Solutions einzugehen. Vorteilhaft ist hier, dass 
bereits ein gewisses Portfolio an Formularen bereit-
steht, das auf Aktualität, Rechtmäßigkeit etc. regelmä-
ßig entsprechend den amtlichen Mustern aktualisiert 
und gepflegt wird. 

Projekt Nr. 3: Kitaplatz-Vergabe-Management
Bei der Bürgerumfrage wurde vielfach der Wunsch 
nach einer Software geäußert, mit der die Bürger 
über das Internet freie Plätze in den Kindertagesstät-
ten suchen und ihre Kinder für die Kindertagesstätte 
anmelden können. Eine solche Software bietet die 
Möglichkeit, Angebot und Nachfrage von Kinder-
betreuungsangeboten zusammenzuführen und den 
Vergabeprozess transparenter und effizienter darzu-
stellen. Mithilfe der Kita-Software Little Bird kann die 
Stadt Düren den Bedarf an Kita-Plätzen frühzeitig er-
kennen, ggf. frühzeitig nachsteuern und somit dem 
Rechtsanspruch der Eltern auf einen Kita-Platz Rech-
nung tragen. Für die Öffentlichkeit der Stadt Düren, 
wurde das Elternportal am 2. Mai 2016 freigegeben.

Projekt Nr. 4: Leistungen des Einwohnerwesens
Aktuell haben die Kunden der Stadt Düren die Mög-
lichkeit, eine Wohnsitzänderung voranzumelden. 
Dazu melden sie sich im Bürgerportal an und nutzen 
die Dienstleistung „Vorausgefüllter Meldeschein“. 
Hierdurch wird ihre Wartezeit (für das Ausfüllen des 
Meldescheines vor Ort) reduziert. Dennoch muss der 
Kunde aber nach wie vor zur Leistung seiner Unter-
schrift persönlich bei der Meldebehörde vorsprechen. 
Deshalb wurde ein Projekt initiiert, das zum Ziel hat, 
eine rechtswirksame digitale Anmeldung eines Wohn-
sitzes umzusetzen. Außerdem soll das Angebot für die 
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Bürger geschaffen werden, ihren neuen Wohnort über 
die Stadt Düren – als eine vertrauenswürdige Absen-
derin – anderen Stellen innerhalb und außerhalb der 
Verwaltung mitzuteilen. Die freiwillige Weitergabe 
der Adressdaten wird über die digitalen Formulare 
erfolgen. Voraussetzung bzw. Hindernis ist die tech-
nische Umsetzung innerhalb der Fachsoftware.

Projekt Nr. 5: Gewerberegisterauskunft und Ge-
werbeanzeige
Im Sachgebiet Gewerbe des Amtes für Recht und Ord-
nung wird die Software Migewa der Firma Naviga ein-
gesetzt. Die Gewerberegisterauskünfte wurden bisher 
alle telefonisch oder schriftlich erteilt. Auskunftsersu-
chende sind Behörden und Private. Es werden einfa-
che und erweiterte Gewerberegisterauskünfte erteilt. 
Sie verursachen einen großen personellen Aufwand 
durch die Vereinnahmung von Gebühren, die Rück-
sendung von unvollständigen Anträgen und die Er-
stellung der Auskunft selbst. Diese können nun online 
abgerufen und bezahlt werden. 

Auch hinsichtlich der Gewerbeanzeige gibt es Än-
derungen. Der Gewerbetreibende kann sich den Be-
hördengang sparen und den Betrieb seines Gewerbes 
rund um die Uhr online anzeigen. Er meldet sich im 
Bürgerportal an, wählt die Leistung „Anzeige eines 
Gewerbebetriebes“ aus und wird dann mittels eines 
Links zum Webmodul eMeldung der Firma Naviga 
weitergeleitet.

Projekt Nr. 6: Dienstleistungen im Bereich Kultur
Das vorhandene Ticketportal des Kulturbetriebes 
wurde an die Website des Kulturbetriebes angepasst 
und um die Möglichkeit der Livebuchung erweitert. 
Dies ermöglicht zum einen die Echtzeitbuchung von 
Plätzen im Theatersaal und zum anderen die Auswahl 
aller verfügbaren Plätze. Daneben wurde die Funkti-
on print@home (Ausdrucken der Theaterkarten von 
Zuhause) aktiviert und das Bezahlen mittels PayPal 
oder Lastschrift implementiert. Ein Highlight dieses 
Teilprojektes ist eine virtuelle Tour durch das Theater 
im Haus der Stadt mithilfe von interaktiven Panora-
mafotos.

Projekt Nr. 7: E-Recruiting
Mit „Online-Bewerben (E-Recruiting)“ für externe Be-
werbungen soll eine unkomplizierte Online-Bewer-
bung für potentielle Mitarbeiter geschaffen werden. 
Die Stadt Düren möchte sich in diesem Zuge als mo-
derner Arbeitgeber präsentieren und so die eigene At-
traktivität steigern. Neben den Online-Bewerbungen 
bleiben auch konventionelle Bewerbungen zulässig. 
Es wurde festgelegt, dass das Online-Bewerben zu-
nächst auf die Ausschreibung von Ausbildungsstellen 
und Stellen des mittleren Dienstes bzw. Angestell-
tenlehrgangs I beschränkt werden soll. Auch hierbei 
kommt wiederum das universelle Formulartool der 
Firma FormSolutions zum Einsatz.

Projekt Nr. 8: An- und Abmeldung von Hunden und 
Abfallgefäßen
Die Anmeldung von Hunden und Abfallgefäßen on-
line ist bereits seit 2012 im Bürgerportal möglich. Im 
Projekt wurde jetzt die bisher noch fehlende Schnitt-
stelle zwischen dem Bürgerportal und der Veranla-
gungssoftware (NAV 7 der Firma INFOMA) imple-
mentiert. Dadurch wird der Erfassungsaufwand des 
Sachbearbeiters eliminiert und der Prozess medien-
bruchfrei. Es bleibt nur noch der Prüfaufwand beste-
hen.

Projekt Nr. 9: Online-Terminvergabe
Ziel des Teilprojektes ist es, die Online-Terminvergabe 
auf die ganze Verwaltung auszuweiten. Damit soll eine 
Lenkung der Publikumsströme und eine Verringe-
rung von Wartezeiten für die Bürgerinnen und Bürger 
erreicht werden. Dies erfolgt sukzessive.

Projekt Nr. 10: Bürgerterminal
Das „Bürgerterminal“ soll die Verwaltungskunden in 
die Lage versetzen, freigegebene Online-Dienstleis-
tungen an einem von der Stadt zur Verfügung gestell-
ten Selbstbedienungscomputer zu nutzen. Zielgrup-
pe sind insbesondere Personen, die entweder selbst 
über kein geeignetes Zugangsgerät oder im Fall von 
authentisierungspflichtigen Angeboten zwar einen 
neuen Personalausweis, nicht aber über die entspre-
chende Leseeinrichtung verfügen. Zudem soll im Fall 
von längeren Wartezeiten im Bürgerbüro verstärkt 
auf die Selbstbedienungsmöglichkeit am Terminal 
verwiesen werden.
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Zusammenfassung 
Zusammenfassend empfiehlt die Stadt Düren, neue 
Dienstleistungen in der Verwaltung immer gemein-
sam mit den Fachämtern zu entwickeln und einzu-
führen. Nur so kann sichergestellt werden, dass die 
von Veränderungen betroffenen Mitarbeiter dem 
Prozess positiv gegenüberstehen und die Projekte 
unterstützen. Weiterhin wird eine ausgereifte Marke-
tingstrategie als entscheidend für die Akzeptanz bzw. 
den Erfolg der Angebote benannt. Marketing darf aber 
nicht mit „Werbung im Außenverhältnis“, also Öffent-
lichkeitsarbeit, gleichgesetzt werden. Dies ist nur eine 
Seite der Medaille: Mindestens ebenso wichtig ist die 
Werbung innerhalb der Verwaltung. 

2.2.2 Stadt Gütersloh (1. Staffel)

Die Stadt Gütersloh in Nordrhein-Westfalen konzen-
trierte sich bewusst auf einige wenige, aber komplexe 
ausgewählte Projekte, mit denen die Servicequalität 
gegenüber Bürgern, Mitarbeitern sowie Unterneh-
men verbessert werden soll. Idealerweise wurde da-
durch nicht nur eine Qualitätsverbesserung städti-
scher Dienstleistungen erreicht, sondern es sollten 
auch Effizienzsteigerungen und langfristige Kosten-
einsparungen damit einhergehen. Konkret ging es um 
die Realisierung folgender Vorhaben:
1. Errichtung eines Bürgerportals,
2. Einführung der elektronischen Steuerakte und
3. Elektronische Übermittlung von 

Gehaltsmitteilungen.

Um den Erfolg sicherzustellen, empfiehlt die Stadt 
Gütersloh grundsätzlich, die Bildung einer Projekt-
gruppe mit regelmäßigen Terminen. Dabei ist es von 
Vorteil, eine Kern-Projektgruppe und eine weitere 
Projektgruppe zu bilden. Dies liegt darin begründet, 
dass in der Regel einzelne Prozessschritte im kleinen 
Kreis abschließend behandelt werden können. Als 
erschwerend in der Praxis erwies es sich, wenn die 
Projektgruppenmitglieder im Alltagsgeschäft keine 
Entlastung zugunsten des Projektes erfahren. Eine 
zumindest teilweise Freistellung für das Projekt wäre 
wünschenswert, ließ sich angesichts des auch perso-

nalwirtschaftlichen Konsolidierungszwangs in der 
Regel aber wohl nicht erreichen. Empfohlen wird 
außerdem einen „Kümmerer“ zu bestellen, der re-
gelmäßig auch außerhalb turnusmäßiger Sitzungen 
Kontakte herstellt, die Kommunikation nach innen 
und außen fördert, Terminvorgaben im Auge behält, 
und die Erledigung von Aufgaben überwacht und 
vorantreibt sowie bei Problemen die Projektleitung 
informiert.

Nachfolgend werden die benannten Projekte un-
ter besonderer Berücksichtigung der Kommunikation 
und Öffentlichkeitsarbeit für die nachhaltige Imple-
mentierung der Projekte vorgestellt.

Errichtung eines Bürgerportals
Im Gütersloher Bürgerportal war es ein wichtiges 
Anliegen, die zentralen städtischen, elektronischen 
Dienstleistungen erstmals auf einer dem Bürger ein-
fach zugänglichen Plattform zu bündeln. Dabei sollte 
es zu Prozessoptimierungen kommen, die die Medi-
enbruchfreiheit der einzelnen Verfahren zum Ziel 
haben. Auch die Nutzung des Identitätsnachweises 
sollte, wo erforderlich, mit Hilfe des neuen Personal-
ausweises möglich sein. Von ihm erwartete man sich 
auch die deutliche Erleichterung der Erhebung von 
Stammdaten. Und nicht zuletzt sollten die elektroni-
schen Bezahlmöglichkeiten verbessert werden. Bei der 
Entscheidung über die Aufnahme der elektronischen 
Dienstleistungen in das Bürgerportal flossen u.  a. die 
Ergebnisse einer Bürgerbefragung mit ein.

Die Implementierung des Bürgerportals wurde in 
drei Phasen aufgeteilt:
1. Phase: Einführung des Bürgerportals mit den 

17 Funktionen bzw. Prozessen in der Regel 
durch Verlinkung; ggf. in späteren Phasen 
„tiefere“ Einbettung u. a. durch Übergabe z. 
B. von Stammdaten zur medienbruchfreien 
Weiterbearbeitung,

2. Phase: Integration und Umsetzung der weiteren 
bisher bereits auf www.guertersloh.de vorhan-
denen Prozesse, welche nicht in der 1. Phase 
umgesetzt wurden, und

3. Phase (optional): Einführung eines Bürgerter-
minals (Abbildung der Funktionen/Prozesse des 
Portals auf dem Terminal).
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Das Bürgerportal wurde am 03. März 2015 im Rahmen 
einer offiziellen Feierstunde im Gütersloher Stadtthe-
ater freigeschaltet. Die wesentlichen Merkmale sind: 
Alle Online-Services auf einen Blick, ortsunabhängig 
und rund um die Uhr, bessere elektronische Bezahl-
möglichkeiten, z. B. durch PayPal oder Girocheckout 
und die Nutzung des neuen Personalausweises mit 
eID-Funktion. Das in sich geschlossene System bietet 
maximale Sicherheit vor Zugriffen von außen. Die Da-
ten stehen dank des elektronischen Bürgerkontos den 
Nutzern für alle weiteren Vorgänge zur Verfügung, das 
Neuausfüllen von Formularen entfällt somit. Einige 
der Prozesse können nun weitestgehend medien-
bruchfrei abgewickelt werden.

Eine intensive Presse- und Öffentlichkeitsarbeit ist 
zentraler Erfolgsfaktor zur Verbreitung und Annahme 
der Dienstleistungen und Inhalte im Bürgerportal. Sie 
erfolgt in Abstimmung mit der Projektgruppe durch 
den städtischen Fachbereich Zentrale Öffentlichkeits-
arbeit. Ziel ist es, die Einführung des Bürgerportals so-
wie das Modellprojekt medial zu begleiten, seine In-
halte in der allgemeinen Öffentlichkeit und bei den 
Nutzern nachvollziehbar zu machen (Transparenz) 
und Interesse an den zukünftigen Online-Dienstleis-
tungen zu wecken.

Seit der Kick-Off Veranstaltung Anfang März 2015 
haben sich 2.838 Bürgerinnen und Bürger mit einem 
Konto registriert (Stand 29.06.2016). Dabei wurden 
bisher 1.493 Dienstleistungen in Anspruch genom-
men. Die Tendenz ist kontinuierlich steigend. Im Juli 
sowie August des gleichen Jahres haben sich die in An-
spruch genommenen Dienstleistungen im Gegensatz 
zum Vormonat nahezu verdoppelt. Stärkster Monat 
bisher ist der März 2016 mit 227 Dienstleistungen. 
Die mit Abstand am meisten genutzte Dienstleistung 
ist die Sperrmüll-Anmeldung. Ebenfalls stark nachge-
fragt sind die Hundean- und –abmeldung sowie der 
Müllbehälterwechsel.

Einführung der elektronischen Steuerakte
Die Fachverfahren auf dem Gebiet des kommunalen 
Steuerrechts in der Stadtverwaltung Gütersloh sollten 
elektronisch abgewickelt werden können. In diesem 
Zuge wurde geplant, die Erhebung der Grundbesitzab-
gaben und der Gewerbesteuer durch die Einführung 
der elektronischen Akte (Finanzverfahren newsystem 
kommunal der Firma INFOMA) und den elektroni-

schen Versand der Bescheide per De-Mail zu unter-
stützen. Dadurch sollten die Arbeitsprozesse vollauto-
matisiert und elektronisch strukturiert werden. 

In der Abgabenabteilung der Stadt Gütersloh wer-
den insgesamt über 36.000 Akten für Grundbesitzab-
gaben und 4.400 Akten für Gewerbesteuer geführt. Es 
werden fast 70.000 Bescheide jährlich für Grundbe-
sitzabgaben, Schmutzwassergebühren und Gewerbe-
steuer versandt. Durch die Digitalisierung der Akten 
sollten 

 • die Verwaltungsprozesse effizienter und deutlich 
schlanker gestaltet, 

 • die Bearbeitungszeiten erheblich reduziert, 
 • die Druck- und Kopierkosten verringert und
 • Bürofläche eingespart werden. 

Durch die Kommunikation mit den Abgabepflichtigen 
per De-Mail, insbesondere der Versand der Abgaben-
bescheide, sollten Druck- und Portokosten eingespart 
werden. Abgabepflichtige hätten die Möglichkeit, die 
elektronisch übermittelten Abgabenbescheide in ihre 
Buchhaltungsprogramme zu übernehmen. Dadurch 
würden Medienbrüche und Übertragungsfehler ver-
mieden sowie Erfassungszeiten reduziert.

Bis jetzt sind die elektronischen Akten überwie-
gend angelegt worden. Die Mitarbeiter arbeiten mit 
der elektronischen Akte. Die Altakten werden im lau-
fenden Betrieb in die elektronische Akte eingepflegt. 
Die angestrebte medienbruchfreie Vorgangsbearbei-
tung wie Übernahme der Steuermessbescheide vom 
Finanzamt und anderer elektronischer Dokumente 
in die elektronische Akte steht noch in der Umset-
zung. Derzeit werden die vorliegenden Dokumente 
aber schon digitalisiert und in die elektronische Akte 
eingebracht. Ebenso wird die elektronische Kommu-
nikation mit den Abgabepflichtigen per De-Mail an-
gegangen.

Als Problem stellte sich in der praktischen Ar-
beit heraus, dass die elektronische Steuerakte an den 
Grundstückseigentümer anknüpft und nicht an das 
Grundstück. Dies führt dazu, dass bei einem Wechsel 
des Grundstückseigentümers eine neue Steuerakte 
angelegt werden muss. Dadurch wird für ein Grund-
stück eine zweite Steuerakte geführt. Gefordert war 
und ist aber, dass nur eine Akte je Grundstück zu füh-
ren ist, die den Steuergegenstand darstellt. Zur Lösung 
dieses Problems wurde in der elektronischen Steuer-
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akte ein weiteres Register eingerichtet, über das alle 
Dokumente zu einer Finanzamts-Nummer verknüpft 
sind. Damit können nun alle Dokumente angezeigt 
werden, ohne dass eine weitere Akte geöffnet werden 
muss. Aktuell befindet sich diese Lösung in einer Test-
phase.

Auch in diesem Projekt wurden die Mitarbeiter (in 
diesem Fall aus der Abgabenabteilung) von Anfang an 
in das Projekt mit einbezogen, ebenso der Personalrat 
sowie ein Vertreter des Rechnungsprüfungsamtes. Es 
ist anzumerken, dass alle Mitarbeiter der Abgaben-
abteilung in der Arbeit mit der elektronischen Akte 
geschult worden sind. Zusätzlich wurde eine schrift-
liche Anleitung erstellt. Fragen und Probleme bespre-
chen sie bei Bedarf. Die gesamte Mitarbeiterschaft der 
Stadtverwaltung Gütersloh wird über ausführliche 
Berichterstattung im Intranet laufend informiert.

Elektronische Übermittlung von Gehalts- und 
Versorgungsabrechnungen
Das Personalmanagement der Stadtverwaltung Gü-
tersloh erstellt monatlich für fast 1.700 eigene Fäl-
le die Gehalts- und Versorgungsabrechnungen, ca. 
40 Prozent hiervon betreffen Mitarbeiter an Bild-
schirmarbeitsplätzen. Im Rahmen des Digitalisie-
rungsprozesses von Akten und Bescheiden (Stichwort 
„elektronisches Dokumentenmanagement“) wurden 
die Möglichkeiten der digitalen Zustellung aller Ge-
haltsmitteilungen geprüft, bewertet und realisiert.

Da die in diesem Projekt durchzuführenden Maß-
nahmen im Ergebnis das Personal betreffen, sollte der 
Personalrat frühzeitig über die Planungen informiert 
und gebeten werden, das Projekt entsprechend zu be-
gleiten. Im konkreten Fall der Stadt Gütersloh wurde 
ein Personalratsvertreter für die Begleitung des Teil-
projekts bestimmt. Dieser hat im weiteren Projekt-
verlauf an allen Terminen und Besprechungen teil-
genommen, um den Personalrat insgesamt über den 
Fortschritt auf dem Laufenden zu halten. 

Einen zeitlich und personalaufwandsmäßig nicht 
zu unterschätzenden Aspekt stellte die Abfrage der 
Mitarbeiter zur zukünftig gewünschten Zustellart dar. 
Hier hat sich gezeigt, dass innerhalb der angestreb-
ten sechs Wochen eine Rücklaufquote von lediglich 
50 Prozent vorlag, so dass dieser Prozessschritt verlän-
gert werden musste. Auch gab es einen nicht unerheb-
lichen Anteil von einem Fünftel der Mitarbeiter, die 

sich primär weiterhin die Zustellung des Verdienst-
nachweises in gedruckter Form wünschen würden. An 
dieser Stelle entstand wiederum zur Erzielung eines 
guten Ergebnisses ein hoher zeitlicher Aufwand (Ein-
zelgespräche in bestimmten Fällen).

Zusammenfassung zentraler Ergebnisse
Als Resümee der Vorgehensweise zur Umsetzung der 
drei Basis-Projekte bei der Stadt Gütersloh kann die 
Bedeutung der Einbindung der Mitarbeiter besonders 
hervorgehoben werden. Trotz regelmäßiger Informa-
tion über externe und interne Medien verblieben ei-
nige Unsicherheiten und gefühlte oder tatsächliche 
Informationsdefizite. Fazit ist hier, dass man nicht 
genug Kommunikation nach innen betreiben kann. 
Die Grenzen sollte hier nur der vertretbare Aufwand 
setzen. Die Errichtung einer Intranet-Plattform hat 
sich in diesem Zusammenhang bewährt.

Die Stadtverwaltung Gütersloh konstatiert ab-
schließend, dass den Investitionen in Hard- und Soft-
ware sowie insbesondere den laufenden Kosten zum 
jetzigen Zeitpunkt regelmäßig keine Personal- und 
Sachkosteneinsparungen in entsprechender Höhe ge-
genübergestellt werden kann (digitale Rendite). Eine 
Wirtschaftlichkeit kann sich allenfalls langfristig ab-
zeichnen im Zusammenspiel verschiedener Faktoren. 
Bestimmende Motive bei der Implementierung von 
E-Government-Lösungen sind damit Bürger- und 
Unternehmerfreundlichkeit, Förderung der Innova-
tionsfähigkeit, Mitarbeitermotivation, ökologische 
Aspekte u.v.a.m. Für den städtischen Haushalt ver-
bleibt zunächst eine finanzielle Mehrbelastung, die 
aufgrund der aktuellen Haushaltslage derzeit noch 
eingegangen werden kann. Wünschenswert wäre na-
türlich eine größere Standardisierung von E-Govern-
ment-Lösungen, welche Kostenvorteile mit sich brin-
gen dürfte.

Durch die Projektförderung des Bundes war es 
in Gütersloh möglich, schneller als geplant wichtige 
Meilensteine der E-Government-Strategie zu errei-
chen. Der ambitionierte Zeitplan des zweijährigen 
Projektes sorgte ebenso wie das enorme öffentliche 
Interesse an dem Thema für den notwendigen Druck, 
um erfolgreich Innovationen und Verwaltungsrefor-
men umsetzen zu können. 
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2.2.3 Kreis Cochem-Zell (1. Staffel)

Der Landkreis Cochem-Zell in Rheinland-Pfalz hatte 
gemeinsam mit seinem Projektpartner Verbandsge-
meinde Kaisersesch das Ziel, eine E-Government-
Lösung zu entwickeln, die es dem Bürger sowie Un-
ternehmen ermöglicht, die Leistungen der Kreisver-
waltung, der Verbandsgemeindeverwaltungen sowie 
der Ortsgemeinden gebündelt und verwaltungsebe-
nenübergreifend elektronisch abzurufen, ohne dass 
sie selbst bei den Verwaltungen vorstellig werden 
müssen. So sollten die zu gestaltenden Lösungen 
nicht nur zur Optimierung und Verschlankung von 
Verwaltungsprozessen sowie internen Organisations-
strukturen beitragen, sondern auch zu einem verbes-
serten Bürgerservice und mehr Bürgernähe. Von der 
zu entwickelnden Lösung sollten nach Möglichkeit 
neben den Bürgern der Verbandsgemeinde Kaiser-
sesch auch die der drei übrigen Verbandsgemeinden 
im Landkreis profitieren. Aus diesem Grund sollte 
das E-Government-Konzept so ausgestaltet sein, dass 
es auf alle Verbandsgemeinden sowie die dazugehö-
rigen Ortsgemeinden im Landkreis ohne größeren 
Aufwand übertragbar ist.

Bereits zu Beginn der Konzeptionsphase wurde 
sich darauf verständigt, dass den Bürgern die elektro-
nischen Verwaltungsleistungen aller Kommunalver-
waltungen innerhalb des Landkreises in Form eines 
kommunalen Bürgerportals gebündelt angeboten 
werden sollen. Anschließend wurden Musterprozes-
se ausgewählt, auf die sich im Rahmen des Projektes 
fokussiert werden sollte. Die Auswahl dieser Prozesse 
erfolgte nach den Kriterien „Fallzahlen“, „Eignung zur 
digitalen Umsetzung“ sowie „Synergiepotenzial zwi-
schen den Projektpartnern“. Im Rahmen der Prozes-
sanalyse wurde dann festgestellt, dass sich diese so-
wie auch alle anderen Verwaltungsprozesse maximal 
aus neun (Prozess)-Bausteinen zusammensetzen. Die 
identifizierten Bausteine sowie die Musterprozesse 
sind auf dem Bürgerportal, welches dem Modell als 
Plattform dient, zusammenzuführen. Das Bürgerpor-
tal sollte hierbei für den Bürger als neue Portalseite 
mit eigener URL (= Uniform Ressource Locator = Zu-
gangsadresse für eine Webseite), erstellt werden, die 
die bisherigen Internetseiten der Behörden hinsicht-
lich ihrer Leistungsabwicklung ersetzt. 

Das Bürgerportal beinhaltet grundsätzlich zwei Facet-
ten: In technischer Hinsicht handelt es sich um ein 
Content-Management-System (CMS; dieses CMS ist 
wiederum selbst ein Baustein der jeweiligen Prozesse) 
und aus fachlicher Sicht handelt es sich bei dem Bür-
gerportal um eine Portalseite als zentralem Einstieg 
für den Bürger.

Folgende Bausteine wurden im Bürgerportal 
 integriert:

 • Content-Management-System,
 • Bürgerkonto,
 • Authentifizierung,
 • Leistungsfindungen und 

Leistungsbeschreibungen,
 • Antragsmanagement, Bescheide und 

Bekanntgaben,
 • Bezahlservice und Payment, Anordnungswesen 

und
 • Kommunikation mit anderen Behörden.

Doch die Bausteine allein waren bei der Umsetzung 
nicht dazu geeignet, die Ziele des Bürgerportals und 
des gesamten Konzepts zu erreichen. Auch die Pro-
zesse und Abläufe innerhalb der Verwaltung spielten 
eine wichtige Rolle, um die Dienstleistungen über-
haupt und effizient zur Verfügung stellen zu können. 
Im Bürgerportal sollten nach mehreren Workshops 
mit zahlreichen Beteiligten folgende Prozesse aufge-
nommen bzw. umgesetzt werden:

 • Vermietung von Räumlichkeiten,
 • Kursbuchungen bei der KVHS (Volkshochschule),
 • Bewerbungen,
 • Auftragsvergabe,
 • Elterngeld und Betreuungsgeld,
 • Ratsinformationssystem,
 • Anzeige von Eigentumswechseln,
 • Anmeldung zur Gebrauchsgüter- und 

Bodenbörse,
 • Sperrmüll- und Elektroschrottentsorgung,
 • Fahrerlaubnis sowie
 • Kraftfahrzeugzulassung und Antrag auf 

Dorferneuerung.

Eine wichtige Voraussetzung für den Erfolg und 
die Akzeptanz des zu schaffenden E-Government-
Angebotes war ebenfalls, dass die Bevölkerung, die 
Unternehmen sowie die Verwaltungen dieses nutzen 
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können und wollen. Und um die E-Government-An-
wendungen nutzen zu können, sind entsprechende 
leitungsmäßige Voraussetzungen zu schaffen, worun-
ter vor allem der Breitbandausbau in der Region und 
die Nutzungsbereitschaft durch Informationssicher-
heit verstanden worden sind. 

Neben diesen Aspekten stellte sich auch ein weite-
res wichtiges Thema in den Vordergrund: das Akzep-
tanzmanagement. So viele gute Gründe es auch für 
die neuen Online-Dienste gibt, so viele Hürden und 
Ängste waren innerhalb der Behörde zu überwinden 
und zu nehmen. Diese galt und gilt es ernst zu neh-
men, denn die Mitarbeiter haben die geschaffenen 
E-Government-Lösungen umzusetzen und letztlich 
im Kontakt mit den Bürgern und Unternehmen zu 
bewerben. Sie fungieren folglich als entscheidende 
Multiplikatoren im E-Government-Prozess, weil die 
Meinung und Offenheit der Bürger gegenüber den 
Online-Diensten maßgeblich von ihnen beeinflusst 
wird. Sind schon die Verwaltungsmitarbeiter nicht 
überzeugt, wird auch der Bürger sowie die Unterneh-
men nicht oder nur schwer zu überzeugen sein. 

Um diesem wichtigen Aspekt der Akzeptanzstei-
gerung gerecht zu werden, wurde innerhalb der Kreis-
verwaltung eine zentrale Steuerungsgruppe, die sich 
aus Verwaltungsleitung (Landrat), den drei Geschäfts-
bereichsleitern sowie dem büroleitenden Beamten 
zusammensetzt, gebildet. Die Geschäftsführung der 
zentralen Steuerungsgruppe oblag dabei der Projekt-
leitung. Zudem wurde im Rahmen der regelmäßig 
stattfindenden Fachbereichsleiterbesprechungen sei-
tens der Projektleitung immer wieder über den aktu-
ellen Projektstand berichtet. Darüber hinaus fanden 
in einem Jahr bereits zwei Personalversammlungen 
statt, in denen den Mitarbeitern neben dem aktuel-
len Stand des Projekts auch die ersten Entwürfe des 
Bürgerportals sowie des dazugehörigen Bürgerkontos 
präsentiert worden sind. Hier wurde immer wieder 
darauf geachtet, den Mitarbeitern die Vorteile eines 
ganzheitlichen E-Governments aufzuführen, ihnen 
auf der anderen Seite aber auch wichtige Beteili-
gungsmöglichkeiten zu geben. 

Das Akzeptanzmanagement war aber auch nicht 
nur im internen Bereich, sondern auch in Bezug auf 
die Bürger im Sinne einer nachhaltigen Öffentlich-
keitsarbeit von großer Bedeutung. Und das galt umso 
mehr für ein Bürgerportal. Der Landkreis Cochem-
Zell hat zusammen mit der Verbandsgemeinde Kai-

sersesch dazu eine ganze Reihe von Aktivitäten und 
Empfehlungen entwickelt, die hier nur stichwortartig 
aufgeführt werden können:

 • Projekt- und Zeitplan: Möglichst frühzeitige Ent-
wicklung eines Zeitplans der Kampagne,

 • Professionelle Fotos: Zu Werbezwecken ausge-
suchte Bilder sollten professionell erstellt und so 
ausgesucht werden, dass sich die Bürger mit den 
Bildern identifizieren können,

 • Aussagekräftige URL: Bei der Suche nach einer 
aussagekräftigen URL, über die die Online-Lö-
sungen angeboten werden, sollen Mitarbeiter der 
Verwaltung sowie die Bevölkerung eingebunden 
werden,

 • Kreativer Werbeslogan: Die Online-Lösungen 
sollten mit einem prägnanten und einprägsamen 
Werbeslogan beworben werden,

 • Kooperative Werbung: Zusammenarbeit mit regi-
onalen und überregionalen Medien,

 • Countdown: Beispielsweise vor dem Start eines 
Bürgerportals bietet es sich an, sowohl in der 
lokalen Tagespresse als auch auf den aktuellen 
Internetpräsenzen der Modellkommunen einen 
entsprechenden Countdown zu starten,

 • Multiplikatoren nutzen: In keinem Brief und in 
keiner E-Mail der Kommunen sollte ein Hinweis 
auf die Online-Lösungen fehlen,

 • Professionelles Werbe- und Lernvideo: Ein pro-
fessionelles Werbe- und Lernvideo soll die Bürger 
zum einen auf das Bürgerportal aufmerksam 
machen, Ihnen aber auch schnell und einfach den 
Umgang erläutern.

 • Verwaltung als Werbeort: Im Bürgerbüro sollte 
als zentraler Anlaufstelle der Bürger ein Monitor 
mit Werbevideos aufgestellt werden,

 • Soziale Medien: Im Gegensatz zu den statischen 
Präsenzen der Kommunen bekommen die Bürger 
in den sozialen Netzwerken durch das Betätigen 
des „Gefällt-mir-Button“ automatisch die neues-
ten Nachrichten und Informationen und sind so 
auf dem aktuellsten Stand. Für den Erfolg eines 
Bürgerportals ist die Werbung und Kommuni-
kation der E-Government-Anwendungen via 
Facebook und Co. aus Sicht der Modellkommu-
nen unerlässlich,

 • Umfangreiches Suchmaschinenmarketing: Such-
maschinen sind meist der zentrale Einstieg der 
Bürger im Internet. Zudem sind es viele Nutzer 
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in der heutigen Zeit gewohnt, über die Eingabe 
von gezielten Stichwörtern in der Adresszeile des 
Internetbrowsers zu einem gewünschten Such-
ergebnis bzw. einer gewünschten Internetseite zu 
gelangen.

Die praktischen und konzeptionellen Aktivitäten im 
Landkreis Cochem-Zell hatten darüber hinaus noch 
die große Bedeutung der Kooperation und der Nut-
zung von Standards zum Vorschein gebracht. In der 
Modellphase zeigte sich, dass ein immenses Potential 
für eine interkommunale Kooperation bei der Um-
setzung von E-Government vorhanden ist. Die Kom-
munen verfolgen nahezu identische Ziele. Auch wenn 
die Voraussetzungen strukturell wie auch finanziell 
unterschiedlich sind, so sollte weiterhin daran fest-
gehalten werden, dass der Weg zur Umsetzung des 
E-Government-Gesetzes gemeinsam gegangen wird 
bzw. durch den Austausch untereinander Synergien 
genutzt werden. Seitens der Modellkommunen wur-
den auf der anderen Seite aber auch schnell die aktu-
ellen Grenzen der interkommunalen Kooperation ge-
sehen. So stand in einigen Punkten der Föderalismus 
der interkommunalen Kooperation entgegen. Unter 
anderem durch unterschiedliche gesetzliche Vorga-
ben auf Landesebene konnten Synergien teilweise bis 
heute nicht genutzt werden.

Bewertung
Aus Sicht der Modellphase im Landkreis Cochem-
Zell konnten und können grundsätzlich zahlreiche 
Ansätze und Verfahren nach erfolgreicher Implemen-
tierung auch auf andere rheinland-pfälzische Kom-
munen übertragen werden. Vor diesem Hintergrund 
wurden die Modellkommunen auch durch das Land 
in Form der IT-Zentralstelle des Innenministeriums 
Rheinland-Pfalz tatkräftig unterstützt. Eine entspre-
chende finanzielle Beteiligung des Landes kam bisher 
aber leider nicht zum Tragen. Als weiteres Problem 
wurde seitens der Modellkommunen das Fehlen von 
technischen Standards identifiziert. 

Vor dem Hintergrund der zahlreichen praktischen 
Erfahrungen und Erkenntnisse konnte der Landkreis 
Cochem-Zell gemeinsam mit der Verbandsgemeinde 
Kaisersesch vor allem auf folgende sehr förderliche 
Faktoren bei der Entwicklung von E-Government 
verweisen:

 • Die Organisation eines verbesserten Informati-
onsflusses zwischen Kommunen, Ländern und 
Bund,

 • die Umsetzung einer finanziellen Unterstützung 
der Kommunen durch Länder und Bund,

 • die Vertiefung einer verwaltungs- und lände-
rebenenübergreifenden Zusammenarbeit und 
Kooperation,

 • die Gewährleistung von Basisdiensten und 
Standards, die allen Kommunen zur Verfügung 
gestellt werden sollten,

 • aufeinander abgestimmte E-Government-Gesetze 
und die Harmonisierung der Ländergesetze zur 
Schaffung von Synergien sowie nicht zuletzt

 • die Umsetzung einer Standardisierung von 
Anforderungen an technischen Lösungen und 
Schnittstellen.

Zusammenfassung
Die Modellkommune Cochem-Zell war der einzi-
ge Landkreis der ersten Staffel und hat gezeigt, wie 
wichtig die Umsetzung von Bürgerservices im Rah-
men eines Bürgerportals aufgrund der dünnen Besie-
delung gerade auch für Kreisverwaltungen im länd-
lichen Raum sein kann. Das Projekt des Bürgerpor-
tals wurde in der Modellphase inhaltlich und formal 
sehr gut konzipiert und beinhaltete eben nicht nur 
die fachlichen und technischen Anforderungen. Von 
vornherein wurde klar, dass auch zentrale Aspekte des 
Change- und Akzeptanzmanagements nach innen 
und nach außen integriert werden mussten.

Und gerade vor dem Hintergrund dieses um-
fassenden und integrativen Verständnisses von 
 E-Government zwischen technikinduzierter Verwal-
tungsreform und der behutsamen Veränderung von 
Kulturen und Arbeitsweisen zeigen sich die prakti-
schen Erfahrungen für andere Kommunen in einem 
neuen Kontext und können dort sicherlich neue Wege 
aufzeigen. 

2.2.4 Stadt Norderstedt (2. Staffel)

Die Stadt Norderstedt in Schleswig-Holstein entwi-
ckelte im Rahmen der Modellkommunen-Ausschrei-
bung ein weitreichendes und umfassendes Konzept, 
in dessen Fokus fünf zentrale Leitprojekte standen:
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 • das Bürgerservice-Portal,
 • die eAkte im Abfallbereich,
 • eine E-Government-Strategie im Sinne eines 

Programm-Managements,
 • das Bürgerterminal und
 • der Ausbau des Geo-Informationssystems (GIS).

Projekt 1: Bürgerservice-Portal
Im März 2016 hatte die Stadt Norderstedt als erste 
Kommune in Schleswig-Holstein ein umfassendes 
Bürgerserviceportal mit digitalen Bürgerdiensten 
als erste Ausbaustufe freigeschaltet, mit dem Ver-
waltungsprozesse vollständig online und medien-
bruchfrei umgesetzt werden können. Bürger können 
nun Verwaltungsdienstleistungen mobil und zeitlich 
unabhängig von Öffnungszeiten der Verwaltung ab-
rufen und in Anspruch nehmen. Dabei galten hohe 
Sicherheitsanforderungen, da unter anderem auch 
eine elektronische Bezahlung von Verwaltungsge-
bühren ermöglicht worden ist. Alternativ können die 
digitalen Bürgerdienste auch über einen Bürgertermi-
nal im Norderstedter Rathaus genutzt werden (siehe 
Projekt 4).

Die Umsetzung eines Bürgerportals beinhaltet, 
dass wesentliche Teile des E-Government-Gesetzes 
(EGovG) des Bundes Anwendung finden müssen, so 
unter anderem die Identifikationsfunktion über die 
Online-Ausweisfunktion des Personalausweises, eine 
Versandfunktion (zum Beispiel De-Mail) und eine 
ePaymentfunktion (zum Beispiel ePayBL) zur mög-
licherweise notwendigen direkten Bezahlung der 
Verwaltungsdienstleistungen. Im Ergebnis wurde die 
komplette Implementierung eines Bürgerservice-Por-
tals mit den entsprechend relevanten Basisdiensten, 
Bürgerkonto, Postkorb, ePayment, Diensteverwaltung 
realisiert, die auch von allen fachlichen Online-Bür-
gerdiensten genutzt werden können. 

Mit der Etablierung dieses Bürgerservice-Portals 
ist es in der Stadt Norderstedt gelungen, eine zent-
rale Plattform bereitzustellen, mit der ein transakti-
onales, modernes E-Government systematisch und 
mit weiteren Modulen ausgebaut werden kann. Und 
damit können nicht nur medienbruchfreie Verwal-
tungsprozesse angeboten werden, sondern zahlreiche 
weitere Fachverfahren systematisch und schrittweise 
integriert werden. Die wichtigsten Voraussetzungen 
sind jedoch die Gewährleistung einer elektronischen 

Identifizierung / Authentifizierung, ein ePayment so-
wie ein Bürger-Postfach, um eine ausreichende Per-
formanz gegenüber dem Bürger zu erhalten.

Projekt 2: eAkte im Abfallbereich
In der Stadt Norderstedt wurden in einem weiteren 
Leitprojekt Einsatzmöglichkeiten der eAkte am Bei-
spiel des Pilotbereiches Abfallwirtschaft getestet. Die 
Ergebnisse haben gezeigt, dass die Prozesse beson-
ders dann erfolgreich optimiert werden, wenn das 
Zusammenspiel mit dem Telematik-System auf den 
Fahrzeugen des Entsorgungsbetriebes integriert wird. 
Die eAkte wurde deshalb auf den gesamten Bereich 
Abfallwirtschaft ausgeweitet, so dass eine komplette 
digitale Bearbeitung und Steuerung ermöglicht wird. 
Aufgrund der positiven Ergebnisse wird die eAkte 
sukzessive bei anderen Teilen der Stadtverwaltung 
Norderstedt eingeführt. Als nächste Bereiche sind das 
Einwohnerwesen und der Gewerbebereich vorgese-
hen.

Die Pilotierung und flächendeckende Einführung 
der eAkte im Abfallbereich ist als ein wichtiger Mei-
lenstein in der Modellphase anzusehen. Mit der eAkte 
im Abfallbereich ist eine vollständige Digitalisierung 
des Workflows und der Geschäftsprozesse gelungen, 
wodurch die verwaltungsinternen Aufwände spürbar 
reduziert worden sind. Ein wesentlicher Erfolgsgarant 
für dieses positive Ergebnis war zunächst die Pilotie-
rungsphase in dem genannten Organisationsbereich, 
auf deren wichtige Erfahrungen und Erkenntnisse 
eine erfolgreiche Ausweitung auf den gesamten Or-
ganisationsbereich möglich war.

Projekt 3: E-Government-Strategie (Programm-
Management)
Die Stadt Norderstedt hat mit einer integrativen 
 E-Government-Strategie den weiteren Ausbau von 
E-Government systematisiert und auf ein solides Fun-
dament gestellt. Zukünftig steht den Beteiligten eine 
„Blaupause“ zur Verfügung, die beschreibt, in welcher 
Form E-Government in der Kommune ein- und um-
gesetzt werden kann. Dies erleichtert nicht nur die 
internen Abstimmungsvorgänge bei einzelnen Vor-
haben, sondern schafft auch zahlreiche Synergieef-
fekte. Auf dieser Grundlage sollen zukünftig weitere 
Vorhaben in unterschiedlichen Themenbereichen 
entwickelt und umgesetzt werden.
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In der E-Government-Strategie von Norderstedt 
(Fahrplan 2016-2020) wurde ebenfalls festgelegt, dass 
das Management von E-Government systematisch 
verankert wird, um den Ausbau von E-Government 
nachhaltiger, zielorientierter und wirtschaftlicher zu 
gestalten. Die Etablierung eines Programm-Manage-
ments, das sowohl eine zentrale Einheit beinhaltet als 
auch die Einbindung der dezentralen Organisations-
einheiten erlaubt, zeigte sich als ein wichtiger Bau-
stein der Entwicklung und wurde auf der Grundlage 
einer umfassenden Bedarfsanalyse innerhalb der Ver-
waltung umgesetzt.

Mit der Entwicklung einer E-Government-Stra-
tegie wurden zentrale Vorteile für die Steuerung des 
digitalen Wandels erzielt:

 • systematische Herausarbeitung der Bedarfe,
 • strukturelle Verankerung von E-Government 

(Programm-Management),
 •  Grob-Kalkulation der finanziellen Bedarfe für die 

nächsten Jahre sowie
 •  Darstellung eines Fahrplanes für die nächsten 

Jahre („Master-Plan“).

Mit der E-Government-Strategie existiert für die Ak-
teure in Norderstedt nun eine planerische Vorlage für 
die Digitalisierung der Verwaltung und stellt darüber 
hinaus eine zentrale Orientierung für alle Führungs-
kräfte und Mitarbeiter in der Verwaltung dar.

Projekt 4: Bürgerterminal
Ein weiteres wichtiges Vorhaben der Stadt Norderstedt 
ist das Bürgerterminal, das Bürgern die Möglichkeit 
gibt, E-Government-Anwendungen im Rathaus Nor-
derstedt zu nutzen, ohne mit einer Mitarbeiterin oder 
einem Mitarbeiter der Stadt direkt in Kontakt zu tre-
ten (siehe Projekt 1 Bürgerservice-Portal). Lange War-
tezeiten werden somit durch diesen ergänzenden Zu-
gangskanal vermieden, die Bürger erhalten eine echte 
Alternative. Das Bürgerterminal stellt die gleichen 
Funktionen wie das Bürgerservice-Portal bereit und 
setzt somit die neuen rechtlichen Möglichkeiten des 
EGovG des Bundes um.

Projekt 5: Ausbau Geo-Informationssystem (GIS)
Das fünfte Leitprojekt war der Ausbau des geographi-
schen Informationssystems (GIS) in Norderstedt, wo-
bei wichtige Aspekte, wie der notwendige Austausch 

von Geodaten, die Nutzung eines einheitlichen und 
zentral betriebenen Web-Zuganges sowie die Opti-
mierung der Kartendarstellung des Stadtplans mit ei-
nem zentral gehosteten Kartendienst im Vordergrund 
standen. Dieses Projekt konnte in der Modellphase 
durch eine enge Kooperation mit den Norderstedter 
Stadtwerken und dem Feuerwehrtechnischen Zent-
rum im Bereich der Geodaten erfolgreich umgesetzt 
werden.

Bewertungen der Modellphase
Wie in nahezu allen Projektumsetzungen, so zeigten 
sich auch in Norderstedt bei der Bilanzierung der Pro-
jekte Erfolge und Probleme gleichermaßen.

Ein wesentliches Problem für einige Projek-
tierungen war, dass es bisher mit dem Bundesland 
Schleswig-Holstein nicht möglich war, zeitnah eine 
zentrale eID-Struktur zu vereinbaren und einzufüh-
ren. Auch wenn hierzu viele Gespräche stattgefun-
den haben und durchaus die Bemühungen um einen 
Kompromiss auf beiden Seiten erkennbar war, haben 
strukturelle Gründe (unterschiedliche Interessen von 
Kommunen und dem Land, ungeklärte Finanzierung) 
eine Lösung bislang verhindert. Die Stadt Norderstedt 
hat deshalb die wichtige Entscheidung getroffen und 
für das beschriebene Bürgerservice-Portal die eID-
Anbindung selber eingeführt.

Darüber hinaus hat sich gezeigt, dass es immer 
noch schwierig war und ist, E-Government in den 
dezentralen Fachämtern der Stadtverwaltung Nor-
derstedt systematisch und proaktiv zu verankern. Ide-
en für E-Government-Projekte entstehen oftmals de-
zentral und „ad-hoc“ aus laufenden Arbeitsprozessen 
und Kontakten. Dies ist aber für eine systematische 
Planung von E-Government und eine systematische 
Gesamtsteuerung problematisch. Die größten Hin-
dernisse bestehen in diesem Sinne darin, in den Fach-
ämtern Verwaltungsprozesse mit hohem E-Govern-
ment-Potenzial zu identifizieren sowie gleichzeitig 
eine stärkere zentrale Steuerung von E-Government 
(inklusive Programm-Management) zuzulassen.

Ein weiteres Hindernis bei der Einführung von 
E-Government war, für ausreichend Akzeptanz bei 
den Mitarbeitern der Stadtverwaltung zu sorgen. Es 
bestanden Ängste, dass E-Government die Arbeit von 
Menschen ersetzt, was zu nicht unerheblichen Unsi-
cherheiten führte. Außerdem bestanden Anfangs Wi-
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derstände von Seiten des Personalrates, die ebenfalls 
überwunden werden mussten.

Aus den praktischen Erfahrungen ließen sich 
aber auch wichtige Erfahrungen und Empfehlungen 
ableiten. Im Sinne eines Wissenstransfers hat es sich 
als sehr hilfreich erwiesen, im Austausch mit anderen 
Kommunen auf gewonnene Erfahrungen und „best- 
practices“ zurückgreifen zu können. Es wird deshalb 
empfohlen, einen regelmäßigen Austausch mit an-
deren Kommunen zu organisieren. Auch mit dem 
Bundesland sollte – angesichts neuer Anforderungen 
(Bürger-/Servicekonten, Umsetzung eIDAS etc.) – der 
Dialog intensiv geführt werden. Schließlich zeigen die 
Erfahrungen, dass auch eine direkte Kommunikation 
mit dem Bund hilfreich ist, da hierbei keine „Filterung 
von Inhalten“ durch das Land oder die kommuna-
len Spitzenverbände des Landes erfolgen kann. Vom 
Bund moderierte Arbeitsgruppen der „kommunalen 
E-Government-Innovatoren“ könnten hier Beispiel 
gebend sein.

Für die Konzipierung und Implementierung von 
zeitgemäßen Digitalisierungs- und E-Government-
Angeboten ist in wachsendem Maße ein strategischer 
Ansatz erforderlich. Dies hängt unter anderem damit 
zusammen, dass

 •  die Aspekte „Technik“, „Organisation“, „Prozesse/ 
Facharchitektur“ und „Personal“ in integrierter 
Form aufeinander bezogen werden sollten,

 •  medienbruchfreie Angebote einen hohen techno-
logischen Reifegrad erfordern,

 •  ein Wildwuchs von Einzellösung in einen ab-
gestimmten Gesamtansatz überführt werden 
sollten sowie

 •  E-Government stärker mit anderen Digitali-
sierungsvorhaben zu vernetzen ist, zum Bei-
spiel Smart City, Open Government, digitale 
Arbeitswelt.

Es kann deshalb aus der Sicht der Stadt Norderstedt 
empfohlen werden, eine kommunale E-Govern-
ment-/Digitalisierungsstrategie auszuarbeiten, die 
die genannten Aspekte berücksichtigt sowie den wei-
teren Ausbau von Digitalisierungsangeboten in einem 
„Masterplan“ zusammenfasst und systematisiert.

Die Einführung von E-Government und weite-
rer, kommunaler Digitalisierungsangebote ist kein 
„Selbstläufer“, sondern erfordert ein aktives Akzep-

tanzmanagement auf allen Ebenen. Dies beinhaltet 
vor allem

 • die Gewinnung der Politik und Verwaltungsspitze 
als Promotoren der Digitalisierung,

 • die aktive Einbeziehung der Fachämter – und 
nicht zuletzt

 • die Durchführung von akzeptanzfördernden 
Maßnahmen bei den Mitarbeitern im Rahmen 
eines Change Managements.

Zusammenfassung
Im Resümee haben auch die Arbeiten und Aktivitäten 
der Stadt Norderstedt wichtige Empfehlungen und 
praktische Vorgehensweisen zu Tage gefördert, an de-
nen sich andere Kommunen orientieren können. Von 
besonderer Bedeutung zeigte sich einerseits die Ak-
zeptanzthematik innerhalb der Verwaltung und an-
dererseits die umfangreichen und auch erfolgreichen 
Bemühungen um einen strategischen Ansatz der E-
Government-Steuerung in Form der E-Government-
Strategie, die darüber hinaus noch weitere Aspekte 
einer gesamten lokalen Digitalisierungsstrategie auf-
greifen sollte.

2.2.5 Bewerbergemeinschaft 
 Ibbenbüren (2. Staffel)

Mit der Bewerbergemeinschaft der Stadt Ibbenbüren 
wurde einmalig auch eine kommunale Gemeinschaft 
aus unterschiedlich großen Städten und Gemeinden 
aufgenommen, deren Spezifika sich nicht nur in der 
Bewerbung, sondern auch in dem Gesamtansatz und 
in den durchgeführten Projekten dokumentiert. Die 
Bewerbergemeinschaft umfasst folgende kommuna-
le Körperschaften: Stadt Ibbenbüren, die Kreisstadt 
Steinfurt, die Städte Velen, Gronau (Westf.), Ahaus, 
Borken, Rhede und die Gemeinden Neuenkirchen 
und Laer sowie den Zweckverband KAAW (Kommu-
nale ADV-Anwendergemeinschaft West). Die insge-
samt neun mitwirkenden Kommunen der kleinen 
und mittleren Größenklassen (weniger als 20.000 
Einwohner und Ibbenbüren mit mehr als 53.000 Ein-
wohnern) betreiben allesamt eine dezentrale, autono-
me IT-Landschaft. Zentrale Rechenzentrumslösungen 
bzw. zentrale E-Government-Prozesse spielten daher 
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in der Gesamtkonzeptionierung der Bewerbung und 
Realisierung eine untergeordnete Rolle, dennoch ist es 
das Ziel möglichst einheitliche E-Government-Modu-
le einzusetzen (z. B. Bezahlplattformen, eID-Lösungen 
etc.) Das erklärte Ziel der Bewerbergemeinschaft ist 
es, den beteiligten Kommunen praktische, relevante 
und vor allem finanzierbare Hilfsmittel für die Ein-
führung von E-Government-Modulen, E-Govern-
ment-Anwendungen und E-Government–Prozessen 
bereitzustellen.

Insgesamt verfolgte die Bewerbergemeinschaft 
mehr als 15 Einzelprojekte und Digitalisierungsver-
fahren, die an dieser Stelle nicht alle vorgestellt wer-
den können. Folgende wichtige Projekte der Modell-
kommune/Bewerbergemeinschaft sollen in diesem 
Rahmen fokussiert vorgestellt werden:

 • Erstellung eines generischen 
E-Government-Frameworks,

 • Online-Gewerbeauskünfte (Pilotpartner Stadt 
Borken),

 • Online-Personenstandurkunde (Pilotpartner 
Stadt Ibbenbüren) und

 • Online-Bauleitpläne (Pilotpartner Stadt Velen).

Projekt 1: Generisches E-Government-Framework
Das erste Projekt wurde von der Bewerbergemein-
schaft unter dem erläuterungsbedürftigen Titel „Ge-
nerisches E-Government-Framework“ geführt. Mit 
diesem E-Government-Rahmenwerk wurde ein Ent-
wicklungs- und Aufbaukonzept erstellt, das sich nicht 
auf die einzelnen Spezifika der Kommunen ausrich-
tete, sondern sich auf übergeordnete Gesichtspunkte 
und Aspekte bei der technikinduzierten Verwaltungs-
modernisierung bezieht. Das generische E-Govern-
ment-Framework hatte dabei folgende wichtige Kri-
terien zu erfüllen: 

 • Den Einsatz standardisierter, wirtschaftlicher und 
damit auch finanzierbarer E-Government-Kom-
ponenten (z. B. Landeslösungen),

 •  die Gewährleistung möglichst hoher Herstelle-
runabhängigkeit der IT-Architektur, um einen 
flexiblen Einsatz gewährleisten zu können,

 •  die Wiederverwendbarkeit der eingesetzten 
Lösungskomponenten,

 •  die wichtige Erfüllung der gesetzlichen Vor-
gaben (E-Government-Gesetz Bund und Land 
Nordrhein-Westfalen),

 •  den flexiblen Einsatz der unterschiedlichen E-
Government-Module und deren Anwendbarkeit 
auf verschiedene Prozesse unterschiedlichster 
Lebenszyklen sowie nicht zuletzt 

 •  die Erfüllung der hohen IT-Sicherheits- und 
Datenschutzvorgaben.

Die Erstellung des generischen E-Government-
Frame works gilt bis heute als ein zentraler Ansatz-
punkt für die Konzeptumsetzung und als wichtigster 
Bestandteil des Gesamtprojektes, da dieser Rahmen 
die Kernmodule für alle relevanten E-Government-
Prozesse beinhaltet. Gleichzeitig erfolgten die Erstel-
lung eines Konzeptes zur medienbruchfreien Kom-
munikation mit allen wichtigen Zielgruppen (G2G, 
G2C, G2B) sowie die Bewertung und die Auswahl der 
E-Government-Module. Bis zum Ende der Modell-
phase konnte das Gesamtkonzept fertiggestellt wer-
den. Darüber hinaus wurde die erfolgreiche Auswahl 
der meisten Komponenten abgeschlossen. Aktuell 
stehen noch die Klärung der Finanzierung und Ein-
führung der Module in den Kommunen als wichtigste 
Anschlußaktivitäten aus.

Projekt 2: Online-Gewerbeauskünfte (Pilotpartner: 
Stadt Borken)
Ein erstes integriertes Einzelprojekt war die Umset-
zung von Online-Gewerbeauskünften, die mit der 
Stadt Borken durchgeführt wurde. Die Prozessmo-
dellierung inkl. Identifikation der technischen Kom-
ponenten sowie der kaufmännischen Rahmenpara-
meter ist bislang abgeschlossen. Die Einführung des 
elektronischen Prozesses wurde positiv bewertet und 
soll je nach Verfügbarkeit der internen Ressourcen 
realisiert werden.

Projekt 3: Online-Personenstandurkunde (Pilot-
partner: Stadt Ibbenbüren)
Das zweite integrierte Einzelprojekt war die Realisie-
rung der Online-Personenstandurkunde in Zusam-
menarbeit mit der Stadt Ibbenbüren. Dieses Projekt 
ist realisiert und kann aktuell unter den digitalen Leis-
tungsangeboten der Stadt Ibbenbüren unter www.ib-
benbueren.de/dienste  abgerufen werden. 
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Projekt 4: Online-Bauleitpläne (Pilotpartner: Stadt 
Velen)
Das dritte und letzte hier vorgestellte integrierte Ein-
zelprojekt war die Prüfung der Realisierung des Pro-
jekts Online-Bauleitpläne mit dem Pilotpartner Stadt 
Velen. Diesen elektronischen Prozess gab es bereits in 
einigen Kommunen, unter anderem auch in der Stadt 
Ibbenbüren (s. u.a. digitale Dienste der Stadt Ibben-
büren unter www.ibbenbueren.de/dienste), dennoch 
sollte mit Hilfe der entwickelten Nutzenanalyse in 
einer kleineren Kommune geprüft werden, welche 
Mehrwerte diese Art von elektronischen Prozessen 
bietet und welche Aufwände mit der Realisierung 
verbunden sind. Da der Nutzen für einige wenige An-
wendungsfälle pro Monat sowie die Aufwände für die 
Einführung und den Betrieb dieses E-Government-
Prozesses ein negatives Verhältnis auswiesen, wurde 
dieser Prozess in der Stadt Velen nicht realisiert. 

Bewertungen
Durch den besonderen Ansatz und der Situation als 
Bewerbergemeinschaft konnten in der Bewerberge-
meinschaft Ibbenbüren besonders interessante Erfah-
rungen gemacht und Ergebnisse erarbeitet werden. 
Ein wesentliches Element war die Sensibilisierung 
durch die erforderliche interkommunale Zusammen-
arbeit. Diese erfolgreiche Zusammenarbeit wurde we-
sentlich durch die folgenden Faktoren unterstützt: 

 •  Quartalsweise Arbeitskreis-Sitzungen der 
Bewerbergemeinschaft,

 •  Kontinuierliche Weiterbearbeitung des Konzeptes 
und Auswahl von E-Government-Komponenten 
inkl. Produktpräsentationen sowie

 •  die Erarbeitung kaufmännischer Vorlagen inkl. 
Nutzenanalyse

Ein weiterer Aspekt war die erfolgreiche Entwicklung 
eines Vorgehensmodells, eines Werkzeugkoffers so-
wie einer E-Government-Landkarte in Form eines 
Prototyps. Diese drei Ergebnisse erbrachten wichtige 
Vorteile, u.a.

 •  die Entwicklung und Bereitstellung von Vor-
lagen für die Kommunen, von der Prozessana-
lyse über die Prozessmodellierung bis hin zur 
Nutzenanalyse,

 •  ein kontinuierlicher Wissensaufbau während der 
Projektlaufzeit, wodurch sich auch schrittweise 

die Qualität der Beratung spürbar und nachhaltig 
steigerte und 

 •  die ausgebauten Kontakte auf Landes- bzw. Bun-
desebene im Bereich des öffentlichen Dienstes, 
wodurch sich wiederum der kooperative Wissen-
saustausch verbesserte (Lessons-Learned-Prozess).

Nicht zuletzt war auch die Einführung von E-Govern-
ment-Lösungen im Sinne des Reifegradmodells ein 
wichtiges Ergebnis. Dies ermöglichte nicht nur die 
Kontaktaufnahmen zu einer Vielzahl von Lösungsan-
bietern – und dadurch einen guten Marktüberblick, 
sondern auch die Erarbeitung eines transparenten 
und nachvollziehbaren Reifegradmodells als weiteres 
Steuerungs- und Sensibilisierungsinstrument.

Während der Modellphase konnten auch einige 
Probleme dokumentiert werden. Das erste Problem 
zeigte sich in der Finanzierung. So erschien die Ermitt-
lung der Aufwände erst nach der Konzept- und Aus-
wahlphase seriös möglich. Des Weiteren erforderte die 
in den Kommunen teils angespannte Haushaltslage 
bei der Einplanung und Freigabe der Haushaltsmittel 
in den Kommunen aussagekräftige Wirtschaftlich-
keitsbetrachtungen.

Ein weiteres Problem stellte der Zeitfaktor dar, der 
u.a. den Freigabeprozess für die finanziellen Mittel (s. 
o.) betraf. Ergänzend beeinflussten daher oftmals an-
dere politische Themenfelder die Bereitstellung zu-
sätzlicher Kapazitäten, z. B. die Flüchtlingsthematik. 
Abschließend erwies es sich als hinderlich, dass das 
E-Government-Gesetz des Landes Nordrhein-Westfa-
len bis zur Fertigstellung des Leitfadens noch nicht in 
Kraft getreten war.

Ein drittes Problem zeigte sich bei der Akzeptanz 
bei den Verwaltungsmitarbeitern in den Fachämtern. 
Die Akzeptanzproblematik entstand häufig durch 
bereits vorhandene Mehrfachbelastungen bzw. per-
sonellen Engpässen sowie in der Diskussion um die 
parallele Bereitstellung eines analogen sowie eines 
digitalen Prozesses (hybride Aufgabenwahrnehmung). 
Andererseits konnte diesen Mehrbelastungen auch 
selten ein kurzfristiger Mehrwert von Online-Pro-
zessen gegenübergestellt werden, da die so genannte 
digitale Rendite bzw. der Return-on-Investment oft-
mals aufgrund der Vielzahl an einzukalkulierenden 
Parametern schwer zu berechnen und an einem ganz 
konkreten Prozess darzustellen ist. Abschließend ist 
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festzuhalten, dass die Bereitschaft für notwendige, 
dauerhafte Veränderungen der Arbeitsabläufe und 
Auswirkungen auf die Ablauf- und Aufbauorganisa-
tion einschließlich der damit zusammenhängenden 
gedanklichen Auseinandersetzung in Richtung „Pro-
zessanalyse“ projektbegleitend durch kontinuierliche 
Mitarbeitermotivation gefördert werden muss. Um 
diesen Digitalisierungs- und Veränderungsprozess ef-
fizient gestalten zu können, muss dieses in den Kom-
munen durch einen Change-Management-Ansatz 
inkl. einer Digitalisierungsstrategie positiv unterstützt 
werden. 

Aus diesen sehr heterogenen Erfahrungen konn-
te die Bewerbergemeinschaft Ibbenbüren wertvol-
le Tipps und Empfehlungen aussprechen. Die erste, 
bedeutendste Empfehlung bezieht sich auf die Be-
nennung eines E-Government-Koordinators, dem 
wichtige Funktionen, Eigenschaften und Aufgaben 
zugeschrieben werden: 

 •  Bereitstellung von (Teilzeit-) Ressourcen 
durch Benennung eines verantwortlichen 
E-Government-Koordinators,

 •  Einbringung der Stelle des E-Government-Koor-
dinators in die Gesamtorganisation und damit in 
das offizielle Organigramm der Kommune (ggf. 
Stabsstelle des Verwaltungsvorstandes) und

 •  Qualifizierung des E-Government-Koordinators 
durch Teilnahme an Schulungen/Messen etc., um 
eine notwendige Professionalität zu erreichen.

Darüber hinaus hat sich die hausinterne Organisation 
in Form eines E-Government-Projektteams als gute 
Lösung erwiesen, bei der der Verwaltungsvorstand 
die oberste Leitungsfunktion übernehmen sollte. Hier 
sollen die Einplanungen regelmäßiger Arbeitskreis-
Sitzungen, aber auch die Einbeziehung der Entschei-
dungsgremien sowie die kontinuierlichen Bearbei-
tungen der einzelnen Vorhaben erfolgen.

Nicht zuletzt ist auch die Entwicklung eines Pro-
jektplanes im Sinne einer digitalen Strategie von 
hoher Bedeutung. Dabei geht es einerseits um die 
Erstellung eines Gesamtprojektplanes mit der mittel-
fristigen Budgetplanung sowie andererseits um die 
Einbeziehung externer Berater mit hohem Fachwis-
sen für die Initialerstellung der digitalen Strategie.

Zusammenfassung
Die Bewerbergemeinschaft hat durch ihre besondere 
Disposition zahlreiche wichtige Erkenntnisse gerade 
für kleine und mittlere Kommunen zum Vorschein 
gebracht. Nach der bisherigen Projektlaufzeit von 
mehr als anderthalb Jahren standen in der Bewerber-
gemeinschaft ausreichend Instrumente zur Verfü-
gung, um geeignete Prozesse unter Zuhilfenahme des 
E-Government-Frameworks in die Praxis zu überfüh-
ren und die notwendigen Mittel einzuplanen. 

Darüber hinaus werden die möglichen zentra-
len Lösungsansätze in Form der interkommunalen 
Zusammenarbeit auch nach dem Projektende durch 
die Fortführung des Arbeitskreises „E-Government“ 
weiterverfolgt. Die rechtzeitige Projektierung von E-
Government-Vorhaben sollte dabei in Hinblick auf 
die zu erwartenden kommunalen Herausforderungen 
beachtet werden, da von einem langfristigen Realisie-
rungszeitraum auszugehen ist. Im nächsten Arbeits-
schritt sollen die zentralen E-Government-Module 
technisch angepasst bzw. in den Betrieb überführt 
werden. Da von einer mehrjährigen Projektdauer aus-
zugehen ist, werden – neben den bereits eingeführten 
E-Government-Anwendungen – eine Vielzahl weite-
rer Prozesse in den kommenden Jahren eingeführt 
werden.

Das vom Bundesinnenministerium geförderte 
Projekt „Modellkommunen E-Government“ hat er-
heblich dazu beigetragen, dass die gemeinsamen Kon-
zepte sowie die dargestellten Instrumente durch die 
Etablierung der interkommunalen Zusammenarbeit 
erfolgreich konzeptioniert werden konnten.

2.2.6  Heidekreis (2. Staffel)

Der Heidekreis in Niedersachsen entwickelte im 
Rahmen der Modellkommunen-Ausschreibung ein 
Konzept für die Umsetzung weniger von Projekten, 
sondern vielmehr Arbeitsschwerpunkten. Die Land-
kreisverwaltung agierte dabei konsequent im Rahmen 
einer mehrjährigen strategischen Planung zur Ver-
waltungsentwicklung, die Zielsetzungen und Umset-
zungsvorgaben für die systematische Umstellung von 
Verwaltungsprozessen auf eine vollständig elektroni-
sche Bearbeitung vorgibt. In diesem konzeptionellen 
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und planerischen Kontext gelang es, eine kontinuier-
liche E-Government-Projektarbeit zu gewährleisten 
und engagierte Vorhaben und Schwerpunkte erfolg-
reich zu realisieren. 

Zu diesen Schwerpunkten, die im Folgenden vor-
gestellt und bilanziert werden, zählten:

 •  Implementierung der XÖV-Schnittstelle XFall/
Behördenzusammenarbeit,

 •  Umstellung aller Verwaltungsverfahren zum 
Erstellen immissionsschutzrechtlicher Bescheide 
auf vollständig elektronische Aktenführung und 
Sachbearbeitung,

 •  Einführung eines elektronischen 
Baulastenverzeichnisses, 

 •  Umstellung weiterer Verwaltungsverfahren im 
Handlungsfeld Bauen und Denkmalschutz auf 
vollständig elektronische Aktenführung und 
Sachbearbeitung und

 •  Umstellung aller Verwaltungsverfahren im 
Handlungsfeld Natur- und Landschaftsschutz 
auf vollständig elektronische Aktenführung und 
Sachbearbeitung

Schwerpunkt 1: Konzeption, Entwicklung und 
Implementierung der XÖV-Schnittstelle XFall / 
Behördenzusammenarbeit 
Das Ziel dieses Schwerpunkts bestand darin, mit der 
XFall-Schnittstelle die Behörden trotz unterschied-
licher IT-Infrastrukturen in die Lage zu versetzen, 
in Verwaltungsverfahren effizient elektronisch und 
ohne Medienbruch zusammenzuarbeiten. Diese In-
itiative versucht damit, eine Standardisierung im 
E-Government unmittelbar aus der praktischen Er-
fahrung kommunalen Verwaltungshandelns zu initi-
ieren und damit eines der bedeutendsten Rationali-
sierungspotenziale in der IT-gestützten Verwaltungs-
arbeit zu erschließen. 

Die XFall-Schnittstelle zur Behördenzusammen-
arbeit wurde konzipiert, modelliert, mit der maß-
geblichen Länderarbeitsgruppe abgestimmt und zur 
Standardisierung an die Bundesverwaltung übermit-
telt. In einem Pilotvorhaben des Heidekreises konnte 
die Schnittstelle erfolgreich in den Regelbetrieb über-
führt werden.

Schwerpunkt 2: Umstellung aller Verwaltungs-
verfahren zum Erstellen immissionsschutz-recht-
licher Bescheide auf vollständig elektronische 
Aktenführung und Sachbearbeitung 
Im Vordergrund des zweiten Schwerpunkts lag die 
Absicht, immissionsschutzrechtliche Genehmigungs-
verfahren sollen künftig ohne Antragsunterlagen und 
Akten in Papierform auslösen und bearbeiten zu kön-
nen, um die Aufwände für Antragsteller und Behörde 
gleichermaßen zu reduzieren. Die Bedeutung für die 
IT-orientierte Verwaltungsentwicklung im Heide-
kreis war damit deutlich: Mit der vollständig elektro-
nischen Umsetzung eines der umfangreichsten und 
fachlich komplexesten Verwaltungsverfahren der 
Landkreisverwaltung sollte die Leistungsfähigkeit der 
E-Government-Infrastruktur weiter ausgebaut und 
optimiert werden. Darüber hinaus müssen neue Ver-
fahrensweisen für die elektronische Antragstellung 
bei sehr umfangreichen Antragsdaten entwickelt und 
praktisch erprobt werden. 

Im Ergebnis dieses Schwerpunkts wurde eine Lö-
sung geschaffen, die sehr komplexen Antragsdaten 
für immissionsschutzrechtliche Genehmigungen 
medienbruchfrei und rechtssicher an die Landkreis-
verwaltung zu übertragen. Das hoch komplexe Ver-
waltungsverfahren ist organisatorisch neu konzipiert, 
gestaltet und vollständig elektronisch umgesetzt wor-
den. Aktuell befindet sich das elektronische Verfahren 
im verwaltungsinternen Test.

Schwerpunkt 3: Einführung eines elektronischen 
Baulastenverzeichnisses und Umstellung aller 
baulastbezogenen Verwaltungsverfahren auf voll-
ständig elektronische Aktenführung und Sachbe-
arbeitung 
Das Ziel des dritten Schwerpunktes bestand darin, das 
umfangreiche und rechtlich bedeutsame Verzeichnis 
der Baulasten künftig ausschließlich elektronisch zu 
führen. Alle Verwaltungsverfahren, mit denen Eintra-
gungen im Verzeichnis vorgenommen oder verändert 
sowie Auszüge aus dem Verzeichnis erstellt werden, 
sollen elektronisch bearbeitet werden. Mit dem Pro-
jekt wurde erstmals im Heidekreis ein rechtlich ver-
bindliches, umfangreiches Verzeichnis, das laufenden 
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Veränderungen unterliegt, von der Papier- in die elek-
tronische Form überführt – und dies in einer sehr kur-
zen Frist von wenigen Wochen. Im Ergebnis wurden 
mit diesen Aktivitäten die Voraussetzungen für eine 
vollautomatische Auskunftserteilung über autorisier-
te Online-Zugänge geschaffen. 

Das Baulastenverzeichnis mit mehr als 30.000 Do-
kumenten wurde im laufenden Betrieb binnen vier 
Wochen in die elektronische Form überführt. Alle 
zugehörigen Verwaltungsverfahren einschließlich 
der automatisierten Online-Auskunft sind vollstän-
dig elektronisch umgesetzt und befinden sich aktuell 
im Regelbetrieb.

Schwerpunkt 4: Umstellung weiterer Verwaltungs-
verfahren im Handlungsfeld Bauen und Denkmal-
schutz auf vollständig elektronische Aktenführung 
und Sachbearbeitung 
Der Fokus des vierten Schwerpunkts lag darin, er-
gänzend zu den bereits auf vollständig elektronische 
Bearbeitung umgestellten Verwaltungsverfahren der 
unteren Bauaufsichtsbehörde weitere Leistungen aus 
den Bereichen Bau und Denkmalschutz neu zu ge-
stalten und konsequent durch IT zu unterstützen. Im 
Rahmen der IT-orientierten Verwaltungsentwicklung 
im Heidekreis war es von besonderem Gewicht im Zu-
sammenhang mit der Neugestaltung der Geschäfts-
prozesse auch die Verwaltung umfangreicher Fachda-
tenbestände prinzipiell und strukturell zu verbessern. 
Dazu entstanden neue elektronische Fachkataster, die 
eine wesentlich höhere Datenqualität gewährleisten 
als es mit bisherigen technisch-organisatorischen Lö-
sungen möglich war. 

Im Handlungsfeld Bauen und Denkmalschutz 
konnten damit alle noch ausstehenden Verwaltungs-
leistungen in die vollständig elektronische Bearbei-
tung überführt werden. Parallel entstanden weitere 
elektronische Fachkataster. Die Datenmigration aus 
Altsystemen in diese Kataster ist abgeschlossen.

Schwerpunkt 5: Umstellung aller Verwaltungsver-
fahren im Handlungsfeld Natur- und Landschafts-
schutz auf vollständig elektronische Aktenführung 
und Sachbearbeitung 
Das Ziel des letzten Schwerpunktes war es, das au-
ßergewöhnlich breite Leistungsspektrum im Bereich 
Natur- und Landschaftsschutz (ca. 170 Leistungen) 

binnen eines Jahres in eine vollständig elektronische 
Bearbeitung zu überführen. Um die Aufgabe lösen zu 
können, mussten die bislang im Heidekreis etablier-
ten Vorgehensweisen verändert und weiterentwickelt 
werden. Insbesondere waren pragmatische Lösungen 
für die IT-Unterstützung von nur schwach struktu-
rierten Geschäftsprozessen mit geringer Fallzahl zu 
entwickeln. 

Im Ergebnis für das Handlungsfeld Natur- und 
Landschaftsschutz konnten die maßgeblichen Ziele 
für die elektronische Abbildung von Verwaltungs-
verfahren auf die divergierenden Anforderungen hin 
konkretisiert und durch technisch-organisatorische 
Lösungen untersetzt werden. Die Umstellung hat 
begonnen und wird bis zum Jahresende 2016 abge-
schlossen sein.

Bewertung
Der Heidekreis konnte mit seinem Ansatz wichtige 
positive Ergebnisse und Erfolge erzielen. Es ist im 
Heidekreis gelungen, die strategisch festgeschriebe-
nen Ziele und Vorgehensweisen für die IT-orientierte 
Verwaltungsentwicklung systematisch umzusetzen. 
E-Government-Lösungen beginnen damit, die Breite 
des Verwaltungshandelns zu erreichen. Im Ergebnis 
konnten erstmalig auch personalwirtschaftlich rele-
vante Rationalisierungspotenziale erschlossen wer-
den.

Innerhalb des Modellkommunen-Projekts gelang 
es darüber hinaus im Heidekreis, die technisch-orga-
nisatorische Infrastruktur für die elektronische Ver-
waltungsarbeit um Funktionen und Komponenten 
zu erweitern, die spezifische E-Government-Aufgaben 
innovativ lösen. Dies betrifft vor allem Lösungen für 
sehr komplexe elektronische Antragsverfahren, für 
die Verwaltung umfangreicher Fach- und Geodaten-
bestände, für die Automatisierung anspruchsvoller 
fachlicher Aufgaben in der Sachbearbeitung sowie für 
die Kommunikation zwischen IT-Systemen verschie-
dener Behörden und Organisationen.

Mit der Vorbereitung und Durchführung der Pro-
jekte konnte nicht zuletzt auch die Veränderungsfä-
higkeit der Landkreisverwaltung zumindest in den 
einbezogenen Organisationseinheiten gestärkt wer-
den. Im Ergebnis wurden Kompetenzen aufgebaut 
und Erfahrungen gewonnen, die künftige Verände-
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rungsprojekte im Sinne eines vorbereitenden Change 
Managements positiv beeinflussen werden.

Allerdings sind auch Probleme in der Modellpha-
se erkennbar geworden. Angesichts der komplexen 
Aufgabenstellungen und der Abhängigkeit von ver-
schiedenen Rahmenbedingungen gelang es nicht im-
mer, die Projekte innerhalb des geplanten Zeitraums 
umzusetzen. Dies erschwerte es, die Veränderungsbe-
reitschaft in den betroffenen Organisationseinheiten 
über längere Zeit hinweg aufrechtzuerhalten.

Des Weiteren erwies sich die Lösung von tech-
nisch-organisatorischen Aufgabenstellungen mit 
Beteiligten außerhalb der Landkreisverwaltung in 
einigen Fällen als sehr aufwendig. Daraus resultier-
ten verschiedene Probleme – von Verzögerungen in 
der Projektarbeit bis hin zur Aufgabe von Lösungsan-
sätzen, die sich unter den aktuellen Bedingungen als 
nicht umsetzbar erwiesen.

Im Konflikt zwischen Linien- und Projektaufga-
ben priorisierten die beteiligten Beschäftigten der 
Fachbereiche in der Regel die laufende Sachbearbei-
tung, was zu Verzögerungen bei der Umsetzung der 
Entwicklungsvorhaben führte. Wenn solche Konflikt-
situation auf prinzipielle Vorbehalte in der betroffe-
nen Organisationseinheit treffen, kann das die Verän-
derungsbereitschaft nachhaltig negativ beeinflussen.

Aus diesen Erfahrungen und Erkenntnissen 
konnten wichtige Empfehlungen abgeleitet werden. 
Eine zentrale Empfehlung aus dem Heidekreis ist das 
wichtige systematische und planmäßige Vorgehen, 
bei dem es zunächst darum gehen muss, verbindlich 
darzulegen, mit welchen Zielen, nach welchen Vorge-
hensweisen und mit welchen Prioritäten E-Govern-
ment umgesetzt werden soll. Anschließend müssen 
diese Vereinbarungen konsequent eingehalten wer-
den. Gleiches gilt für die Projektarbeit, die ebenfalls 
planvoll umgesetzt werden und für alle Beteiligten 
transparent kommuniziert werden muss.

Eine weitere Empfehlung bezieht sich auf das 
Verständnis von E-Government, das zwar ehrgeizig, 
gleichzeitig aber pragmatisch ausgestaltet werden 
sollte. Im Ergebnis kommt es nach den Erfahrungen 
des Heidekreises nicht auf die brillante Pilotlösung, 
sondern auf eine alltagstaugliche, nützliche und be-
zahlbare IT-Unterstützung in der Breite des Verwal-
tungshandelns an. Das schließt unkonventionelle Lö-
sungen und Kompromisse ein. Maßgeblich ist, dass 
E-Government die Qualität der Verwaltungsarbeit für 

Kunden und Beschäftigte gleichermaßen verbessert. 
Zudem sollte in der Summe der Vorhaben und Ergeb-
nisse die Leistungsfähigkeit der Verwaltung erlebbar 
gestärkt werden.

Ein letzter Hinweis betrifft die wichtige Koope-
ration mit Partnern im E-Government. Der zunächst 
entstehende und sicherlich auch vorhandene Mehr-
aufwand macht sich rasch bezahlt, sobald es gelingt 
arbeitsteilig vorzugehen.

Zusammenfassung
Im Ergebnis kann für den Heidekreis bilanziert wer-
den: Das Engagement als E-Government-Modellkom-
mune hat die Verwaltungsentwicklung im Heidekreis 
durch die Umsetzung und Bearbeitung der genann-
ten Schwerpunkte nachhaltig positiv beeinflusst. 
Es strahlte auf alle relevanten Handlungsfelder aus: 
Landes- und Lokalpolitik konnten aktiver als bisher 
in den Modernisierungsprozess im Landkreis ein-
gebunden werden. Die Verwaltungsleitung und die 
E-Government-Projektorganisation vertieften die 
operative Zusammenarbeit. Die im Heidekreis zu-
grundeliegenden strategischen Prämissen wurden 
im Modellprojekt reflektiert und weiterentwickelt. 
Wesentliche rechtliche, technische, organisatorische 
und kulturelle Aufgabenstellungen konnten im Ver-
bund der Modellkommunen aufgegriffen und dis-
kutiert werden. Nicht zuletzt hat das Modellprojekt 
musterhaft deutlich gemacht, dass die Herausforde-
rungen der kommunalen Verwaltungsentwicklung 
nur kooperativ gelöst werden können – und dass eine 
gelingende Kooperation systematisch angeregt, ge-
steuert und unterstützt werden muss.

2.2.7 Ortenaukreis (2. Staffel)

Der Ortenaukreis in Baden-Württemberg entwickel-
te im Rahmen der Modellkommunen-Ausschreibung 
ein Konzept für die Umsetzung von insgesamt vier 
Teilprojekten, deren Ergebnisse im Folgenden vorge-
stellt werden:

 •  Online-Antrag BAföG,
 •  Aufbau eines Open Data Portals,
 •  Elektronischer Posteingang,
 •  Online-Antrag Führerschein.
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Projekt 1: Online-Antrag BAföG
Im ersten Teilprojekt „Online-Antrag BAföG“ wurde 
eine vollelektronische und damit vollständig me-
dienbruchfreie Abwicklung von BAföG-Anträgen 
(„Schüler-BAföG“) angestrebt – vom konkreten An-
trag bis zur dauerhaften Archivierung. Die jährlich ca. 
1.000 BAföG-Anträge gehen beim Ortenaukreis ein 
und werden mit Hilfe des Fachverfahrens „Dialog 21“ 
bearbeitet. Die Bearbeitungszeit lag durchschnittlich 
bei ca. 10 Wochen. Die bundesweit einheitlichen For-
mulare sind sehr komplex und setzen sich aus einem 
Basisantrag und verschiedenen Anlagen zusammen. 
Durch den Einsatz eines intelligenten elektronischen 
Formulars war es erklärtes Ziel, die bestehenden 
Durchlaufzeiten sowie die Warte- und Bearbeitungs-
zeiten im Verfahren erheblich zu reduzieren.

Der ursprüngliche Geschäftsprozess, der zu Be-
ginn des Projektes aufgenommen, modelliert und vi-
sualisiert wurde, konnte durch die Optimierung mit 
Hilfe moderner Informations- und Kommunikati-
onstechnologien deutlich verkürzt werden. Vor allem 
die einfachen Tätigkeiten, die Schnittstellen zwischen 
Sachbearbeitern und Sekretariat bedingen, konnten 
reduziert werden.

Im Ergebnis wird eine vollelektronische Antrag-
stellung und Bearbeitung von BAföG-Anträgen ange-
strebt, wo bei der Umsetzung drei relevante Schritte 
im Vordergrund stehen: 

 •  Freischaltung des Online-Services (standardisier-
tes Formular für Baden-Württemberg),

 •  Einrichtung eines De-Mail-Gateways (Schriftfor-
mersatz durch De-Mail) und 

 •  die Einführung einer elektronischen Akte.
Das Landratsamt Ortenaukreis möchte den Bürgern 
künftig nicht nur eine Antragstellung per De-Mail er-
möglichen. In einem zweiten Schritt soll die Schrift-
form in Bezug auf den eAntrag BAföG auch mithilfe 
der eID-Funktion des nPA/eAT ersetzt werden kön-
nen. Ein zentrales Problem ist jedoch, dass die De-Mail 
bis heute in Deutschland kaum verbreitet und für die 
Nutzer scheinbar wenig attraktiv ist, genauso wie die 
Nutzung des nPA. Zudem erscheint der Aufwand für 
die Nutzung (Kauf Lesegerät, Installation Ausweis-
App) im Verhältnis zum Mehrwert unverhältnismäßig 
hoch, so dass angesichts dieser Erfahrungen dafür plä-
diert wird, nach anderen, einfachere Lösungen (wenn 
möglich Nutzung über das Smartphone) zu suchen, 

um die externe Akzeptanz nicht nur in diesem Ver-
fahren zu steigern.

Projekt 2: Aufbau eines Open Data Portals
Im Rahmen des Projektes „Open Data Portal“ ist es das 
Ziel des Ortenaukreises, ein Open Data Portal aufzu-
bauen und Datenbestände der Allgemeinheit zur Ver-
fügung zu stellen. Bürger, Verwaltung und Wirtschaft 
sollten weite Möglichkeiten erhalten, offene Daten 
des Ortenaukreises nutzen, weiterverarbeiten und 
verbreiten zu können.

Offene Daten bilden in einer digitalen Gesellschaft 
einen wertvollen und wichtigen sowie verschleißfrei 
reproduzierbaren Rohstoff. Für das Landratsamt und 
den Ortenaukreis als Region soll das Open Data Portal 
Mehrwerte generieren. Die Verwaltung gewährt mit 
dem Öffnen der Daten einen Einblick in das Verwal-
tungshandeln und schafft somit Transparenz und Ver-
trauen. Gleichzeitig sind offene Daten ein wichtiger 
Wachstumstreiber für die regionale Wirtschaft, da sie 
die Entstehung neuer Geschäftsfelder, Anwendungen 
und Dienstleistungen begünstigen. Und diese neuen 
Anwendungen enthalten wiederum viele Mehrwerte 
für weitere Nutzergruppen. 

Um die Chancen von Open Data erschließen zu 
können, ist es besonders wichtig, dass die Datenbe-
stände unter freien Lizenzen veröffentlicht werden 
und keine Einschränkungen bei der Nutzung erfol-
gen. Nur dann können die beschriebenen regional-
wirtschaftlichen Effekte entstehen und beispielsweise 
Softwareentwickler die offenen Daten des Ortenau-
kreises auch kommerziell nutzen und als Grundlage 
einer Anwendung (App) verwenden.
Ein weiterer Erfolgsfaktor, welcher insbesondere für 
die Anwendungsprogrammierung eine Rolle spielt, ist 
die Veröffentlichung in maschinenlesbaren Dateifor-
maten nach § 12, Abs. I, S. 1 EGovG. Dies ist notwendig, 
damit die Datenbestände durch Programme automa-
tisiert ausgelesen werden können. Parallel sollten je-
doch auch bestimmte Dateiformate wie beispielswei-
se PDF angeboten werden, damit sich Interessenten 
ebenso außerhalb einer Anwendung informieren 
können.

Im Verlauf des Projekts wurden zahlreiche Aktivi-
täten durchgeführt, das Ziel wurde jedoch nur bedingt 
erreicht. So wurde u. a. der Bedarf bzw. das Interesse 
an öffentlichen Daten der Kreisverwaltung bei Wirt-
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schaftsunternehmen, Bürgern und Verwaltungen 
erhoben und analysiert. Die Umfrage und Auswer-
tung von 245 Teilnehmern erfolgte Mitte 2015. Im 
Anschluss wurden die geforderten Daten bei den ein-
zelnen Fachbereichen angefragt, jedoch war  die Rück-
laufquote nur sehr gering und insgesamt nur einzelne 
Datensätze für das Portal verwertbar. Innerhalb der 
Verwaltung gab es ebenfalls eine Datenabfrage, die 
aber insgesamt nur zu einer geringen Rücklaufquote 
führte. 

Erfolgreich war jedoch die Initiierung einer grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit zum Thema Open 
Data gemeinsam mit der Hochschule Kehl und wei-
teren Vertretern aus Frankreich und der Schweiz. Das 
Ziel dieser Kooperation ist die Entwicklung und Er-
forschung von Harmonisierung und Nutzung offener 
Daten für eine gemeinsame Open-Data-Umsetzung 
bzw. für ein gemeinsames grenzüberschreitendes 
Open Data Portal. Hierdurch sollen die Mehrwerte von 
Open-Data noch deutlicher zum Vorschein kommen.

Projekt 3: Elektronischer Posteingang
Mit dem dritten Projekt „Elektronischer Postein-
gang“ zielt der Ortenaukreis auf eine Digitalisierung 
und anschließende elektronische Weiterleitung der 
Eingangspost ab, die derzeit noch in Papierform er-
folgt. Dieses Projektziel stellt bis heute zahlreiche or-
ganisatorische und technische Anforderungen an das 
Landratsamt. Diese Anforderungen reichen von der 
elektronischen Signierung der Schriftstücke über die 
Scanbarkeit vieler rechtlich relevanter Dokumente bis 
hin zu den inhomogenen Verteilstrukturen in den De-
zernaten, Ämtern und Sachgebieten des Landratsam-
tes. Ergänzend wurde deutlich, dass mit einem not-
wendigen Change-Management-Prozess etablierte 
Strukturen verändert werden, was alle Mitarbeiter in 
allen Dezernaten und Ämtern, unabhängig von deren 
Position, betrifft.

Trotz der umfangreichen und vor allem insti-
tutionell weitreichenden Herausforderungen, wel-
che mit diesem Projekt einhergehen, besteht jedoch 
weiterhin die Überzeugung, dass sich die Investition 
lohnt und sinnvoll ist. Dies liegt nicht zuletzt auch 
darin begründet, dass ein elektronischer Posteingang 
in Kombination mit einem Dokumentenmanage-
mentsystem (DMS) als Grundvoraussetzung für die 
flächendeckende Einführung der eAkte betrachtet 

wird. Zudem kann nur mit der Digitalisierung der 
Eingangspost ein medienbruchfreies Abwickeln von 
Prozessen gelingen (= E-Government). Einen weiteren 
maßgeblichen Vorteil sieht die Verwaltung darin, dass 
die Gesamtbearbeitungszeit von Prozessen durch den 
Wegfall der benötigten Zeit für die händische Vertei-
lung der Eingangspost reduziert werden kann. Durch 
das Digitalisieren und die elektronische Weiterleitung 
der Post kann somit eine effiziente und zeitnahe Ver-
teilung der Dokumente gewährleistet werden.

Im Ergebnis der Projektarbeit erwies sich die vor-
handene Standardlösung des kommunalen Rechen-
zentrums als nicht ausreichend, so dass umfangrei-
che Veränderungen, Überarbeitungen und Optimie-
rungen der ursprünglichen Konzeption erforderlich 
waren. Aus diesem Grund wurde ein Workshop mit 
der Herstellerfirma des Dokumentenmanagement-
systems durchgeführt und eine umfassende Konzep-
tion erarbeitet. Diese Konzeption des Ortenaukreises 
ist derart innovativ, dass die entwickelte Lösung als 
neues Modul in das allgemeine Portfolio der Firma 
aufgenommen werden soll, so dass sich dadurch die 
Kosten deutlich mehr als halbieren.

Ein weiteres Problem ergibt sich durch die hohen 
Anforderungen, die im Rahmen der TR-RESISCAN 
(Schutzbedarf) gestellt werden und nur unter einem 
erheblichen Aufwand zu erfüllen sind. Darüber hinaus 
gibt es derzeit keinerlei Vorgaben für die Klassifizie-
rung der Dokumente in die verschiedenen Schutzbe-
darfsstufen. Und da es sich nur um eine technische 
Richtlinie ohne Gesetzescharakter handelt, entsteht 
auch bei Umsetzung keine garantierte Rechtssicher-
heit.

Projekt 4: Online-Antrag Führerschein
Im vierten und letzten Projekt „Online-Antrag Füh-
rerschein“ wurde eine vollelektronische Abwicklung 
des Prozesses „Ersterteilung einer Fahrerlaubnis“ an-
gestrebt. Jährlich gehen ca. 6.000 Anträge auf Erstertei-
lung einer Fahrerlaubnis beim Ortenaukreis ein. 

Bei der Bearbeitung und Prüfung der Anträge wird 
bereits seit einigen Jahren das Fachverfahren LaiF 
genutzt Zusätzlich kommt seit rund einem Jahr das 
Zusatzmodul Digant FS zum Einsatz. Dieses Modul 
ermöglicht eine elektronische Erfassung und Über-
mittlung aller benötigten Komponenten an die Bun-
desdruckerei. Die Führerscheinstelle verfügt darüber 
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hinaus seit einigen Jahren über ein DMS, inkl. Schnitt-
stelle zum Fachverfahren LaIF. Die Durchlaufzeit ei-
ner Ersterteilung lag durchschnittlich bei ca. zwei bis 
drei Wochen.

Das Ziel des Projektes ist die Reduzierung der 
Durchlaufzeiten, insbesondere durch einen elek-
tronischen Antragseingang, verbunden mit einer 
automatisierten Plausibilitätsprüfung und einer Da-
tenübernahme in das Fachverfahren. Neben einer 
Verbesserung des Services für den Bürger ist auch der 
Imagegewinn der Verwaltung ein weiteres Ziel. 

Auch bei diesem Projekt können durch den opti-
mierten Einsatz von Informations- und Kommunika-
tionstechnologien mehrere Prozessschritte eingespart 
und die Durchlaufzeit des Antrags erheblich verkürzt 
werden. Auffallend ist auch hier, dass viele einfache 
Tätigkeiten, wie beispielsweise die Übernahme von 
Daten und Dokumenten in das Fachverfahren oder 
das Erstellen von Gebührenbescheiden, in Zukunft 
automatisiert ablaufen werden.

Die Projektplanung wurde in drei Bausteine un-
terteilt:

 •  Entwicklung des elektronischen Formulars
 •  Einsatz des Servicekontos ( Anmeldung 

mit Benutzername / Passwort, keine 
Schriftformerfordernis) 

 •  Implementierung des E-Payment-Moduls

Im bisherigen Projektverlauf wurde deutlich, dass die 
Entwicklung eines entsprechenden Online-Antrags 
für eine einzelne Kommune nicht wirtschaftlich zu 
leisten ist. Die Entwicklungskosten für den vom Or-
tenaukreis konzeptionierten Online-Service lagen im 
sechsstelligen Bereich, wodurch eine Finanzierung 
aus eigenen Mitteln weder möglich noch sinnvoll er-
schien. Diesem Problem kann nur durch Kooperation 
und damit durch Kostenteilung und Standardisierung 
entgegengewirkt werden. Der vom Ortenaukreis ge-
plante Online-Service wird künftig als Standardlösung 
für ganz Baden-Württemberg auf dem Landesportal 
bereitgestellt. Ein großer Teil der Entwicklungskosten 
wird durch das Land Baden-Württemberg getragen.

Zusammenfassung
Im Resümee kann der Ortenaukreis mit seinen vier 
skizzierten Projekten viele wichtige Erfahrungen und 
Erkenntnisse generieren, aber auch unkonventionel-

le und innovative Lösungsansätze erarbeiten. Zu den 
wichtigen Erkenntnissen gehören zweifelsohne die 
erfolgskritischen Größen der Kostenverteilung und 
der Kooperation mit relevanten Partnern, wodurch 
Projektumsetzungen erst gewährleistet worden sind. 
Aber auch die Tatsache, dass die agierenden Menschen 
von den Vorhaben nicht nur informiert, sondern auch 
überzeugt und mitgenommen werden müssen, ist als 
markantes Ergebnis festzuhalten.

2.2.8 Stadt Halle (Saale) (2. Staffel)

Die Stadt Halle in Sachsen-Anhalt entwickelte im 
Rahmen der Modellkommunen-Ausschreibung ein 
Konzept für die Umsetzung von insgesamt vier Teil-
projekten, deren Ergebnisse im Folgenden vorgestellt 
werden:

 •  Elektronische Rechnungsbearbeitung,
 •  Elektronische Akte,
 •  Einführung von De-Mail und
 •  Bereitstellung raumbezogener Daten.

Projekt 1: Elektronische Rechnungsbearbeitung
Das Ziel der elektronischen Rechnungseingangsbear-
beitung war es, den Aufwand für die Rechnungsbe-
arbeitung innerhalb der gesamten Stadtverwaltung 
Halle (Saale) zu reduzieren. Insbesondere durch die 
elektronische Weiterleitung und Bearbeitung sollen 
die Durchlaufzeiten für Rechnungsvorgänge, deren 
Nachbearbeitungs- und Korrekturvorgänge verkürzt 
werden.
Innerhalb der untersuchten Abläufe zur Rechnungs-
prüfung wurde eine integrierte Lösung zwischen 
einem SAP- und einem Dokumentenmanagement-
system geschaffen. Dreh- und Angelpunkt des Work-
flowsystems waren Vorgänge, in denen sich die jewei-
ligen Laufwege vorkonfigurieren ließen, um die wei-
teren Prozessschritte schnell und sicher bearbeiten zu 
können. Dank elektronischem Zeichnungsverfahren 
erhöhen sich nicht nur Transparenz und Prozess-
sicherheit bei der Rechnungsfreigabe, sondern auch 
die Flexibilität insgesamt.

Der elektronische Rechnungsworkflow wurde 
zunächst für den Fachbereich Einwohnerwesen als 
Pilotfachbereich umgesetzt. Begleitend dazu wurden 
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bereits in dieser Phase Geschäftsvorfälle mit besonde-
rer Verfahrensweise (z. B. Visakontrolle) berücksich-
tigt. Nach Abschluss der erfolgreichen Pilotphase und 
Evaluation sollte die schrittweise Implementierung 
für die weiteren Fachbereiche bzw. die gesamte Kern-
verwaltung erfolgen. 

Im Rahmen der Umsetzung wurden u. a. die nach-
stehenden Teilprozesse digitalisiert:

 •  Scannen der Rechnung (Rechnungseingang),
 •  Auszahlungsanordnung ohne Rechnung,
 •  Feststellung der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit,
 •  Kontierung der Rechnung anhand der städti-

schen Kontierungselemente,
 •  Erstellung und Freigabe der 

Auszahlungsanordnung,
 •  Visakontrolle durch den Fachbereich Rechnungs-

prüfung und
 •  Archivierung aller zahlungsbegründenden Unter-

lagen in einem revisionssicheren Archivsystem.

Die elektronische Rechnungsbearbeitung ist ein we-
sentlicher Schritt zur Digitalisierung der gesamten 
Verwaltung, da in allen Fachbereichen Rechnungen 
durch eine Vielzahl an Mitarbeiter/-innen bearbeitet 
werden. Zielführend dabei ist, möglichst komplett auf 
redundante Papierablage zu verzichten. Notwendige 
Ausnahmen bestehen jedoch im Rahmen des Förder-
mittelrechts und anderer Rechtvorschriften. 

Im Rahmen des Teilprojekts „Elektronische Rech-
nungsbearbeitung“ konnte der Prozess der Auszah-
lungsanordnung nahezu vollständig elektronisch und 
medienbruchfrei in der Stadt Halle abgebildet werden. 

Zu den Stärken der bisherigen Umsetzung gehört 
die Kooperation mit dem stadteigenen IT-Dienst-
leister, wodurch kurze Wege und unbürokratische 
Umsetzungen ermöglicht worden sind. Die großen 
Chancen des Projektes bestehen im langfristigen Ver-
zicht auf Papierrechnungen sowie in der effizienteren 
Rechnungsbearbeitung in der gesamten Verwaltung. 
Als Risiko ist zu benennen, dass die GemKVO Doppik 
in ihrer aktuellen Form nur die fortgeschrittene und 
qualifizierte Signatur erlaubt, was bei der Anwendung 
einen hohen, auch logistischen, Aufwand bedeuten 
würde. Um die Umsetzung des Projekts überhaupt 
zu ermöglichen, wurde seitens der Stadt Halle (Saale) 
eine Ausnahmegenehmigung zur Nutzung der einfa-

chen Signatur beantragt, welche derzeit jedoch nur bis 
zum 31.12.2016 befristet ist. 

Projekt 2: Elektronische Akte
Die Stadtverwaltung Halle (Saale) nutzt seit 2004 in ei-
nigen Teilbereichen (Zulassungsstelle, Führerschein-
stelle, Gewerbeamt, Stadtkasse, Steueramt, Bürger-
service, Eigenbetrieb Kita) die Funktionalitäten eines 
elektronischen Dokumentenmanagementsystems 
(DMS) zur Langzeitspeicherung. Die Software ist d.3 
von der Firma d.velop. Für die Archivierung nach 
dem Landesarchivgesetz Sachsen-Anhalt setzt die 
Stadt Halle (Saale) die Software FAUST von der Firma 
Land Software-Entwicklung ein. Als Vorgangsbear-
beitungssystem außerhalb von Fachverfahren wird 
DoRIS von der Firma Haessler genutzt. Dennoch 
wurden und werden große Mengen an Papierakten 
(Rechnungen, Dokumente, Anordnungen, usw.) in 
Archivräumen aufbewahrt. Diese durch die Fachbe-
reiche der Stadtverwaltung genutzten Archivflächen 
sind mit mindestens 1.900 m² nicht unerheblich, vor 
allem, wenn man diese mit einer Miete und den da-
mit verbundenen Prozesskosten bewertet. Das Projekt 
beinhaltete daher unter anderem die Digitalisierung 
(Einscannen) von Dokumenten, die Schaffung von 
Schnittstellen zur Integration in Fachverfahren und 
die Einrichtung von Workflows zur elektronischen 
Vorgangsbearbeitung. Ziel war und ist die flächende-
ckende Digitalisierung von Schriftgut, Dokumenten 
und Abläufen. 

Im Gesamtergebnis konnten an das Dokumen-
tenmanagementsystem d.3 die Fachverfahren einer 
großen Zahl von Fachbereichen angebunden werden, 
so z. B. 

 •  die Einnahmenmanagement EB KITA,
 •  die E-Rechnung (Anordnungsakte),
 •  die Vertragsakte (Vertrags-/Fristenmanagement) 

und
 •  die Objektakte (Immobilienbewirtschaftung).

Mit der Einführung des Vorgangsbearbeitungssys-
tems DoRIS konnte gerade durch die einfache und 
übersichtliche elektronische Beteiligung anderer 
Fachbereiche der Geschäftsprozess des Dienstleis-
tungszentrums Veranstaltungen sichtlich optimiert 
werden.
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Im Laufe des Teilprojekts Vorgangsbearbeitung sind 
allerdings auch Schwächen zu Tage getreten, deren 
Ursachen einerseits in der Software selbst, z. B. unzu-
verlässiges Antwortverhalten unter hoher Last, unge-
wünschte Sicherheitsabfragen etc., andererseits aber 
auch in Fehlern bei der Konzeptionierung des Projekts 
lagen. 

Auf Seiten des DMS d.3 ist aufgefallen, dass die Pro-
jekte, welche vor Produktivsetzung eine hohe Beteili-
gung der Sachbearbeiter bei Systemtests aufwiesen, im 
Produktivbetrieb eine höhere Nutzerakzeptanz und 
geringere Fehlerquote hatten. Bei konsequenter Um-
setzung der zu Tage getretenen Erkenntnisse ist damit 
zu rechnen, dass durch schnellere Durchlaufzeiten 
von Vorgängen, Transparenz sowie Auskunftsfähig-
keit gegenüber dem Bürger eine deutliche Imagestei-
gerung der Verwaltungsarbeit möglich sein wird. Das 
schnellere Bearbeiten von Aufgaben und der effizien-
tere Einsatz von Ressourcen macht es möglich, den 
steigenden Anforderungen und Mehraufgaben inner-
halb der Verwaltung gerecht zu werden. Im Ergebnis 
führt dies zu einer höheren Mitarbeiterzufriedenheit 
durch die einfachere Bearbeitung der Aufgaben, die 
Reduzierung aufwendiger Suchen von Informationen 
sowie der Erleichterung einer strukturierten Ablage 
bzw. Archivierung.

Projekt 3: Einführung von De-Mail
Ziel der Einführung von De-Mail war zu Projektbe-
ginn die Schaffung eines sicheren, förmlichen und 
nachweisbaren elektronischen Geschäftsverkehrs 
mit Bürgern, Angehörigen der Wirtschaft oder ande-
ren Behörden (§ 1 De-Mail-Gesetz). Die Vorteile des 
Verfahrens in der Stadtverwaltung Halle (Saale) wur-
den dabei vor allem in der schnelleren Zustellung, der 
Vermeidung von Medienbrüchen, des sicheren elekt-
ronischen Versands sensibler Daten und nicht zuletzt 
in der Einsparung von Prozesskosten verortet. 

Für die Nutzung der De-Mail wurde in der Stadt-
verwaltung der Prozess des Empfangens von Anträ-
gen und des Versendens von Bescheiden zu Veranstal-
tungen, Versammlungen, Feuerwerken und Märkten 
ausgewählt. Gründe für den Einsatz an dieser Stelle 
sind, die vereinbarte zentrale Antragsannahme und 
Ausgabe der Bescheide. Die Weiterleitung der Unter-
lagen erfolgt digital über das Datennetz der Stadtver-

waltung unter Einbeziehung eines Vorgangsbearbei-
tungssystems.

In der Stadt Halle (Saale) war vorgesehen, die De-
Mail in zwei Phasen einzuführen. In der ersten Phase 
wurde der Empfang und Versand von De-Mails durch 
das vom akkreditierten Dienstanbieter angebotene 
Webportal vorgenommen. Nach erfolgten internen 
Abstimmungen ist die Zugangseröffnung für Juli 
2016 vorgesehen. Zur Regelung der internen Abläufe 
wird für die erste Phase eine Verwaltungsvorschrift 
in Kraft gesetzt. Aufgrund der fehlenden Erfahrung 
im Umgang mit De-Mail, auch in anderen Kommu-
nen, war eine Evaluation des Prozesses bereits nach 
einem halben Jahr vorgesehen. Wenn ein steigender 
Nutzungsgrad durch die Bürger, Unternehmen und 
Verwaltung zu verzeichnen ist, wird die zweite Phase 
eingeführt, bei der das Webportal durch ein De-Mail-
Gateway abgelöst wird, mit dem es möglich ist, der 
gesamten Verwaltung analog des vorhandenen E-
Mail-Verzeichnisses eine De-Mail-Adresse zuzuteilen.

Für das Teilprojekt „De-Mail“ wurde die Projekt-
planung abgeschlossen. Während in der ersten Roll-
outphase noch eine manuelle Zustellung eingehender 
De-Mails durch eine zentrale Clearingstelle erfolgt, 
wird in der zweiten Phase eine verwaltungsweite Ver-
teilung von De-Mail-Adressen vorgenommen. Damit 
wird ein sicherer, vertraulicher und schneller Emp-
fang und Versand bei verifizierter Identitätsfeststel-
lung garantiert und überdies auch eine vollständige 
Medienbruchfreiheit gewährleistet. 

Projekt 4: Bereitstellung raumbezogener Daten
Die wachsende Verbreitung und Verfügbarkeit von 
raumbezogenen Daten wie auch die Notwendigkeit, 
komplexe Zusammenhänge auch (geo)graphisch dar-
zustellen, wird als wichtige Aufgabe in einer Kommu-
nalverwaltung angesehen. Im Teilprojekt „Bereitstel-
lung raumbezogener Daten“ war die Vision, alle Da-
ten mit Raumbezug in das bestehende kommunale 
Geoinformationssystem KomGIS+ einzustellen. Aus 
diesen Datenbeständen sollen Datensammlungen 
nach speziellen Fragestellungen generiert werden. 
Das realistische Ziel war letztendlich, möglichst viele 
raumbezogene Daten aufzunehmen und zu veröffent-
lichen. Das kommunale geographische Informations-
system KomGIS+ der Firma IT-Consult wurde in der 
Stadtverwaltung Halle (Saale) bereits genutzt. Dort 
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sind bis heute über 400 umfangreiche Themen vor-
handen, die rechtegesteuert einsehbar sind. 

Das Thema „Geoinformationssystem“ war und ist 
ein Leitprojekt der Verwaltungsmodernisierung mit 
elektronischer Verwaltungsarbeit (E-Government) 
der Stadt Halle (Saale). Im Rahmen des Digitalisie-
rungsprozesses soll es künftig einen organisatori-
schen und technischen Mechanismus geben (ohne 
Medienbruch), der die im kommunalen Geoinfor-
mationssystem erfassten Daten in verschiedenen 
Ausspielungen steuert, z. B. als Fachatlanten auf der 
Homepage, als offene Datenformate oder als Produkte 
in einem Geoshop. 

Ein Hindernis bei der Bereitstellung raumbezo-
gener Daten ist der grundsätzlich hohe Anspruch der 
Dateneigner auf Vollständigkeit, die nicht zwangsläu-
fig erforderlich ist. Des Weiteren kann diesem Projekt 
ein sogenanntes „Silodenken“ entgegenstehen, bei 
dem das Denken und Handeln in Abteilungen und 
nicht funktionsübergreifend erfolgt. 

Die großen Chancen des Projektes bestehen dar-
in, dass Geoinformationen und ihre Verwendung zur 
„politischen Chefsache“ gemacht werden kann. In 
diesem Zuge kann die Nutzung raumbezogener Daten 
zur Zeitersparnis beitragen, indem die Gesamtdauer 

der Verfahren reduziert wird. Darüber hinaus kann es 
aufgrund der Vermeidung von wiederholter Daten-
erfassung und Digitalisierung zum Bürokratieabbau 
bzw. zu Qualitätssteigerungen kommen. Ein Erfor-
dernis für eine stringente Projektumsetzung ist ein 
zentraler Ansprechpartner auf kommunaler Ebene. 
Zudem ist darauf zu verweisen, dass am Anfang des 
Projektes große Zeitinvestitionen notwendig waren, 
da die vorhandenen Daten und Informationen zu-
nächst gesichtet und bewertet werden müssen. 

Zusammenfassung
Im Resümee konnte die Stadt Halle (Saale) mit den 
vier dargestellten Projekten bedeutende Erfahrungen 
und Erkenntnisse aus der Perspektive einer Großstadt 
für die Modellkommunen generieren. Zu zentralen 
Gesichtspunkten und Erfolgsfaktoren der Projektar-
beiten gehörten die Begeisterung der Mitarbeiter und 
Kunden der Verwaltung im Sinne eines kulturellen 
Wandels von analogen zu digitalen Dokumenten, wie 
z. B. bei der E-Rechnung. Aber auch die teils kompli-
zierte Auseinandersetzung und der im Vorfeld prag-
matische Umgang mit den rechtlichen Vorgaben, z. B. 
mit Ausnahmegenehmigungen, ist als wichtige und 
gleichermaßen praktische Anforderung festzuhalten.
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2.3 Zusammenfassung der wichtigsten 
 Ergebnisse

Nach den Vorstellungen der facettenreichen Maß-
nahmen und Projekte der Modellkommunen sollen 
nun die Ergebnisse aller Modellkommunen in einer 
allgemeinen Übersicht beschrieben und dargestellt 
werden. Dabei stehen nun nicht mehr die einzelnen 
Kommunen im Vordergrund, sondern die Inhalte, 
Probleme und vor allem Lösungsansätze. 

2.3.1 Die wichtigsten positiven 
 Faktoren

Zunächst soll die nachfolgende Tabelle einen zusam-
menfassenden Überblick über die Projekte und Ak-
tivitäten der Modellkommunen geben. Sie sind zum 
einen nach der Zielorientierung, d. h. nach den ziel-
gruppenorientierten Ausrichtungen des E-Govern-
ments, und zum anderen nach den konzeptionellen 
Schwerpunkten geordnet. Hier stellte sich die Frage, 
ob es sich um isolierte Einzelprojekte (digitale Trans-
ferprojekte) oder integrative Ansätze handelt, inner-
halb der mehrere Teil- und Einzelprojekte integriert 
worden sind. 

Zielorientierung / 
Schwerpunkte

Konzept / Systeme / 
Portale

Konkrete Dienst
leistungen und Ansätze

Schwerpunkt G2G
(Government-to-
Government)

0 6 (konkrete Verfahren 
mit anderen Verwal-
tungen)

Schwerpunkt  
G2G – intern
(Government-to-
Government)

0 9 (interne Verfahren,  
vor allem eAkte)

Schwerpunkt  
G2B / G2C
(Government-to-
Business / Customer)

5 (Open Data /  
Bürgerportal)

14 (konkrete 
Online- Anträge für 
Bürger oder für die 
 Wirtschaft)

EGovernment 
allgemein

2 (E-Government-
Strategie)

0

Tab. 2: Projekte der Modellkommunen 
Quelle: Eigene Erhebungen 2016.

Dabei kann die Trennung der einzelnen Ansätze na-
turgemäß nicht so streng vorgenommen werden, da 
viele Aktivitäten in der Verwaltung auch nach außen 

gerichtet sind oder gleichsam Voraussetzungen für 
bestimmte weitere Dienstleistungen sind.

Wie deutlich zu sehen ist, zeigte sich der Schwer-
punkt der Modellkommunen in den konkreten Ein-
zelprojekten, die auf den Bürger oder die Wirtschaft 
ausgerichtet waren. Ganz praktisch waren dies On-
line-Anträge, z. B. für BAFöG oder Online-Auskünfte. 
Auch die isolierte und interne digitale Umstellung von 
Verfahren innerhalb der eigenen Verwaltung war ein 
wichtiger Schwerpunkt, mit dem sich insgesamt neun 
Projekte beschäftigt hatten. Hier standen vor allem die 
Umsetzung der elektronischen Akte (z. B. Norderstedt) 
sowie die Einführung einer elektronischen Rechnung 
(z. B. Halle) im Fokus der Aktivitäten. Danach folgten 
Projekte, die sich einer verbesserten Zusammenarbeit 
über einzelne internen Verfahren zwischen mindes-
tens zwei Verwaltungen gewidmet hatten (Govern-
ment-to-Government – G2G), z. B. im Heidekreis. 

Aber auch umfassende Portallösungen, wie sie z. 
B. in Gütersloh oder Norderstedt zu finden sind, ha-
ben noch einen nennenswerten Umfang, während 
ganzheitliche Ansätze nur in zwei Modellkommunen 
eine Rolle gespielt haben. Hier sei vor allem auf die 
Aktivitäten in Norderstedt und auf das generische E-
Government-Framework der Bewerbergemeinschaft 
in Ibbenbüren hingewiesen.

Ergebnisse und Erfolge der Modellkommunen 
Die Ergebnisse, die in den Modellkommunen inner-
halb des relativ kurzen Zeitraums von zwei Jahren 
erzielt worden sind, lassen sich mehr als sehen. Es 
wurde nicht von einem Projekt berichtet, das nicht 
abgeschlossen oder gar aufgegeben worden ist. Bei 
sechs Projekten wurden Probleme aufgeführt, die 
aber durch einen veränderten oder weiteren Aufbau 
des Projektes neu konfiguriert wurden. 

Mit „weitgehend erfolgreich“ konnten die Er-
gebnisse der meisten Projekte (13) beschrieben wer-
den. Sie sind teilweise nicht in der kompletten Zeit 
fertiggestellt worden oder es wurden notwendige 
Ergänzungen oder Erweiterungen vorgenommen, 
die anfangs noch nicht eingeplant werden konnten. 
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Komplett erfolgreich und auch zeitgerecht konnten 
insgesamt neun Projekte abgeschlossen werden.

So beschrieben die Modellkommunen ihre Erfolge 
auch und vor allem mit den zuletzt genannten Projek-
ten, die eine systematische Umsetzung von Zielen und 
die anschließende Ergebniserreichung ohne weitere 
Komplikationen erlaubten. Diese Ergebnisse waren 
dann auch Erfolge. Es zeigten sich aber auch Erfol-
ge, die „quasi“ als Nebenprodukte angesehen werden 
können. Hierzu zählten beispielsweise neue Wege 
der Umsetzung oder neue Organisations- oder Infra-
strukturen. Ein Beispiel dafür ist der Ortenaukreis, der 
aus seinen Bemühungen um ein Open-Data-Portal 
den Aufbau einer grenzüberschreitenden Open-Data-
kooperation realisiert hat.

Weitere wichtige Erfolge in den Projekten waren 
aber auch die Stärkung von Veränderungsfähigkeit (z. 
B. im Heidekreis), in dem weiteren Kompetenzauf-
bau sowie in der umfassenden Sensibilisierung von 
Kooperationspartnern (z. B. in Ibbenbüren). Und ab-
schließend konnte die Schaffung von größerer inter-
ner Akzeptanz in einigen wenigen Projekten als Erfolg 
gemeldet werden.

2.3.2 Hürden und Probleme

Neben den beschriebenen Ergebnissen und Projekter-
folgen gab es natürlich auch Rückschläge und Prob-
leme sowie einige zum Teil bis heute nicht gelöste 
Schwierigkeiten. In der Bewertung durch die Modell-
kommunen hat sich folgendes Ranking der Probleme 
und Hürden ergeben:
1. Probleme in der internen Kommunikation, in 

der Kooperation und bei der Gestaltung inter-
ner Prozesse (8 Nennungen),

2. Probleme bei der Mitarbeiterakzeptanz 
 (6 Nennungen),

3. Schwierigkeiten bei der Kooperation der Ver-
waltungen untereinander (G2G: 4 Nennungen),

4. Problem mit den Kosten der Digitalisierung 
(4 Nennungen),

5. Schwierigkeiten durch unterschätzten Zeit- und 
Arbeitsaufwand (3 Nennungen),

6. Problem mit komplizierten gesetzliche Vorga-
ben (2 Nennungen) sowie

7. Schwierigkeiten mit der externen Akzeptanz 
von digitalen Verfahren durch die Bürger oder 
die Wirtschaft (2 Nennungen).

Dabei sind die Probleme nicht völlig neu und erschei-
nen durch sehr ähnliche Ergebnisse verschiedener ak-
tueller Studien, u.a. auch die Studie des Normenkont-
rollrats, als sehr plausibel und auch nachvollziehbar.  10 

Interne Kommunikation/Kooperation/Prozesse
Dementsprechend landete der Problembereich der 
internen Organisation und Kommunikation auf 
Platz eins. Nicht nur den Modellkommunen fällt es 
augenscheinlich schwer, organisatorische und digitale 
Reformen in der eigenen Verwaltung durchzusetzen. 
Problem gibt es in allen Phasen der Projektierung, sei 
es in der Kommunikation oder bei Prozessgestaltun-
gen in der Kooperation unterschiedlicher Abteilungen 
mit unterschiedlichen Anforderungen und Aufgaben. 

Mitarbeiterakzeptanz 
Die mangelnde Akzeptanz von digitalen Verfahren 
und Innovationen bei den Mitarbeitern zeigte sich 
auch bei den Modellkommunen ganz vorn, weshalb 
einige Kommunen auch besonders viel Mühe und 
Arbeit in diesem Bereich investiert haben. Mitarbei-
ter haben demnach vor allem dann Ängste, wenn es 
sich um Veränderungen bei Prozessen und Strukturen 
handelt. Bestehende Unsicherheiten können leicht zu 
umfänglicher Ablehnung und damit zu Blockaden ge-
samter Innovationen führen. Und dies gilt besonders 
stark für diejenigen Abteilungen, die in der Über-
gangsphase in „beiden Arbeitswelten“ (digital und 
analog) arbeiten müssen, was temporär zu einem zum 
Teil deutlich erhöhten Arbeitsaufwand führt. In die-
sen Situationen fallen dann auch den überzeugtesten 
Reformern – so die Meinung einer Modellkommune – 
nur noch wenige Argumente für den Innovationspro-
zess ein.

Kooperationen der Verwaltungen (G2G) 
Aber auch die Kooperationen zwischen den Verwal-
tungen bergen oftmals einige Probleme, die ebenfalls 
von existentieller Bedeutung für die Umsetzung von 
Verfahren sind. Das betrifft nicht nur unterschiedli-
che Interessen und Prioritäten in den Verwaltungen, 

10 Vgl. z. B. FROMM/WELZEL/NENTWIG/WEBER 2015, S. 9.
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sondern gilt auch für das Verständnis von Reformen 
generell. So ist die ohnehin schon komplexe Lösung 
von organisatorisch-technischen Aufgabenstellun-
gen sehr aufwändig. Treten dann noch Blockaden 
von Partnerverwaltungen auf, deren Einbeziehung im 
Prozess unerlässlich ist, so kann es leicht zu erheb-
lichen Verzögerungen oder gar zur Einstellung bzw. 
völliger Aufgabe von Lösungsansätzen kommen.

Kosten 
Auch die Kosten sind ein immer wiederkehrender 
Problembereich. Seitens der Modellkommunen wur-
de nicht selten festgestellt wurde, dass bestimmte 
IT-Lösungen entweder gar nicht einzeln finanzierbar 
oder wirtschaftlich nicht nur von einem Anwender 
abzubilden sind. Beispielweise wies der Ortenaukreis 
auf die erheblichen Entwicklungskosten eines Führer-
scheinverfahrens hin, die sich nur dann lohnen, wenn 
das Verfahren entweder für mehrere Verwaltungen 
oder für ein ganzes Bundesland entwickelt wird.

Unterschätzte Zeit und unterschätzter Aufwand  
Ebenso zeigen sich die schwierigen Erfahrungen in 
der Einschätzung des Zeit- und Arbeitsaufwandes 
für scheinbar kleine, übersichtliche Verfahren. Not-
wendige Beteiligungs- und Freigabeprozesse, unter-
schiedliche Beteiligte mit unterschiedlichen Rollen 
und Verantwortlichkeiten sowie teils haushälterische 
Finanzfreigaben müssen möglichst harmonisch auf-
einander abgestimmt werden. Diese ambitionierten 
Projektmanagementaufgaben lassen sich jedoch nicht 
immer perfekt koordinieren. So kann es zu teils nicht 
unerheblichen Verzögerungen kommen, was z. B. in 
Ibbenbüren bei einigen Projektierungen angemerkt 
worden war.

Gesetzliche Vorgaben 
Die Problematik der gesetzlichen Vorgaben offenbar-
te sich in zwei verschiedenen Richtungen, einerseits 
durch fehlende oder sich wandelnde Regelungen 
und andererseits in zu weitgehenden Gesetzen. Auf 
der Seite der Modellkommunen kam ab und an zum 
Ausdruck, dass gerade weitere rechtliche Regelungen 
auf Landesebene fehlen, um die digitalen Verfahren 
auch allgemein akzeptiert und rechtssicher aufsetzen 
zu können. Ein anderes Beispiel zeigte sich in der Stadt 
Halle (Saale) bei der Einführung der E-Rechnung, wo 

die Umsetzung der hohen Anforderungen der quali-
fizierten Signatur einen extrem hohen Aufwand ver-
ursacht hätte. Aktuell behilft man sich deshalb mit 
einer befristeten Ausnahmegenehmigung für einen 
niederschwelligen Ansatz. 

Externe Akzeptanz (Bürger)
Abschließend wurde auch seitens der Modellkommu-
ne auf die problematische Akzeptanz durch die Bürger 
hingewiesen. Gerade die externe Nachfrage war auch 
in der bisherigen Entwicklung des E-Governments 
in Deutschland ein allgemeines Problem, was sich 
z. B. auch sehr deutlich in der Umsetzung der Euro-
päischen Dienstleistungsrichtlinie (EU-DLR) gezeigt 
hatte. In diesem Zusammenhang wiesen die Modell-
kommunen immer wieder auch auf die Notwendig-
keit hin, die Bürger und die Wirtschaft kontinuierlich 
und stärker zu informieren sowie für die Verfahren 
zu werben. Denn oftmals sei eine der wesentlichen 
Ursachen der Nicht-Nutzung die Unkenntnis der IT-
Verfahren und Lösungen.

2.3.3 Ansätze zur Überwindung der 
Hürden und Probleme

Seitens der Modellkommunen wurden eine Fülle von 
Ideen gesammelt und Ansätze ausprobiert, wie man 
die o.g. Probleme erfolgreich bewältigen und Hürden 
überwinden kann. Beeindruckend sind zum einen die 
Vielfalt der Ansätze und zum anderen natürlich die 
konkreten Ausgestaltungen, die nicht zuletzt auch zu 
den Erfahrungen und Empfehlungen führen. Genau-
so wie die Probleme und Hürden hängen natürlich 
auch die Ansätze zu Ihrer Überwindung oftmals eng 
zusammen und sind teils schwierig oder gar nicht 
zu trennen. Deshalb sollen an dieser Stelle stellver-
tretend auch für die anderen Probleme die Bereiche 
der internen Organisation und Gestaltung sowie die 
facettenreiche Akzeptanzproblematik ausführlicher 
behandelt werden. 
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Die Probleme der internen Organisation und Ge-
staltung
Die Probleme der internen Organisation und Gestal-
tung sind im Wesentlichen Innovations- und Verän-
derungsprobleme, die bei Neugestaltungen immer 
vorhanden sind und auftreten. Daher geht es in den 
zahlreichen Ansätzen in den Modellkommunen auch 
um die Entwicklungen von Konzeptionen, Projekt-
management und auch Changemanagement. 

Es war und ist immer von strategischem Vorge-
hen, von systematischen Abstimmungen und kla-
ren Verantwortlichkeiten die Rede, die insgesamt zu 
übergeordneten und integrativen Strategien, wie z. B. 
in Norderstedt zusammengefasst werden: „Die punk-
tuelle Umsetzung von E-Government-Anwendungen 
kann mittel- bis langfristig nur für Pilotverfahren gel-
ten, die im späteren Verlauf in eine Gesamtstrategie für 
 E-Government einzubeziehen sind. Mit den Pilotverfah-
ren können beispielgebende Prozesse und Verfahren für 
die weitere Umsetzung von E-Government umgesetzt 
werden. Allerdings sind so früh als möglich die recht-
lichen, organisatorischen und technischen Rahmenbe-
dingungen zu evaluieren und auf die weitere Umsetzung 
von E-Government zwingend anzuwenden. Ansonsten 
besteht die Gefahr, dass Synergien bei der Konzeption 
und Realisierung einzelner Maßnahmen nicht erkannt 
und Doppelarbeiten verursacht werden.“   11

Dort finden sich die integrativen Vernetzungen 
der einzelnen getrennten, aber auch zusammenhän-
genden Felder, der Umsetzung, Finanzierung, Kom-
munikation und Kooperation wieder. Der Heidekreis 
versteht die Umsetzung von E-Government „als inte-
gralen Bestandteil der Verwaltungsentwicklung –  neben 
beispielsweise Verwaltungssteuerung, Organisations-
entwicklung, Personalentwicklung, Marketing und Ko-
operation.“   12

Interessant sind auch die Priorisierungen in-
nerhalb der entwickelten Strategien, in der nachfol-
genden Tabelle differenziert nach der Befragung der 
Modellkommunen und der Verwaltungen der Erpro-
bungsräume. Man erkennt hier deutlich, dass es vor 
allem externe Vorgaben und der geschätzte Verwal-
tungsnutzen sind, die die Inhalte der Strategien prä-
gen, während in hoher Übereinstimmung der beiden 
Zielgruppen gerade die Kundenbedarfe eine signifi-
kant geringere Rolle spielen.

11 STADT NORDERSTEDT 2014, S.15.
12 LANDRATSAMT HEIDEKREIS 2015, S. 7.

Tab. 3: Priorisierungen durch die Verwaltungen
Frage: Wie relevant sind die folgenden strategi-
schen Ansätze für die Planung und Umsetzung von 
E-Government in Ihrer Verwaltung? (Angabe nach 
Mittelwerten, Antworten zwischen 1 und 5) 

Priorisierung nach ... Modellkommunen Erprobungsräumen

Kundenbedarfen 2,5 2,4

Verwaltungsbezoge-
nen Nutzen

2,1 2,1

Externen Vorgaben 1,9 1,9

Quick-Wins 2,6 2,4

Quelle: Eigene Erhebungen 2016.

Doch nicht nur die integralen Konzepte und Strategi-
en gelten als probates Mittel, die genannten koopera-
tiven und kommunikativen Hürden zu überwinden, 
sondern auch ein gut geplantes und vor allem für alle 
nachvollziehbares Projektmanagement, das auch eine 
umfassende, regelmäßige Beteiligung der betroffenen 
Abteilungen und Mitarbeiter vorsieht. So betont die 
Stadt Gütersloh, dass die „Bildung einer Projektgrup-
pe mit regelmäßigen Terminen unverzichtbar ist. Es 
empfiehlt sich, die Bildung einer (Kern-)Projektgruppe 
und einer (durch weitere Fachbereiche außerhalb von 
Organisation und IT) erweiterten Projektgruppe, denn 
in der Regel können einzelne Prozessschritte im kleinen 
Kreis abschließend behandelt werden (gegebenenfalls in 
Abstimmung oder unter Hinzuziehung einer einzelnen 
Facheinheit). Als erschwerend in der Praxis erweist es 
sich, wenn die Projektgruppenmitglieder im Alltagsge-
schäft keine Entlastung zugunsten des Projektes erfah-
ren. Eine zumindest teilweise Freistellung für das Projekt 
wäre wünschenswert.“  13

Für das mehrjährig angelegte Rahmenprojekt 
„Digitale Verwaltungsarbeit“ beim Heidekreis erfolgt 
das Projektmanagement in einer Projektgruppe unter 
Vorsitz des Ersten Kreisrats. Für die fachliche Projekt-
koordination wurde ein externer Berater beauftragt. 
Weiterhin wird das Programm- und Projektmanage-
ment durch eine Online-Plattform für Planung, Be-
richtswesen und Controlling unterstützt.  14

13 STADT GÜTERSLOH 2014 b, S. 54.
14 Vgl. LANDRATSAMT HEIDEKREIS 2014, S. 5.
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Tab. 4: Umsetzung von E-Government-Aufgaben in der 
Projektorganisation
Frage: Wie werden bei Ihnen E-Government-Aufgaben 
in einer Projektorganisation koordiniert und umge-
setzt? (Angaben in Prozent)

Organisation ... 
 

Modell-
kommunen

Erprobungs-
räume

in einer mittelfristig tätigen 
Lenkungsgruppe

23 21

in einer mittelfristig tätigen 
Projektleitung

23 11

in vorhabenbezogenen 
 Projektgruppen

62 42

in aufgabenspezifischen Teams 31 37

in sonstiger Projektorganisation 1 26

Quelle: Eigene Erhebungen 2016.

Wie die vorstehende Tabelle zeigt, sind es nach den 
Befragungsergebnissen sowohl bei den Modellkom-
munen als auch bei den Erprobungsräumen vor allem 
vorhabenbezogene Projektgruppen sowie aufgaben-
spezifische Teams, also eher temporär eingegrenzte 
Gruppen, die maßgeblich die Projektgruppenarbeit 
in den Verwaltungen prägen.

Auch werden zahlreiche Instrumente des Projekt-
managements bei beiden Probandengruppen einge-
setzt. Regelmäßige Projektberatungen, verbindliche 
Projektaufträge mit Zielen und Umsetzungsprämis-
sen, regelmäßige Projektstatusberichte sowie verbind-
liche Projektpläne stehen bei Modellkommunen und 
Erprobungsräumen gleichermaßen im Vordergrund 
des Einsatzspektrums. Deutlich intensiver als in den 
Modellkommunen werden in den Erprobungsräumen 
verbindliche Projektaufträge genutzt. Ansonsten fal-
len die Unterschiede eher gering aus.

Tab. 5: Einsatz projektbezogener Instrumente
Frage: Welche Instrumente im Projektmanagement 
haben sich in Ihrer Verwaltung bewährt? In unserer 
E-Government-Praxis setzen wir folgende projektbe-
zogenen Instrumente regelmäßig ein:  
(Angaben in Prozent)

Instumente Modell-
kommunen

Erprobungs-
räume

regelmäßige Projektberatungen
69 53

verbindlicher Projektauftrag 
mit Zielen und Umsetzungs-
prämissen

54 79

regelmäßige Projektstatus-
berichte

54 42

verbindlicher Projektplan aus 
zeitlicher Sicht 54 53
verbindlicher Projektplan aus 
fachlicher Sicht 54 42

Eskalation von Problemen an 
Lenkungsebene 31 58

verbindlicher Projektplan aus 
Ressourcensicht

31 37

keines dieser Instrumente 
(exklusiv) 23 11
konsequente Protokollierung 
aller Projektberatungen 23 47

verbindlicher Projektplan aus 
Qualitätssicht 23 32

Quelle: Eigene Erhebungen 2016.

Grundsätzlich sind Nachvollziehbarkeit und Betei-
ligung bei allen genutzten Ansätzen in den Modell-
kommunen zentrale Wirkungsmechanismen, die vor 
allem auch den zweiten Problembereich der man-
gelnden Akzeptanz entschärfen sollen.

Probleme bei der Mitarbeiterakzeptanz und exter-
nen Akzeptanz,
Die schwierige Thematik der Akzeptanz beim E-
Government beruht im Kern in der Problematik, wie 
Menschen innerhalb und außerhalb einer Organisa-
tion Neuerungen gegenüberstehen, ob sie Verfahren 
nutzen oder eben nicht nutzen. Dabei spielen in den 
Überlegungen eines Menschen bei der Konfrontation 
mit Neuem natürlich vielfältige Dinge eine Bedeu-
tung, die vor allem die eigene Situation und Entwick-
lung in den Vordergrund stellen: Kann ich das? Will 
ich das? Was folgt daraus? Was sind Risiken für mich, 
wo liegen ggf. Chancen? Welche Erfahrungen habe ich 
bereits mit anderen Reformprojekten gemacht? Diese 
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und andere Fragen werden naturgemäß nicht für alle 
sichtbar und offenkundig formuliert, sind aber des-
halb nicht weniger relevant, im Gegenteil.

Auf dem Abschlussworkshop in der Stadt Halle 
(Saale) im Juni 2016 wurde gerade diese Akzeptanzthe-
matik aufgegriffen und sehr intensiv diskutiert. In 
einem ersten Schritt wurden die unterschiedlichen 
Perspektiven und Zielgruppen benannt die sowohl 
aus den Mitarbeitern, den Führungskräften und der 
Verwaltungsleitungen als auch aus den Bürgern und 
der Wirtschaft als Nutzer von Anwendungen beste-
hen. In einem zweiten Schritt wendete man sich an-
schließend den unterschiedlichen Zielgruppen und 
Perspektiven detaillierter zu, um zunächst die Prob-
leme beschreiben und anschließend Lösungsansätze 
und weitere Ideen formulieren zu können. 

Perspektive der Mitarbeiter 
Folgende relevante Aspekte kamen bei der Beschrei-
bung der mangelnden Mitarbeiterakzeptanz zur Spra-
che:

 • Frustrationserlebnisse: „Haben wir in der Vergan-
genheit schlechte Arbeit gemacht?“,

 •  Wirkungen der Veränderungsprozesse, Verände-
rung der Arbeit, 

 •  Veränderungsängste der Mitarbeiter u. a. durch 
Arbeitsverdichtungen und höhere Anforderun-
gen an Können und Motivation (Doppelbelastun-
gen durch digitale und analoge Verfahren),

 •  Problematik der Technik-/IT-Kompetenz, teils 
fehlende oder nicht gewollte Schulungen,

 •  personelle Probleme (spezielle Voraussetzungen) 
sowie

 •  Problematische Sozialisierung der Mitarbeiter in 
der Verwaltung

In der anschließenden, zielorientierten Diskussion 
der Lösungsstrategien wurden folgende Maßnahmen 
genannt, die zum Teil von den Modellkommunen be-
reits ausprobiert worden sind:

 •  Erfahrung der Kollegen frühzeitig einbeziehen,
 •  Organisation von schrittweiser Information 

(Informationstransparenz),
 •  Entwicklung von Anreizinstrumenten und Mehr-

werten für die Mitarbeiter, ev. auch als „Tool-
Case“ für die Führungskräfte,

 •  Mitarbeiter mitnehmen / ernst nehmen / Wert-
schätzung der bisherigen Arbeit,

 •  Etablierung von Kümmerern und Multiplikatoren 
des Veränderungsprozesses,

 •  besondere Behandlung von AZUBI als Treiber für 
den IT-Prozess, 

 •  Stärkung von IT-Kernkompetenzen durch Schu-
lungen und Fortbildungen (u. U. als Vorausset-
zungen für die Einstellung),

 •  besondere Bedeutung von Lob und Wertschät-
zung (vs. extrinsische Faktoren z. B. Geld) sowie

 •  Prämierung von erfolgreichen Projekten, Abtei-
lungen und Mitarbeitern. 

Gerade das Thema „Mitnehmen von Menschen“ in 
Reformprozessen war vielen Vertretern der Modell-
kommunen ein großes Anliegen. So hat beispielsweise 
die Stadt Düren das Forum „Wie nehme ich die Mitar-
beiter der Fachämter mit?“ ins Leben gerufen. Hierbei 
wurden folgende Aspekte herausgestellt, die für die 
Mitarbeitermotivation sehr förderlich sind:  15

 •  Frühzeitige Einbindung und Information z. B. 
mittels extern moderierter Ideenmärkte,

 •  Schulungen zur neuen Technik (auch verpflich-
tende Teilnahme an IT-Fortbildungen),

 •  Gezielt Ängste vor Stellenverlust nehmen,
 •  Aufzeigen persönlicher Entwicklungspotentiale.

Ein anderes Beispiel zeigt die Stadt Gütersloh: „Zu 
den Erfolgsfaktoren für die Akzeptanz eines Ratsinfor-
mationssystems gehörten sicherlich die umfangreichen 
Schulungen der Gremienmitglieder und Verwaltungs-
mitarbeiter.“   16

Perspektive Führungskräfte 
Mindestens ebenso wichtig war die Perspektive der 
Führungskräfte, die sich ja letztlich für den Erfolg 
von Reformprozessen in hohem Maße verantwortlich 
zeigen müssen. Die hier von den Modellkommunen 
skizzierten Probleme reichen von mangelnden Füh-
rungskompetenzen, über mangelnde Verbindlichkei-
ten und IT-Kompetenzen bis hin zu einem manch-
mal unzureichenden Druck von außen, den Digitali-
sierungsprozess in ihrer Verwaltung zu unterstützen 
und zu organisieren.

15 Vgl. STADT DÜREN 2014 b, S. 57.
16 Vgl. STADT GÜTERSLOH 2014 a, S. 4.
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Die Lösungsdiskussion zeigte dabei einen umfangrei-
chen Ideenkatalog, der aus den konkreten Projekter-
fahrungen resultierte, u. a.

 •  Stärkung von IT-Kernkompetenzen durch 
Führungskräfteschulungen,

 •  Zertifizierung von Führungskräften, z. B. durch 
Workshops,

 •  Sensibilisierung über Geschäftsprozesse (Hospita-
tionen/Rollenwechsel in anderen Abteilungen),

 • Online-Checks oder Sicherheits-Checks der Ver-
waltung als Motivatoren von außen,

 •  Verwaltungsvergleiche in sensiblen Bereichen, 
z. B. Benchmarking in der Datensicherheit,

 •  Führungskräfte zu Innovationen bewegen (Nach-
weis vor der Politik).

Perspektive Verwaltungsleitung und Verwaltungen
Die Probleme durch die Verwaltungsleitung im 
Schnittbereich zwischen Politik und Verwaltung wur-
de ebenfalls besonders diskutiert. Denn hier spielen 
zum Teil ganz andere Dinge eine Rolle, die Schwierig-
keiten bei der Akzeptanz verursachen können, so z. B. 
die Wahlperioden und die dadurch bedingten zeitli-
chen Horizonte, strategische Rollen und natürlich die 
persönlichen Konsequenzen im Sinne einer persönli-
chen Glaubwürdigkeitsfunktion (Vorbild: „Was macht 
der Chef?“).

Sollte der Verwaltungschef bzw. Bürgermeister 
oder Landrat nicht selbst vom Reformprozess über-
zeugt sein, so gab es hier einige Ideen, um dies positiv 
zu beeinflussen. In diesem Fall kann eine integrati-
ve E-Government-Strategie die Verwaltungsleitung 
gleichsam unterstützen, aber auch selbst fordern. 
Aber auch politischer Druck oder die Schaffung von 
Profilierungsmöglichkeiten („Kommunikation der 
modernen Verwaltung“) sahen und sehen viele Mo-
dellkommunen als wirkungsvolles Instrument, um 
die Innovationsdynamik und Akzeptanz zu steigern. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt zur Unterstützung 
des Innovationsprozesses zeigte auch die Thematik 
der Schaffung eines speziellen IT-Budgets, das un-
abhängig von anderen Budgets für digitale Projekte 
verausgabt werden kann. Die Finanzierung von Pro-
jekten war auch und besonders nach den Erfahrungen 
der Modellkommunen aber immer noch aufgrund der 
schwierigen Berechnung der „digitalen Rendite“ und 
des „Return-of-invest“ ein ganz schwieriges Problem.

Tab. 6: Evaluation der E-Government-Ergebnisse
Frage: Wie evaluieren Sie die Ergebnisse von E-Govern-
ment-Vorhaben? In unserer E-Government-Praxis 
setzen wir folgende qualitätsbezogenen Instrumente 
regelmäßig ein (in Prozent):

Evaluation durch ... 
 

Modell-
kommunen

Erprobungs-
räume

Messen von Wirkungen nach 
ausgewählten Indikatoren

54 16

Qualitatives Schätzen der 
 Wirkungen von E-Government

38 26

Kein Instrumentarium 38 58

Quelle: Eigene Erhebungen 2016.

Immerhin zeigt sich bei den Befragungsergebnissen 
ein sichtbarer Unterschied in diesem Zusammenhang 
zwischen Modellkommunen und Erprobungsräumen. 
Denn über die Hälfte der Modellkommunen versucht 
diese „digitale Rendite“ durch die Messung von ausge-
wählten Indikatoren zu beschreiben und in den Griff 
zu bekommen. Bei den Erprobungsräumen erfolgt 
diese Evaluation nur bei 16 Prozent der Verwaltun-
gen. Damit ist auch diese stringente Evaluation der 
Projekte bereits ein wichtiger Erfolgsfaktor.

Auch viele europäische Länder beschäftigen sich 
mehr oder minder intensiv mit dem Thema der Eva-
luation und digitalen Rendite. Im Rahmen der Rapid-
Response-Umfrage im Lenkungsausschuss für Demo-
kratie und Governance (CDDG) des Europarats (vgl. 
Kap. 1.2) sollen hier drei Beispiele aufgeführt werden:

Beispiel Österreich: In Österreich erfolgt eine re-
gelmäßige Messung durch Statistik-Austria, bei der es 
primär um den Einsatz von IKT in privaten Haushal-
ten und Unternehmen geht. Darüber hinaus beteiligt 
sich Österreich am länderübergreifenden E-Govern-
ment-MONITOR (Studie der Initiative D21, ipima und 
TNS Infratest), bei der die Überwachung der Nutzung 
und Akzeptanz von E-Government, Mobil Administ-
ration und Open Government im Vordergrund steht.

Beispiel Griechenland: Griechenland verweist 
auf organisierte Feedback-Mechanismen, die an je-
der Schnittstelle zu E-Government-Dienstleistungen 
platziert worden sind. Gemessen werden unter ande-
rem die Zufriedenheit der Nutzer im Sinne der Bewer-
tung der Dienstleistungen.

Beispiel Lettland: In 2015 erfolgte die Veröffent-
lichung des lettischen e-Index, eine Initiative zur Be-
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wertung der digitalen Entwicklung der staatlichen 
und kommunalen Institutionen in Lettland. Darü-
ber hinaus gibt es eine gemeinschaftliche, jährliche 
Erhebung über IKT in privaten Haushalten anhand 
verschiedener Aspekte und Indikatoren der Informa-
tionsgesellschaft

Perspektive Bürger und Wirtschaft
„E-Government ohne Bürger!“ Das ist zumindest die 
schwierigste Vorstellung, die sich IT-Verantwortliche 
in den Verwaltungen machen können. Werden sie 
doch damit mit dem herkömmlichen Vorurteil, die 
Verwaltung arbeite nur für sich selbst, konfrontiert. 
Ungeachtet dessen sind die Probleme auch in den Mo-
dellkommunen vorhanden, die damit wiederum die 
aktuellen Studien bestätigen, dass es in Deutschland 
noch zu wenig um die Nutzer des E-Governments 
geht. Die Probleme erscheinen indes relativ klar zu 
sein und bestehen vor allem in 

 •  mangelnden Anreizen für digitale Angebote,
 •  der Skepsis gegenüber der Verwaltung und 

öffentlichen Institutionen (im Gegensatz zu Face-
book und anderen Medien),

 •  relativ wenigen Verwaltungskontakten,
 •  einer geringen Nutzerfreundlichkeit und zu kom-

plizierten Instrumenten sowie nicht zuletzt 
 •  in einem mangelnden Marketing und zu geringen 

Ressourcen für ein entsprechendes zielgruppeno-
rientiertes Marketing. 

Es besteht also weniger ein Erkenntnis- als vielmehr 
ein Umsetzungsdefizit für Maßnahmen, die die Bür-
ger und die Wirtschaft von den vorhandenen Mög-
lichkeiten informieren und dafür auch werben. Dass 
es aber auch sehr gute und erfolgreiche Ansätze gibt, 
haben die Modellkommunen teils eindrucksvoll unter 
Beweis gestellt. Einige Beispiele und Auszüge aus den 
Berichten sollen diesen Hinweis belegen:

 •  „Je nach fachlichem Kontext werden Verwaltungs-
kunden und Verfahrenspartner […] über Informa-
tionsschreiben und -veranstaltungen, aber auch 
durch frühzeitiges Einbeziehen in die Erprobung 
von IT-Lösungen, auf neue Angebote hingewiesen 
und bei deren Nutzung unterstützt. Für die Pla-
nung und Umsetzung von Marketingmaßnahmen 
ist eine Zusammenarbeit mit Berufsverbänden, 

Kammern oder vorgesetzten Behörden sinnvoll und 
zumeist auch möglich.“  17

 •  „Eine wichtige Eigenschaft des Bürgerportals ist 
das responsive design, welches die komfortable 
Nutzung des Bürgerportals mittels mobiler Endge-
räte ermöglicht. Mit der zunehmenden Verbreitung 
von Smartphones und Tablets ist es unabdingbar, 
auch für diese Benutzer die Inhalte aus dem Portal 
optimal darzustellen und eine Nutzerfreundlichkeit 
auch auf kleinen Endgeräten sicherzustellen.“  18

 •  „Eine konsequente Mehrkanalstrategie in der 
Kommunikation ist unerlässlich für den Erfolg der 
Öffentlichkeitsarbeit.“   19

Allgemein können auch in diesem Themenbereich die 
Modellkommunen für viele Kommunalverwaltungen 
vielleicht nicht Vorbilder, aber zumindest eine wichti-
ge Orientierung für die Umsetzung von Maßnahmen 
sein.

Aber auch in zahlreichen Ländern der Europäi-
schen Union bemüht man sich zum Teil sehr intensiv 
um die Steigerung der Akzeptanz von E-Government-
Anwendungen. Auch hier soll auf drei ausgewählte 
Beispiele aus der Umfrage (Rapid-response) im Len-
kungsausschuss für Demokratie und Governance 
(CDDG) des Europarats (s.o. und vgl. Kap. 1.2) hinge-
wiesen werden:

Beispiel Spanien: Aktuell nutzt nur ein Drittel 
der Internet-User Onlineverfahren der Verwaltung, 
weshalb sich Spanien verpflichtet hat, bestimmte 
Nutzergruppen zu einer digitalen Interaktion (Steu-
erverwaltung, Belange der sozialen Sicherheit) zu 
bewegen. Neben der Einrichtung einer zentralen Ser-
vicerufnummer sollen auch weitere Öffnungen von 
Verwaltungsdienstleistungen mit dem Wahlrecht er-
folgen, diese elektronisch abzuwickeln.

Beispiel Irland: In Irland zielt die E-Government-
Strategie 2012-2015 auf eine Verbesserung der E-
Government-Dienste für Bürger und Unternehmen 
ab. Irland verweist auf eine sehr umfangreiche Nut-
zung aller Medienkanäle für die IT-orientierte Wer-
bung und Information. Darüber hinaus gibt es erste 
Ansätze für Gebührenreduzierungen bei der Nutzung 
von digitalen Online- Transaktionen.

17 LANDRATSAMT HEIDEKREIS 2015, S. 49.
18 LANDRATSAMT COCHEM-ZELL 2015 a, S. 18.
19 LANDRATSAMT COCHEM-ZELL 2014 b, S. 53.
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Beispiel Tschechien: In Tschechien existieren diverse 
Anreize für Kunden und Bürger, öffentliche Dienst-
leistungen elektronisch wahrzunehmen (z. B. Kla-
geeinreichungen, Informationsanfragen usw.). Zudem 
sind bestimmte Dienstleistungen nur noch auf elek-
tronischen Wege möglich (z. B. Steuererklärungen, 
E-Quittungen bei Ärzten). In den lokalen Behörden 
gehören Online-Angebote im Zuge der Selbstverwal-
tung (elektronische Terminvereinbarung, Auskünfte 
zum Informationszugang oder elektronische Antrags-
formulare) immer mehr zum Alltag. 

2.3.4 Empfehlungen aus dem Kreis 
der Modellkommunen

Entsprechend der genannten Probleme und Lösungs-
ansätze konnten aus den zahlreichen Berichten und 
Hinweisen der Modellkommunen aber auch direkte 
Empfehlungen für Kommunen abgeleitet werden, die 
erst jetzt professionell und nachhaltig mit E-Govern-
ment beginnen wollen.

Diese Empfehlungen und Tipps der Modellkom-
munen konzentrieren sich im Wesentlichen auf drei 
bereits bekannte Bereiche:

 •  Dem strategischen Vorgehen und dem pro-
fessionellen Projektmanagement und der 
Projektplanung,

 •  der externen Kooperationen und Kommunikati-
on zwischen den Verwaltungen (G2G) sowie

 •  der internen Kooperation und 
Akzeptanzförderung.

Im ersten Bereich des strategischen Vorgehens und 
dem Projektmanagement geht es den Modellkom-
munen vor allem um die professionelle Umsetzung 
von Veränderungen im Sinne eines integrativen Ma-
nagements (Change Management). Integrativ soll das 
Management vor allem aufgrund der zahlreichen 
Verflechtungen und Interdependenzen zwischen den 
Beteiligten, den Interessen und den fachlichen Bezie-
hungen sein. So empfiehlt die Stadt Halle (Saale) die 
Erstellung klarer Verantwortlichkeiten im Projektver-
lauf und die Stadt Norderstedt ein aktives Change-Ma-
nagement für Bürger, Politiker und Mitarbeiter. Auch 

die Etablierung eines E-Government-Koordinators ist 
ein dazu passendes Organisationselement.

Der zweite Bereich adressiert die externe Koope-
ration und Kommunikation zwischen den Verwal-
tungen und spricht damit das schwierige Terrain der 
interinstitutionellen Zusammenarbeit an – nach den 
aktuellen Studien nicht gerade eine Paradedisziplin 
des E-Governments in Deutschland. Nichtsdestotrotz 
oder gerade auch deshalb richten sich einige Empfeh-
lungen auf eine frühzeitige Kommunikation der An-
liegen bzw. Ziele der digitalen Transformation. In die-
sem Zusammenhang formuliert der Heidekreis einem 
Motto ähnlich: „Kooperationen im E-Government! Der 
zunächst entstehende Mehraufwand macht sich rasch 
bezahlt, sobald es gelingt arbeitsteilig vorzugehen!“ 
Aber auch der Ortenaukreis verleiht seinen Erfah-
rungen in der Empfehlung Ausdruck, Kooperationen 
zwischen den Verwaltungen zu fördern und frühzeitig 
Standardisierungen anzustreben. Nicht zuletzt ver-
weist die Stadt Norderstedt auf die Notwendigkeit, die 
Kooperation der Kommunen untereinander sowie die 
Kooperation mit Land und Bund zu verstetigen.

Im dritten Bereich der internen Kooperation und 
Akzeptanzförderung gibt es angesichts der zahlrei-
chen Ansätze auch entsprechende Empfehlungen, 
die in der Formulierung des Ortenaukreises gipfelt, 
die Betroffenen zu Beteiligten zu machen. Damit ist 
ein Grundprinzip des Innovations- und Changema-
nagement angesprochen, das aber auch bereits in an-
deren Verwaltungen der Modellkommunen beherzigt 
worden ist.    

Abschließend kommt aus dem Heidekreis eine 
übergeordnete Empfehlung, die für alle digitalen 
Reformaktivitäten in Kommunalverwaltungen glei-
chermaßen geeignet erscheint: Die Empfehlung eines 
pragmatischen Verständnisses von E-Government, 
das dem Verwaltungshandeln der deutschen Kommu-
nen in der umfassenden Breite und Tiefe alltagstaug-
liche, nützliche und bezahlbare, also ganz praktische 
IT-Unterstützung an die Hand geben soll.



3 Wirkungen des E-Government- 
Gesetzes des Bundes

3.1 Ausgangs- und Rahmenbedingungen 
des Gesetzes

Der Einsatz neuer Informations- und Kommunika-
tionstechnologie wird nicht allein durch die tech-
nischen Möglichkeiten einer Verwaltung bestimmt. 
Das elektronische Verwaltungshandeln ist nur zu-
lässig, wenn es den gesetzlichen Vorschriften nicht 
widerspricht und die hierfür nach allgemeinen (ver-
fassungs-)rechtlichen Grundsätzen notwendigen 
Rechtsgrundlagen vorliegen (Grundsatz der Gesetz-
mäßigkeit der Verwaltung). Somit darf die Verwal-
tung die rechtlichen Grenzen nicht überschreiten, 
auch wenn die bestehenden Regelungen offensicht-
lich notwendigen Modernisierungsmaßnahmen ent-
gegenstünden.  20 Darin wurzelt der Gedanke, ein Ge-
setz zur Förderung der elektronischen Verwaltung zu 
entwickeln, welches dem Puls der Zeit entspricht und 
ursprünglich avisierte Modernisierungswirkungen zu 
erreichen vermag. 

Geht man davon aus, dass ein Gesetz dann als 
erfolgreich zu bezeichnen ist, wenn es die mit seiner 
Verabschiedung intendierten Ziele erreicht, so werden 
nicht zwangsläufig sämtliche Wirkungen des Gesetzes 
erfasst. Deshalb greift an dieser Stelle die Wirkungs- 
bzw. Evaluierungsforschung anstatt der bloßen „Er-
folgskontrolle“. Die Schwierigkeiten einer Wirkungs-
forschung stellt SCHNEIDER anhand einer Untersu-
chung bei vier Bundesgesetzen (z. B. BAföG) heraus. Es 
wurde festgestellt, dass viele Faktoren die Wirkungen 
der Gesetze derart beeinflusst haben, dass sich allge-
mein gültige Rezepte für legislative Arbeiten nicht 
ableiten lassen.  21 „Für jeden vernünftigen Gesetzgeber 
ist es aber wichtig, ja unerlässlich, nicht nur die Wirkung 

20  Vgl. STELKENS 2010, S. 53.
21  Vgl. SCHNEIDER 2002, S. 112.

einer neuen Rechtsnorm zu bedenken, sondern sich auch 
das Umfeld vorzustellen, in dem die Norm anzuwenden 
sein wird.“  22 Denn beispielsweise würde ein Gesetz 
zur Steigerung der Staatseinnahmen als erfolgreich 
bezeichnet werden, wenn hierdurch die Einnahmen 
steigen. Angewendet auf die Erhöhung der Tabak-
steuer könnte aber ein Minderaufkommen der Steuer 
entstehen, was für das Gemeinwohl dennoch positiv 
zu bewerten ist.  23 Derartige Besonderheiten in Bezug 
auf das E-Government-Gesetz des Bundes sollte die 
in Kapitel 1.2 bereits in ihrer Methodik beschriebene 
Online-Befragung in den Modellkommunen heraus-
stellen. Hierdurch sollten erste Ansatzpunkte im Hin-
blick auf die anstehende Gesetzesfolgenabschätzung 
zum E-Government-Gesetz geliefert werden. Dies ist 
ein Verfahren, das zur Erkundung und vergleichenden 
Bewertung von Folgen beabsichtigter bzw. in Kraft ge-
tretener Rechtsvorschriften beiträgt.  24

Das Gesetz zur Förderung der elektronischen 
Verwaltung sowie zur Änderung weiterer Vorschrif-
ten mit dem E-Government-Gesetz (EGovG) hat viele 
Hoffnungen und Erwartungen erfüllt, die vor allem 
auf die Beseitigung von administrativen Hürden aus-
gerichtet waren. Dadurch wurden Dinge ermöglicht, 
die zuvor noch nicht oder nur mit Ausnahmeregelun-
gen zu erreichen gewesen sind. Der Deutsche Bundes-
tag hat in seiner 234. Sitzung am 18. April 2013 auf-
grund der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Innenausschusses – BT-Drucksache 17/13139 – den 
von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf – BT-Drucksache 17/11473 – nach zweiter und 

22 SCHNEIDER 2002, S. 112.
23 Vgl. SCHNEIDER 2002, S. 112.
24 Vgl. SCHUPPERT 2000, S. 959.
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dritter Lesung beschlossen. Der Bundesrat stimmte 
am 07. Juni 2013 dem Gesetz zu. Das EGovG ist am 
1. August in Kraft getreten.  25 Das Gesetz beinhaltet ei-
nen zeitlichen Umsetzungsplan mit zusätzlichen Ein-
schränkungen durch Kann- und Muss-Definitionen in 
den unterschiedlichen föderalen Ebenen.  26 Dass die 
einzelnen Bestimmungen des EGovG zu unterschied-
lichen Zeitpunkten in Kraft treten, liegt darin begrün-
det, dass bis zu deren Realisierung Organisationsarbeit 
geleistet und Haushaltsmittel bereitgestellt werden 
müssen.  27 Nachfolgend sollen die drei Schritte zur 
Umsetzung der Vorgaben des Gesetzes etwas genauer 
betrachtet werden:

Schritt 1: 1. Juli 2014
 •  § 2 Abs. 1 tritt gem. Art. 31 Abs. 2 am 1.7.2014 

in Kraft: Pflicht der Behörden von Bund und 
Ländern, elektronische Dokumente anzunehmen, 
auch dann, wenn diese mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur versehen sind („Pflicht 
zur Zugangseröffnung“). 

 •  § 2 Abs. 2 trat gem. Art. 31 Abs. 4 Satz 1 ein Kalen-
derjahr nach Aufnahme des Betriebes des zentral 

25 Vgl. BUNDESMINISTERIUM DES INNERN 2015, o. S.
26 Vgl. BUNDESMINISTERIUM DES INNERN 2015, o. S.
27 Vgl. KGST 2014, S. 28.

für die Bundesverwaltung angebotenen IT-Ver-
fahrens, über das De-Mail-Dienste für Bundesbe-
hörden angeboten werden, in Kraft:  
In der Verwaltung des Bundes die Verpflichtung, 
De-Mail zum Ersatz der Schriftform einzusetzen. 

Schritt 2: 1. Januar 2015 
 •  § 2 Abs. 3 trat gem. Art. 31 Abs. 3 am 1.1.2015 in 

Kraft: Pflicht der Bundesbehörden, die Nutzung 
des elektronischen Identitätsnachweises nach 
dem Personalausweisgesetz zu ermöglichen und 
dafür die auf Seiten der Behörden notwendige 
Infrastruktur bereitzustellen. 

 •  § 14 trat gem. Art. 31 Abs. 3 am 1.1.2015 in Kraft: 
diverse Pflichten der Behörden von Bund und 
Ländern zur Georeferenzierung.

Schritt 3: 1. Januar 2020
 •  § 6 Satz 1 tritt gem. Art. 31 Abs. 5 am 1.1.2020 in 

Kraft: Pflicht für Bundesbehörden, ihre Akten 
elektronisch zu führen.

Damit wird deutlich, dass derzeit bereits einige Pflich-
ten per Gesetz zu erfüllen sind. 

3.2  Studien zum E-Government-Gesetz 
bzw. dessen Wirkungen

Darüber hinaus wird nachfolgend eine gemeinsa-
me Studie der Materna GmbH und der Hochschule 
Harz (FH) betrachtet, deren Ergebnisse den derzeiti-
gen kommunalen Umgang mit dem E-Government-
Gesetz recht gut veranschaulichen. Die Materna 
GmbH und die Hochschule Harz (FH) führten diese 
gemeinsame, empirische Studie zum EGovG im Jahr 
2014 bzw. 2015 durch. Dabei erarbeiteten diese eine 
wissenschaftliche Konzeption, Planung und operative 
Umsetzung einer bundesweiten Online-Befragung. Es 
erfolgte eine integrative, komplexe Auswertung sowie 
eine Interpretation und abschließende Entwicklung 

von Handlungsempfehlungen, die im Folgenden kurz 
und zusammenfassend skizziert werden sollen. 

Allgemeine Empfehlungen
Ein Investitionsprogramm in Infrastrukturen und 
Vertrauen ist allein deshalb sehr wichtig, weil sowohl 
in den Verwaltungen als auch außerhalb der Verwal-
tungen die Akzeptanz für digitale Lösungen nicht in 
ausreichendem Maße vorhanden ist. Hier gilt es, nicht 
nur die Bürger, sondern auch die Mitarbeiter in den 
Verwaltungen stärker für dieses Thema zu sensibili-
sieren und ihnen die notwendigen Kompetenzen für 
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den Umgang auch mit Daten sowie die technischen 
Voraussetzungen zu geben. 

Eng damit verbunden sind Schulungs- und Perso-
naloffensiven in den Verwaltungen, die ebenfalls die 
notwendigen IT-Kompetenzen durch stärkere Ein-
bindung der Aus- und Weiterbildungsinstitutionen 
in den Verwaltungen herstellen und gewährleisten 
sollen. Vor dem Hintergrund des demographischen 
Wandels in den Verwaltungen kommt diesem Ansatz 
sicherlich eine besondere Bedeutung zu. 

Um letztlich ähnliche Programme und Initiativen 
überhaupt umsetzen zu können, bedarf es weiterer 
Anreiz- und Impulsstrukturen, bei denen es um die 
Verbesserung der Finanzsituation der Kommunen 
allgemein, aber auch um die Ausweitung von Kom-
petenzen und Nutzung praxisbezogener Anwendun-
gen geht. 

Nicht zuletzt sollte ein deutlich intensiverer Wis-
senstransfer zwischen den beteiligten Ebenen der 
Verwaltungen, den vorhandenen Kompetenzgremien, 
z. B. IT-Planungsrat oder Nationales E-Government- 
Kompetenzzentrum, der Wirtschaft und den Hoch-
schulen erfolgen, um die rechtlichen, wirtschaftli-
chen und technischen Herausforderungen effizient 
lösen zu können. Und dazu gehört abschließend auch 
eine verstärkte wissenschaftliche Begleitung, um den 
wachsenden Fragen und dem steigenden Forschungs-
bedarf, der sich aus vielen neuen Anwendungen und 
Innovationen ergibt, gerecht zu werden. 

Empfehlungen auf Bundesländer-Ebene
Die Ausgestaltung von Landes-E-Government-Geset-
zen zeigt sich als eine klare und deutliche Anforde-
rung vor allem auch auf kommunaler Ebene. Dadurch 
sollen die Rechtssicherheit und feste Rahmenbedin-
gungen für konkrete Verwaltungstätigkeiten, erhöht 
bzw. verbessert werden. Aber nicht nur die konkreten 
Regelungen für den Verwaltungsalltag, sondern auch 
Detailregeln zum Datenschutz und zur Datensicher-
heit sind hier optimal verortet. 

Um eine verbesserte Organisation der E-Govern-
ment-Entwicklung umzusetzen, erscheinen Plattfor-
men mit Basis-Diensten / -Komponenten, die anderen 
Verwaltungen zur Verfügung gestellt werden können, 
eine besondere Bedeutung zu bekommen. Vor allem 
die Kommunen wünschen sich ein entsprechendes 
Agreement mit den Bundesländern, weil sie dadurch 
zum einen auf erprobte Anwendungen zurückgreifen 

können und zum anderen nicht aufwendige Einfüh-
rungen oder Ausschreibungen durchführen müssen. 

Empfehlungen auf Kommunaler Ebene
In diesem Zusammenhang könnten Kooperation-
soffensiven (horizontale Kooperationen), z. B. mit 
Nachbarkommunen oder Kommunen ähnlicher 
Größenordnung, deutlich mehr Potenziale für das 
E-Government ganz praktisch erschließen. Mit mehr 
Kooperationen untereinander kann darüber hinaus 
ein stärkerer Fokus auf die Kunden der Verwaltung 
und auf die entsprechenden Nutzenpotenziale gelegt 
werden. 

Ähnliches gilt bei Werbemaßnahmen für 
E-Govern ment sowie für die Erstellung von Kon-
zepten zur stärkeren Nutzerorientierung (Usability), 
da die Nähe zum Kunden und damit der alltägliche 
Umgang mit dem Kunden wie auf keiner anderen Ver-
waltungsebene vorhanden sind. 

Ergebnisse der NEGZ-Studie 
Trotz einer völlig unterschiedlichen Methodik und 
Vorgehensweise stehen die Empfehlungen der Studie 
des NEGZ zur Analyse des Potenzials des E-Govern-
ment-Gesetzes aus dem Jahr 2014 im Auftrag des Bun-
desministeriums des Innern in weiter Übereinstim-
mung mit der vorgestellten empirischen Studie.  28 
Hier wurden die einzelnen Handlungsempfehlungen 
zur optimalen Umsetzung des E-Government-Geset-
zes nach vier Gestaltungszielen ausgerichtet und be-
trafen konkret:  29

Gestaltungsziel 1: Nahtloses E-Government
 •  Zentralisierte Portallösungen, 
 •  Durchgängigkeit der Lebenslagen,
 •  E-Government-Gesetzgebung der Länder,

Gestaltungsziel 2: Nutzerorientiertes E-Government 
 •  Zielgruppenangemessene Werbemaßnahmen,
 •  Angemessene Preisstrukturen für Infrastruktur,
 •  Zielfokussierung und Usability,

Gestaltungsziel 3: Vertrauenswürdiges 
 E-Government

 •  Rechtssicherheit und rechtliche 
Rahmenbedingungen,

28 Vgl. NATIONALES E-GOVERNMENT KOMPETENZZENTRUM (Hrsg.): Analyse des 
Potenzials des E-Government-Gesetzes. Berlin 2014.

29 Vgl. NATIONALES E-GOVERNMENT KOMPETENZZENTRUM 2014, S. 124 ff.
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 •  Transparente Datenverarbeitung,
 •  Schulung der Verwaltungsmitarbeiter,

Gestaltungsziel 4: Offenes E-Government
 •  Kontinuierliche Weiterentwicklung,
 •  Best-Practice-Datenbank.

Man erkennt deutlich, dass auch diese Studie die we-
sentlichen Handlungsfelder adressiert, die auch schon 
in der empirischen Studie diagnostiziert worden sind 
und auch bei den Modellkommunen eine große Rolle 
spielen: 

 •  Erstens die Akzeptanzproblematik (s. vor allem 
das Gestaltungsziel 3), 

 •  zweitens die Thematik der stärkeren Kunden-
orientierung (Gestaltungsziel 2) und 

 • drittens die Kooperation der administrativen 
Ebenen, inkl. die nicht unbedeutende Rolle der 
Ländergesetzgebung im Sinne des G2G (Gestal-
tungsziel 1). 

Aber auch die zielgruppenangemessenen Werbemaß-
nahmen (Gestaltungsziel 2) zeigen sich als eine immer 
wieder auch von den Modellkommunen erhobene 
Forderung nach einer deutlichen Verstärkung der 
Nachfragen durch den Bürger und der Wirtschaft.

3.3 Konkrete Auswirkungen des 
Gesetzes in den Kommunen

Auch die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Ver-
waltungsmanagement (KGST) ist der Auffassung, 
dass das E-Government-Gesetz Grundlage für effek-
tive und effiziente Verwaltungsarbeit und ein weiterer 
wichtiger Schritt in Richtung Verwaltungsmoderni-
sierung ist. 

Diesem Gedankengang folgend, ist das Gesetz an-
gesichts der kommunalen Herausforderungen unum-
gänglich, um neue Gestaltungspotentiale zu eröffnen 
und damit Zukunftsorientierung zu geben.  30 Dabei 
ist das EGovG des Bundes in Teilen eben auch für die 
Kommunen verpflichtend, wie die nachfolgende Ta-
belle deutlich aufzeigen kann.

30  Vgl. KGST 2014, S. 34.

Nr. EGovG verpflichtet zu … Bund Länder Kom-
munen

1 Elektronische Zugangseröffnung X Y Y

2 De-Mail / eID Einsatz X 0 0

3 E-Payment X Y Y

4 Elektronische Nachweise /  
Dokumente

X Y Y

5 Selbstbeschaffung elektronischer 
Dokumente durch Behörde

X Y Y

6 Open Data maschinenlesbar X Y Y

7 Georeferenzierung von Registern X Y Y

8 Amtliche Bekanntmachungen 
elektronisch

X Y Y

9 Elektronische Bereitstellung von 
Verwaltungsinformationen

X 0 0

10 Elektronische Aktenführung X 0 0

11 Ersetzendes Scannen X 0 0

12 Elektronische Akteneinsicht X 0 0

13 Prozessoptimierungen X 0 0

14 Tracking Funktionen X 0 0

Tab. 7: Umsetzungsverpflichtungen aus dem 
E-Govern ment-Gesetz für die verschiedenen 
Verwaltungs ebenen
Quelle: KGST 2014, S. 4.

Die Markierung „X“ in der Tabelle soll die Verpflich-
tung der Bundesbehörden und „Y“ die Pflicht der 
Länder und Kommunen bei der Ausführung von 
Bundesangelegenheiten ausdrücken. Der Bereich 
der Aufgaben der Kommunen, die sich auf Bundes-
recht stützen, ist größer als erwartet. Wie bereits in 
der Tabelle aufgezeigt, müssen die Kommunen z. B. 
einen elektronischen Zugang eröffnen (§ 2 EGovG), 
eine elektronische Bezahlfunktion bereitstellen (§ 4 
EGovG), dafür sorgen, dass Nachweise elektronisch 
eingereicht werden können, wenn elektronische 
Verfahren genutzt werden (§ 5 EGovG), sowie digita-
le Daten im Sinne von Open Data maschinenlesbar 
bereitstellen (§ 12 EGovG).  31 Hingegen erfordert das 
„O“ zunächst eine Landesgesetzgebung auf dem Ge-
biet des E-Governments, um die Durchführung der 
benannten E-Government-Anwendungen zwingend 
herbeizuführen. Damit bietet das E-Government-
Gesetz des Bundes außerhalb gesetzlicher Vorgaben 
die Möglichkeit, kommunale Prozesse durch die Ein-
führung moderner elektronischer Services zu opti-
mieren.  32 

Über die nationale Gesetzgebung hinaus, beein-
flussen auch die EU-Gesetze die Umsetzung von Vor-

31 Vgl. GROß 2014, S. 8.
32 Vgl. GROß 2014, S. 8.
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haben auf diesem Gebiet. Beispielsweise verpflichtet 
die Richtlinie 2014/55/EU über die elektronische 
Rechnungsstellung bei öffentlichen Aufträgen zu-
nächst Bundesbehörden ab November 2018 zur An-
nahme und Verarbeitung elektronischer Rechnun-
gen mit ihren gesetzlichen Aufbewahrungspflichten. 
An dieser Stelle wird der Bezug zu der im E-Govern-
ment-Gesetz verpflichtend vorgeschriebenen elek-

tronischen Aktenführung deutlich, die als Instrument 
mit entsprechenden Workflows bis hin zum Archiv 
bereits heute gute Dienste leisten kann. Der ganz-
heitliche Blick für durchgängige, gesetzeskonforme 
Prozesse bringt den größten möglichen Mehrwert in 
der Planung, für die Umsetzung und den Nutzen für 
die Bewältigung von Verwaltungsaufgaben.  33

33 Vgl. MATERNA GMBH INFORMATION & COMMUNICATIONS UND HOCHSCHULE 
HARZ (FH) 2015, S. 7.

3.4 Bewertung des Gesetzes durch die 
Kommunen

Im vorangegangenen Kapitel wurden die unmittel-
baren Umsetzungsverpflichtungen, die sich aus dem 
E-Government-Gesetz des Bundes für deutsche Kom-
munen ergeben, dargestellt. Hierbei handelt es sich 
zusammenfassend um die: 
1. § 2 (1) EGovG: Einrichtung eines elektronischen 

Zugangs für die Verwaltungskunden, auch so-
weit sie mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur versehen sind, 

2. § 4 EGovG: zur Verfügung Stellung mindestens 
einer elektronischen Bezahlmöglichkeit,

3. § 5 (1) EGovG: Möglichkeit der Beibrin-
gung elektronischer Nachweise durch 
Verwaltungskunden,

4. § 5 (2) EGovG: behördeninterne Einholung elek-
tronischer Nachweise,

5. § 12 EGovG: Verwendung maschinenlesbarer 
Formate,

6. § 13 EGovG: Forderung zum Entfall des Unter-
schriftsfelds auf einem E-Formular sowie

7. § 14 EGovG: bundesweit einheitliche 
Georeferenzierung.

Diese Regelungen werden nachfolgend inhaltlich 
genauer untersucht. Hierbei werden untermauernde 
Umsetzungsbeispiele aus den Modellkommunen ge-
liefert. Diese Erläuterungen leiten auf die Darstellung 
eines ersten Meinungsbildes in Bezug auf die Prakti-
kabilität und Akzeptanz etwaiger Regelungen aus den 
Reihen der Modellkommunen hin. Die methodische 

Vorgehensweise zur Erfassung der Ergebnisse wurde 
bereits in Kapitel 1.2 erläutert.

Elektronischer Zugang zur Verwaltung (§ 2)

§ 2 (1) EGovG  
Jede Behörde ist verpflichtet, auch einen Zugang für die 
Übermittlung elektronischer Dokumente, auch soweit 
sie mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
versehen sind, zu eröffnen.

Im Rahmen der ersten für die Kommunen unmittel-
bar geltenden Forderung aus dem EGovG wurde der 
§ 2 (1) EGovG betrachtet, der jede Behörde verpflich-
tet, einen Zugang für die Übermittlung elektronischer 
Dokumente zu eröffnen, auch soweit sie mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur versehen sind. 
Vor diesem Hintergrund schlägt z. B. der Heidekreis 
vor, einen elektronischen Zugang zur Baulastenaus-
kunft mittels E-Baulastenverzeichnis zu schaffen.  34 

Elektronische Bezahlmöglichkeiten (§ 4) 

§ 4 EGovG 
Fallen im Rahmen eines elektronisch durchgeführ-
ten Verwaltungsverfahrens Gebühren oder sonstige 
Forderungen an, muss die Behörde die Einzahlung 
dieser Gebühren oder die Begleichung dieser sonstigen 

34 Vgl. LANDRATSAMT HEIDEKREIS 2015, S. 17.
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Forderungen durch Teilnahme an mindestens einem 
im elektronischen Geschäftsverkehr üblichen und hin-
reichend sicheren Zahlungsverfahren ermöglichen.

Darüber hinaus fordert das EGovG in § 4 EGovG die 
elektronische Bezahlmöglichkeit durch Teilnahme an 
mindestens einem Zahlungsverfahren. Hierzu werden 
in den Modellkommunen verschiedenste Bezahlme-
thoden wie ELBe zur elektronischen Abwicklung der 
Lastschriftverfahren für Behörden, PayPal, sowie giro-
pay genutzt.  35 Diese können z. B. mit einem Bürger-
portal verknüpft und somit für die Verwaltungskun-
den leichter zugänglich gemacht werden.

Nachweise (§ 5 Abs. 1) 

§ 5 (1) EGovG 
Wird ein Verwaltungsverfahren elektronisch durch-
geführt, können die vorzulegenden Nachweise elek-
tronisch eingereicht werden, es sei denn, dass durch 
Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist oder die 
Behörde für bestimmte Verfahren oder im Einzelfall 
die Vorlage eines Originals verlangt. Die Behörde 
entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, welche 
Art der elektronischen Einreichung zur Ermittlung des 
Sachverhalts zulässig ist. 
 
§ 5 (2) EGovG 
Die zuständige Behörde kann erforderliche Nachweise, 
die von einer deutschen öffentlichen Stelle stammen, 
mit der Einwilligung des Verfahrensbeteiligten direkt 
bei der ausstellenden öffentlichen Stelle elektronisch 
einholen.

Die dritte unmittelbare Forderung besteht aus den 
elektronischen Nachweisen gemäß § 5 EGovG. Nach 
dessen ersten Absatz sollen Nachweise in elektroni-
schen Verwaltungsverfahren auch elektronisch einge-
reicht werden können. Diese Forderung kann bereits 
durch das Einrichten einer Upload-Möglichkeit von 
eingescannten Dokumenten im Bürgerportal ge-
schaffen werden.  36 Ergänzend dazu ermöglicht der 
zweite Absatz, dass die zuständige Behörde erforder-
liche Nachweise mit der Einwilligung des Verfahrens-
beteiligten direkt bei der ausstellenden öffentlichen 
Stelle elektronisch einholen kann. Ein praktisches 

35 Vgl. z. B. STADT DÜREN 2015 a, S. 40.; STADT GÜTERSLOH 2015 a, S. 12.
36 Vgl. STADT GÜTERSLOH 2015 b, S. 9.

Beispiel hierfür ist die Einholung der Nachweise im 
BAföG-Antragsverfahren durch das Amt für Ausbil-
dungsförderung des Ortenaukreises, z. B. bei der Schu-
le oder Hochschule.  37

Anforderungen an das Bereitstellen  
von Daten (§ 12) 

§ 12 (1) EGovG 
Stellen Behörden über öffentlich zugängliche Netze 
Daten zur Verfügung, an denen ein Nutzungsinteres-
se, insbesondere ein Weiterverwendungsinteresse im 
Sinne des Informationsweiterverwendungsgesetzes, zu 
erwarten ist, so sind grundsätzlich maschinenlesbare 
Formate zu verwenden. Ein Format ist maschinenles-
bar, wenn die enthaltenen Daten durch Software auto-
matisiert ausgelesen und verarbeitet werden können. 
Die Daten sollen mit Metadaten versehen werden.

Außerdem fordert das EGovG laut § 12 EGovG eben-
so die Kommunen auf, maschinenlesbare Formate zu 
verwenden, wenn diese über öffentlich zugängliche 
Netze Daten zur Verfügung stellen. Konkrete Anwen-
dungsbeispiele sind maschinenlesbare raumbezogene 
Daten bzw. der Zugriff auf derartige Daten in einem 
Open Data Portal.  38

Elektronische Formulare (§ 13) 

§ 13 EGovG 
Ist durch Rechtsvorschrift die Verwendung eines 
bestimmten Formulars vorgeschrieben, das ein Un-
terschriftsfeld vorsieht, wird allein dadurch nicht die 
Anordnung der Schriftform bewirkt. Bei einer für die 
elektronische Versendung an die Behörde bestimmten 
Fassung des Formulars entfällt das Unterschriftsfeld.

Wiederum sieht § 13 EGovG vor, dass bei einer für die 
elektronische Versendung an die Behörde bestimm-
ten Fassung eines Formulars das Unterschriftsfeld 
entfallen kann. Hierdurch soll es zu Prozessbeschleu-
nigungen kommen.

37 Vgl. LANDRATSAMT ORTENAUKREIS 2015, S. 6.
38 Vgl. HALLE (SAALE) 2015, S. 52.
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Georeferenzierung (§ 14) 

§ 14 EGovG 
(1) Wird ein elektronisches Register, welches Angaben 
mit Bezug zu inländischen Grundstücken enthält, neu 
aufgebaut oder überarbeitet, hat die Behörde in das 
Register eine bundesweit einheitlich festgelegte direkte 
Georeferenzierung (Koordinate) zu dem jeweiligen 
Flurstück, dem Gebäude oder zu einem in einer Rechts-
vorschrift definierten Gebiet aufzunehmen, auf welches 
sich die Angaben beziehen. 
 
(2) Register im Sinne dieses Gesetzes sind solche, für die 
Daten auf Grund von Rechtsvorschriften des Bundes 
erhoben oder gespeichert werden; dies können öffentli-
che und nichtöffentliche Register sein.

Im Rahmen der letztgenannten unmittelbaren For-
derung geht es um die bundesweit einheitlich festge-
legte direkte Georeferenzierung gemäß § 14 EGovG. 
Laut Befragung verschiedenster Verwaltungsebenen 
in Deutschland, Österreich und der Schweiz sind 
Geo-Referenzierungen mit 80 Prozent gefolgt von 
der  E-Akte mit 54 Prozent die am meisten eingesetz-
ten E-Government-Elemente.  39 Dies zeigt die hohe 
Bedeutung der raumbezogenen Daten auf. Die bun-
desweit einheitlich festgelegte Georeferenzierung ist 
beispielsweise im Hinblick auf die elektronische Be-
reitstellung von georeferenzierten Informationen zu 
Kulturdenkmalen bei der „E-Akte Denkmalschutz“ 
von Relevanz.  40

Die zuvor erläuterten Regelungen wurden im 
Hinblick auf bestimmte Kriterien durch die Modell-
kommunen bewertet. Diese Evaluationsperspektiven 
ergeben sich aus einer ganzheitlichen Betrachtung der 
potentiell von dem Gesetz zur Förderung der elekt-

39 Vgl. MATERNA GMBH INFORMATION & COMMUNICATIONS und HOCHSCHULE 
HARZ (FH) 2016, S. 28.

40 Vgl. LANDRATSAMT HEIDEKREIS 2015, S. 20.

ronischen Verwaltung angesprochenen Zielgruppen. 
Das heißt, dass geprüft wird, inwiefern sich das E-
Government-Gesetz in den Bereichen innerhalb der 
Verwaltung sowie außerhalb dieser entfaltet.

Wirtschaftlichkeitsperspektive
Hierzu wurden die Modellkommunen zunächst be-
fragt, wie diese die Wirtschaftlichkeit der einzelnen 
unmittelbar umzusetzenden Paragrafen bewerten. 
Diese äußert sich beispielsweise in der für die Umset-
zung notwendigen Zeit und dem Personalaufwand. 
Dabei wurde eine Skala von 1 (wirtschaftlich) bis 5 
(unwirtschaftlich) vorgegeben. Besonders auffällig 
ist an dieser Stelle die mit dem Wert 3 am wenigsten 
wirtschaftlich klassifizierte Regelung zur Maschinen-
lesbarkeit elektronischer Dokumente aus § 12 EGovG. 
Die Forderung der automatisierten Auslesung und 
Verarbeitung der Daten mittels einer Software scheint 
demnach einen hohen Aufwand auf Seiten der Befrag-
ten zu verursachen. Weiterhin tendieren die Einschät-
zungen zur bundeseinheitlichen Georeferenzierung 
(§ 14 EGovG) sowie zur Einrichtung eines elektroni-
schen Zugangs (§ 2 EGovG) zur Unwirtschaftlichkeit.

Verständlichkeitsperspektive
Ähnliche Ergebnisse sind auch im Hinblick auf die 
Verständlichkeit der Regelungen zu konstatieren. 
Lediglich die Nachvollziehbarkeit des § 4 EGovG zur 
Einrichtung mindestens einer elektronischen Bezahl-
möglichkeit und des § 2 EGovG zum elektronischen 
Zugang schneiden gegenüber der Wirtschaftlichkeit 
deutlich besser ab. Hingegen wird das Verständnis des 
§ 12 EGovG noch eine Nuance schlechter eingestuft 
als dessen Wirtschaftlichkeit.
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Umsetzungsperspektive

Abb. 1: Einschätzung unmittelbarer Umsetzungsverpflichtungen aus dem E-Government-Gesetz durch die 
 Modellkommunen
Quelle: Eigene Erhebungen 2016.

Als weiterer Ansatzpunkt für eine Evaluation gilt die 
Umsetzungsperspektive. In diesem Zuge wurde die 
Umsetzbarkeit abgefragt, die die Forderungen des 
Gesetzes dem tatsächlichen Entwicklungsstand ge-
genüberstellt. Damit wird ein erstes Abbild möglicher 
Hürden und Hemmnisse zur Praktikabilität gegeben. 
Erneut fällt die Maschinenlesbarkeit (§ 12 EGovG) als 
Negativbeispiel auf. Gründe hierfür werden in der 
mangelnden Mitarbeiterakzeptanz gesehen. Jedoch 
scheint dessen Umsetzbarkeit nicht aussichtslos: Die 
offenen Fragen zur Umsetzung dieses Paragrafen 
haben ergeben, dass hierzu Schnittstellen in vorhan-
denen Fachverfahren im Rahmen eines grenzüber-
schreitenden Projektes angedacht sind. Auch die be-
hördeninterne Einholung elektronischer Nachweise 
(§ 5 (2) EGovG) schneidet im Hinblick auf ihre Umsetz-
barkeit relativ schlecht ab. Als Problem wurde hier z. B. 

benannt, dass die landesweite Datenbank nur Daten 
der teilnehmenden Gemeinden enthält. 

Auch die Kosten werden kritisch gesehen. Erste 
Umsetzungsansätze bestehen in Gewerberegister- so-
wie Melderegisterauskünften über einen landeswei-
ten Datenbestand („Spiegeldatenbank“). Ebenso wird 
an der Entwicklung entsprechender Prozesse (z. B. 
elektronische Bauakte) gearbeitet, bei denen diese Op-
tion in Frage kommt. Darüber hinaus wird § 4 EGovG 
zum E-Payment bereits als gut umsetzbar eingestuft. 
Wie zuvor bei der Beschreibung des Paragrafen ange-
deutet, kommen hierzu zahlreiche Bezahlmethoden 
in Betracht, die im Optimalfall mit einem Bürgerpor-
tal verknüpft werden. 
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wirtschaftlich / verständlich / umsetzbar ........................... unwirtschaftlich / unverständlich / nicht umsetzbar
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Konkreter Umsetzungsstand
Des Weiteren wurden die Modellkommunen hin-
sichtlich einzelner Normen befragt, ob sie deren Um-
setzung bereits sichergestellt, in den nächsten zwei 
Jahren geplant, langfristig geplant oder nicht geplant 
haben. Infolge dessen kann der Zielerreichungsgrad 
der Paragrafen abgebildet werden.

Entsprechend der zuvor für den § 2 EGovG zum 
E-Zugang positiv klassifizierten Umsetzbarkeit wurde 
diese Forderung sichergestellt. Demgegenüber konnte 

in etwa bei einem Drittel der Befragten ein elektroni-
sches Zahlverfahren (§ 4 EGovG) eingerichtet werden. 
Auch dies korrespondiert mit der zuvor festgestellten 
guten Umsetzbarkeit. Jedoch fällt an dieser Stelle auf, 
dass der Wegfall des Unterschrifterfordernisses in 
elektronischen Formularen (§ 13 EGovG) nur in einer 
Modellkommune sichergestellt ist. Jedoch gab fast die 
Hälfte der Befragten an, dass sie die Umsetzung in den 
nächsten zwei Jahren planen.

Abb. 2: Derzeitiger Umsetzungsstand einzelner Regelungen des E-Government-Gesetzes in den 
Modellkommunen (Angaben in Prozent)
Quelle: Eigene Erhebungen 2016.
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Akzeptanz von Kunden und Mitarbeitern
Außerdem wurden die Modellkommunen zur verwal-
tungs- und kundenseitigen Akzeptanz bzw. Nutzung 
etwaiger IT-Dienstleistungen, die aus den vorgenann-
ten Regelungen entspringen, befragt. Hierzu wurde 
eine Skala von 1 (sehr hohe Akzeptanz bzw. Nutzung) 
bis 5 (keine Akzeptanz bzw. Nutzung) vorgegeben.

Im  Vergleich zu den Werten der Wirtschaftlich-
keit, Verständlichkeit und Umsetzbarkeit wird sofort 
deutlich, dass die Werte für die Akzeptanz deutlich ge-
ringer ausfallen. Während sich die Mittelwerte für den 
ersten Teil zwischen 2 und 3 bewegen, zeigen sich die 
Akzeptanzmittelwerte mit Werten zwischen 2,5 und 
3,9 signifikant schlechter. 

Die geringe interne als auch externe Akzeptanz 
bzw. Nutzung ist in Bezug auf den § 2 EGovG auffäl-
lig. Dies steht im Konflikt zur bereits beschriebenen 
Sicherstellung der Umsetzung in der Mehrheit der 
Fälle. Als Grund hierfür wurde mehrfach angegeben, 
dass die elektronische Signatur für den Bürger zu um-
ständlich und kompliziert sei. Technische Probleme 
werden dabei eher als gering eingestuft. 

Die Maschinenlesbarkeit (§ 12 EGovG) folgt mit einer 
ähnlich geringen Akzeptanz bzw. Nutzung. Dies wird 
damit begründet, dass das Verständnis für die The-
matik nicht vorhanden ist und die Daten noch sehr 
oft in nicht-maschinenlesbarer Form vorliegen. Hin-
zukommend profitiert von dieser Regelung auf einer 
Skala von 1 bis 3 laut Einschätzung der Befragten die 
Wirtschaft mit einem Mittelwert von 1,7 am meisten, 
gefolgt von den Bürgern mit 2,1 und der Verwaltung 
mit 2,2. 

Dieses Ranking untermauert insgesamt die Be-
wertung der geringen Akzeptanz in der Verwaltung. 
Demgegenüber schneiden auch hinsichtlich ihrer 
Akzeptanz und Nutzung die elektronischen Bezahl-
methoden (§ 4 EGovG) relativ gut ab. Es ist anzumer-
ken, dass die Modellkommunen nicht in Bezug auf die 
verwaltungskundenseitige Akzeptanz bzw. Nutzung 
der bundesweit einheitlichen Georeferenzierung (§ 
14 EGovG) befragt wurden, da diese unmittelbar nur 
intern wirkt.

Abb. 3: Akzeptanz und Nutzung unmittelbarer Umsetzungsverpflichtungen aus dem E-Government-Gesetz durch 
die Modellkommunen 
Quelle: Eigene Erhebungen 2016.
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Einschätzungen der Auswirkungen des E-Govern-
ment-Gesetzes 
Abschließend wurde die allgemeine Einschätzung zu 
den Auswirkungen des E-Government-Gesetzes in 
der eigenen Behörde und im Allgemeinen auf einer 
Skala von 1 (sehr hoch) bis 5 (sehr gering) abgefragt. 
In Bezug auf die Wirkungen in der eigenen Behörde 
wurde ein Mittelwert von 2,7 in Form einer Normal-
verteilung erreicht. Das heißt, dass die Auswirkungen 
im Mittelfeld liegen, weder besonders stark, noch be-
sonders gering bewertet wurden. 

In großer Übereinstimmung mit den bereits zitier-
ten Ergebnissen der Studie der Materna GmbH und 
Hochschule Harz kann abgeleitet werden, dass die all-
tägliche Arbeit in den Modellkommunen auch nach 
Meinung der Modellkommunen durch das EGovG in 
relativ geringem Maße tangiert wird. Auch im Allge-
meinen, z. B. in Bezug auf die Arbeit in anderen Be-
hörden, werden diese Auswirkungen nur wenig höher 
eingeschätzt.

Abb. 4: Allgemeine Beurteilung der Auswirkungstiefe des E-Government-Gesetzes durch die Modellkommunen
Quelle: Eigene Erhebungen 2016.
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3.5 Zusammenfassung der zentralen 
 Ergebnisse und Konsequenzen

Aus diesen Darstellungen ist sehr deutlich geworden, 
dass es sowohl anhand der Ausführungen der Modell-
kommunen als auch anhand früherer Studien nicht 
juristische Probleme sind, die maßgebliche Probleme 
bei der Administration des E-Government-Gesetzes 
verursachen. Vielmehr sind es Probleme bei der Ver-
ständlichkeit, bei der Umsetzung und Wirtschaftlich-
keit, aber vor allem bei der Akzeptanz sowohl von 
Mitarbeitern als auch Bürgern, die die Umsetzung des 
Gesetzes be- und teils verhindern. 

Nachdem die Hintergründe zur Erarbeitung des 
E-Government-Gesetzes des Bundes geschildert und 
dessen allgemeine Wirkungen durch aktuelle Studi-
en untermauert wurden, konnte der konkrete Bezug 
zur kommunalen Tätigkeit hergestellt werden. Hier-
bei wurden die unmittelbar wirkenden Paragrafen 
beschrieben und hinsichtlich bestimmter Kriterien 
durch die Modellkommunen bewertet. Besonders 
auffällig war die bereits sichergestellte Umsetzung 
des § 2 EGovG, die dessen mangelnder Akzeptanz und 
Nutzung gegenübersteht. 

Trotz wachsender Nutzerzahlen auf einigen Por-
talen gilt es, an dieser Stelle Maßnahmen im Sinne 
der Kommunikation der Mehrwerte der Nutzung des 
elektronischen Zugangs inklusive elektronischer Sig-
natur zu kreieren. Weiterhin wurde die geringe Wirt-
schaftlichkeit, Verständlichkeit sowie Umsetzbarkeit 
der Maschinenlesbarkeit von Daten aus § 12 EGovG 
konstatiert. Diese fand besonders in der geringen 
internen als auch externen Akzeptanz und Nutzung 
ihren Ausdruck. An dieser Stelle könnte bereits bei 
der Formulierung der Norm angesetzt werden, um 
zunächst deren Nachvollziehbarkeit auf kommu-
naler Ebene sicherzustellen. Außerdem sollte in Be-
tracht gezogen werden, die Umsetzbarkeit anhand 
von praktischen Beispielen hinsichtlich Software und 
Aufwandspositionen deutlich zu machen. 

Abschließend ist zu konstatieren, dass durch das 
EGovG nur Mindestanforderungen an Kommunen 
formuliert wurden, soweit sie Bundesrecht ausfüh-
ren. Bestimmte Regelungen werden für Kommunen 
erst mit Übertragung durch landesspezifische Be-
stimmungen verpflichtend.  41 Um die Standardisie-
rung und Harmonisierung im E-Government weiter 
voranzutreiben, ist es jedoch wichtig, dass alle Länder 
möglichst schnell richtungsweisende Landes-EGovG 
beraten und verabschieden. Hierdurch sollen insbe-
sondere Rechtssicherheit und feste Rahmenbedin-
gungen für konkrete Verwaltungstätigkeiten geschaf-
fen werden. Derartige Rahmenbedingungen können 
z. B. mittels einer übergreifenden Koordinierung und 
Lenkung der IT-Standardisierung in der öffentlichen 
Verwaltung aufgebaut werden. Dieser Grundgedanke 
ist bereits in Art. 91c Abs. 2 GG enthalten. Auf diese 
Weise können praktikable Standards für die Zusam-
menarbeit auf allen Ebenen erzeugt werden und In-
sellösungen vermieden werden.  42

Die KGST ist wiederum der Meinung, dass auch 
schon vor einer expliziten gesetzlichen Verpflichtung 
die Weichen für eine E-Government-Implemen-
tierung gestellt werden können (und auch sollten): 
„Aber auch ohne eine gesetzliche Verpflichtung bietet 
das EGovG den Kommunen die Voraussetzungen, um 
elektronische Verwaltungsdienste einzuführen bzw. die-
se auszubauen. Jede Kommune kann also unverzüglich 
damit beginnen, E-Government-Projekte strategisch zu 
planen und umzusetzen. Dabei ist jedes E-Government-
Projekt zunächst ein Organisationsprojekt. Je nach örtli-
cher Situation müssen die Prozesse ausgewählt werden, 
durch die die größten Potenziale an Kundenservice, Ver-
waltungsvereinfachung und Rationalisierung gehoben 
werden können.“  43

41 Vgl. KGST 2014 a, S. 30.
42 Vgl. KOMPETENZZENTRUM ÖFFENTLICHE INFORMATIONSTECHNOLOGIE 2015, 

S. 25.
43 KGST 2014, S. 34.



4 Zusammenfassung und Ausblick

Die erfolgreichen Arbeiten der Modellkommunen 
in den letzten drei Jahren haben in beeindruckender 
Weise gezeigt, dass E-Government trotz vieler, nicht 
gerade idealer Rahmenbedingungen dennoch gelin-
gen kann. Und dies ist auch gleichzeitig Motto und 
Titel des zweiten Ergebnisses des Modellkommunen-
Projekts, das „E-Government-Kochbuch“. 

Das Ziel des Modellkommunen-Projekts war, vor 
dem Hintergrund des in Kraft getretenen E-Govern-
ment-Gesetzes des Bundes praktische Lösungen und 
Erfahrungen im kommunalen Kontext hervorzubrin-
gen, die auf andere Kommunen übertragen werden 
können (Wissens- und Know-How-Transfer) und die 
die Bürgerfreundlichkeit verbessern und die Effizienz 
des Verwaltungshandelns insgesamt zu steigern in der 
Lage sind.

Dieses Ziel konnte ohne jeden Zweifel erreicht 
werden, wie dieser Projektbericht ausführlich doku-
mentiert hat. Die Verwirklichung der zahlreichen, un-
terschiedlich fokussierten und unter teils schwierigen 
Rahmenbedingungen realisierten Projekte zeigten 
dennoch viele Gemeinsamkeiten. Darunter ist zum 
einen das sehr hohe Engagement der Akteure und 
Beteiligten genauso zu fassen, wie die Konfrontation 
mit sehr ähnlichen Problemlagen, sowohl intern als 
auch extern. Hier haben die Modellkommunen sehr 
deutlich gemacht, woran es derzeit noch hakt und 
woran man noch viel arbeiten muss:

 •  An den Umsetzungsmöglichkeiten in der eigenen 
Organisation,

 •  an der zum Teil fehlenden Akzeptanz der Mitar-
beiter und Führungskräfte, aber auch zum Teil 
der Bürger,

 •  an der teils mangelnden professionellen Strate-
gie- und Projektplanung sowie

 •  an der unzureichenden Kooperation der Verwal-
tungsebenen untereinander.

So konnten auf dieser Basis sowohl die Lösungsansät-
ze als auch die Empfehlungen sehr gut herausgearbei-
tet und auch für andere Verwaltungen im Sinne des 
Wissenstransfers verfügbar gemacht werden.

Auf der anderen Seite haben die Erfahrungen und 
Einschätzungen der Modellkommunen hinsichtlich 
der Umsetzung des E-Government-Gesetzes auch 
dazu geführt, klare Erkenntnisse zu gewinnen. In 
diesem Sinne konnte nachgewiesen werden, dass es 
weniger juristische, verwaltungsrechtliche oder tech-
nologische Probleme gibt, sondern dass es im We-
sentlichen um Probleme in der konkreten Umsetzung 
und in den zumeist organisations- und wirtschaftlich-
keitsbezogenen Kontexten geht. 
Abschließend muss die positive Projektdynamik 
ebenfalls nochmals deutlich hervorgehoben werden. 
Den Modellkommunen ist es nicht nur fachlich ge-
lungen, die Ziele zu erreichen, sondern auch geglückt, 
ein echtes Erfahrungs- und Lern-Netzwerk entstehen 
zu lassen. Die intensive Arbeit im Abschlussworkshop 
in Halle (Saale) stand stellvertretend für die hohe Mo-
tivation, etwas zu erreichen und erfolgreich zu sein. 
Und dass die Modellkommunen ihre über die Projekt-
laufzeit gewachsene Zusammenarbeit als ein offenes 
Netzwerk fortsetzen wollen, ist ein weiterer Beleg für 
den Geist und Erfolg des Gesamtprojektes. Sicherlich 
gibt es nun viele Gründe mehr, ähnliche Projekte auch 
in Zukunft zu gestalten. 
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